
Sozialistische 
Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


Pflegenotstand 

Immer weniger Personal soll für immer weniger 
Geld immer pflegebedürftigere Menschen immer 
besser versorgen. 
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Altes Gift, neue Märkte 

Das Erbe des Krieges und die Zukunft des Sozia¬ 
lismus: Zu Besuch bei der Kommunistischen Par¬ 
tei Vietnams. 
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Obamas Nachfolgerin 

Merkel übernimmt Führung bei antirussischer Politik und Aufrüstung 



Foto: Nato 


Gemeinsamer Aufrüstungswille: NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg (rechts) bei einem Besuch in Deutschland 2015 
mit Frank-Walter Steinmeier und Ursula von der Leyen, den deutschen Ministern für Äußeres und Verteidigung 


D er scheidende US-Präsident Ba¬ 
rack Obama hat die Kontinuität 
seiner antirussischen Politik in 
die Hände Deutschlands und dessen 
Regierungschefin Angela Merkel ge¬ 
geben. Sein Abschiedsbesuch in Euro¬ 
pa wurde am vergangenen Freitag mit 
einer in Berlin versammelten Runde 
von Regierungschefs und Staatsober¬ 
häuptern beendet. Auf Einladung von 
Kanzlerin Angela Merkel fanden sich 
neben Obama Frankreichs Präsident 
Francois Hollande und die Regierungs¬ 
chefs aus Britannien, Italien und Spa¬ 
nien, Theresa May, Matteo Renzi und 
Mariano Rajoy, zusammen. Einziger 
veröffentlichter Beschluss der Runde 
war eine Verlängerung der Sanktionen 
gegen Russland. Formelle Beschlüsse in 
Washington und Brüssel werden noch 
nachgereicht. 

Das Treffen der Sechs fand im Ber¬ 
liner Kanzleramt statt. Der scheiden¬ 
de US-Präsident sorgte so symbolisch 
und real dafür, dass seine antirussische 
Politik in Europa fortgeführt wird. In 
den europäischen Hauptstädten fürch¬ 
tet man nach dem Amtsantritt Donald 
Trumps einen Kurswechsel gegenüber 
Russland. Im Wahlkampf hatte der 
künftige Präsident davon gesprochen, 
dass er die Beziehungen zu Russland 
verbessern wolle. Dem soll offensicht¬ 
lich vorgebeugt werden. Dass die an¬ 
tirussische Politik und die verstärk¬ 
te Aufrüstung unter der informellen 
Führerschaft Deutschlands stattfindet, 
wie es das Arrangement des Treffens 
im Kanzleramt in Berlin nahelegt, ist 
bei den anderen Beteiligten aus Euro¬ 
pa anscheinend akzeptiert worden. Das 
Weiße Haus betonte in seiner Erklä¬ 
rung die Geschlossenheit, mit der der 
Sanktionsbeschluss gegen Russland ge¬ 
fasst worden ist. 

Die Szene passt sich ein in die 
„Analysen“ liberaler westlicher Me¬ 
dien sowie von Teilen des außenpoli¬ 
tischen Establishments, die deutsche 
Kanzlerin zur „Anführerin des libe¬ 
ralen Westens“ zu erklären und die 
Deutschland-Reise des scheidenden 
US-Präsidenten als „Staffelübergabe“ 


an Berlin einzustufen. Die Aufwer¬ 
tung der deutschen Kanzlerin wird 
gewöhnlich damit begründet, dass sie 
Donald Trump noch am 9. November 
eine Fortsetzung der Zusammenar¬ 
beit nur unter Bedingungen angebo- 
ten hat: Man werde lediglich auf der 
Grundlage „gemeinsamer Werte“ ko¬ 
operieren. Die Äußerung war welt¬ 
weit mit Erstaunen aufgenommen 
worden. Man sei es gewohnt, dass 
Washington seine Zusammenarbeit 
mit Staaten Lateinamerikas an die 
„Bedingung“ knüpfe, dass „Werte“ 
eingehalten würden, heißt es. Bisher 
habe sich noch kein deutscher Regie¬ 
rungschef eine Konditionalisierung 
der Kooperation mit Washington an¬ 
gemaßt. Die deutsche Kanzlerin biete 
den USA nun offen die Stirn. 

Für Berlin kommt die Aufwer¬ 
tung zur Führungsmacht des „libera¬ 
len Westens“ zu einem heiklen Zeit¬ 


punkt. Militärisch genügt die Schlag¬ 
kraft der EU-Streitkräfte nicht für die 
angestrebte weltpolitische Führungs¬ 
position. Die Politik der verstärkten 
Aufrüstung der europäischen Staaten 
scheint zwar Konsens. Ob dies aber im 
Rahmen eigenständiger EU-Struktu- 
ren oder „nur“ im Rahmen der NATO 
stattfinden soll, bleibt kontrovers. Das 
zeigen die Ergebnisse der Tagungen 
der Kriegs- und Außenminister der 
EU, die in Anwesenheit des NATO- 
Generalsekretärs Jens Stoltenberg 
einige Tage vor dem Sechsertreffen 
stattgefunden hatten. Die EU wird 
danach ihre Zusammenarbeit mit der 
NATO ausbauen. Gleichzeitig treibt 
die EU ihre eigene Aufrüstung und 
den Ausbau von Militärstrukturen vo¬ 
ran. Washingtons engste europäische 
Verbündete - Großbritannien, Polen, 
die baltischen Staaten - wenden sich 
aber gegen den Aufbau militärischer 


EU-Parallelstrukturen. Der britische 
Verteidigungsminister Michael Fallon 
plädierte dafür, die EU-Staaten soll¬ 
ten, »statt teure neue Hauptquartie¬ 
re zu planen oder von einer europä¬ 
ischen Armee zu träumen«, endlich 
»mehr für die eigene Verteidigung« 
ausgeben - im NATO-Rahmen na¬ 
türlich. Also muss die EU, solange 
Großbritannien noch Mitglied ist, auf 
den symbolisch wichtigen Aufbau ei¬ 
nes militärischen EU-Hauptquartiers 
verzichten und sich mit einer Art Mi¬ 
nihauptquartier für Ausbildungsein¬ 
sätze begnügen. Immerhin aber kann 
sie in Kürze beginnen, ein Logistik - 
und ein Sanitätskommando zu errich¬ 
ten. Die Strukturen, die die EU - mit 
Zustimmung der NATO - laut Be¬ 
schluss nun aufbauen will, sind vorerst 
auch für Kriege des transatlantischen 
Bündnisses nützlich. 

Lucas Zeise/German-Foreign-Policy 


Unbekannte Partei 

DKP will Wahlkampf nutzen, um deutlich zu machen, wofür Kommunisten stehen 


Wofür Kommunisten stehen, was 
kommunistische Politik bedeutet, ist 
in großen Teilen der Bevölkerung 
nicht mehr bekannt. Diese Einschät¬ 
zung ist eine der Grundlagen, auf de¬ 
nen die DKP ihren Wahlkampf zu 
den Bundestagswahlen plant. Der 
Wahlkampf solle eine „Diskussions¬ 
offensive“ der Partei werden, sagte 
die stellvertretende Parteivorsitzen¬ 
de Wera Richter in ihrer Einleitung 
zur Debatte um die Wahlkampfpla¬ 
nung auf der Tagung des Parteivor¬ 
standes am vergangenen Wochenen¬ 
de in Essen. 

Sie hätte nicht damit gerechnet, 
dass die DKP in so vielen Bundeslän¬ 
dern Landeslisten aufstellen werde, 
so Richter. Wahrscheinlich werde die 
DKP in allen Ländern außer im Saar¬ 
land und in Rheinland-Pfalz auf dem 
Wahlzettel stehen. Am kommenden 


Wochenende wählen die DKP-Mit- 
glieder in Brandenburg und in Berlin 
ihre Kandidatinnen und Kandidaten. 

Daran werde deutlich, dass die 
DKP-Mitglieder konzentriert an 
der Vorbereitung der Wahl arbeiten. 
Trotz der scharfen innerparteilichen 
Auseinandersetzung haben die DKP- 
Mitglieder begonnen, den Wahlkampf 
vorzubereiten: In Nordbayern hat die 
DKP bereits die Unterschriften von 
400 Unterstützerinnen und Unter¬ 
stützern gesammelt. In ganz Bayern 
verlangt das Wahlrecht 2 000 Unter¬ 
schriften, damit die Landesliste auch 
zur Wahl zugelassen wird. In Bran¬ 
denburg plant die DKP, zusätzlich zur 
Landesliste, zehn Direktkandidaten 
aufzustellen. Für jeden Direktkandi¬ 
daten müssen 200 Unterstützungsun¬ 
terschriften beim Wahlleiter einge¬ 
reicht werden. 


Schon die Sammlung der Unter¬ 
schriften will die DKP dazu nutzen, 
um die Auffassungen der Kommunis¬ 
ten bekannter zu machen: In den Dis¬ 
kussionen mit möglichen Unterstüt¬ 
zern sollten die Mitglieder nicht die 
Demokratiefrage - also die Frage, ob 
die DKP das Recht haben solle, auf 
dem Wahlzettel zu stehen - in den 
Vordergrund stellen, sagte Wera Rich¬ 
ter: „Wir wollen in diesen Diskussio¬ 
nen sagen, mit welchen Inhalten wir in 
den Wahlkampf gehen.“ 

Die inhaltliche Grundlage im 
Wahlkampf wird das Sofortprogramm 
„Geben wir uns fünf“ sein. Es soll um 
genauere Forderungen zu den Berei¬ 
chen Rente, Gesundheit und TTIP 
und einen Abschnitt „Was wollen die 
Kommunisten?“ ergänzt werden. 

In einem weiteren Beschluss for¬ 
derte der Parteivorstand die inner¬ 


parteiliche Gruppierung „Kommu¬ 
nistisches Netzwerk“ auf, ihre „frak¬ 
tionelle Tätigkeit einzustellen“ und 
„zum Grundsatz ,Gemeinsam han¬ 
deln 4 zurückzukehren“. Es sei nicht 
hinnehmbar, dass Unterstützer des 
„Netzwerkes“ die Umsetzung von 
Parteibeschlüssen „behindern, boy¬ 
kottieren oder zu verhindern su¬ 
chen 44 sagte der DKP-Vorsitzende 
Patrik Köbele im Interview mit der 
UZ. 

Der stellvertretende Parteivorsit¬ 
zende Hans-Peter Brenner schätzte 
die Bildungsarbeit der Partei ein. In 
der Diskussion machte der Partei¬ 
vorstand deutlich, dass er eine orga¬ 
nisiertere Herangehensweise an die 
Bildungsarbeit für nötig hält. 

Olaf Matthes 

Interview mit Patrik Köbele: Seite 9 


Thema der Woche 


Zukunft für Stahl 

Über 15 000 Stahlarbeiter aus zehn europäi¬ 
schen Ländern demonstrierten am 9. Novem¬ 
ber in Brüssel für die Sicherheit ihrer Arbeits¬ 
plätze. Der Industriegewerkschaftsbund Indus- 
triAII Europe hatte zu der Protestkundgebung 
aufgerufen. „Ja, Stahl kann Zukunft haben, 
wenn gesamtgesellschaftliche Bedürfnisse be¬ 
friedigt werden wie z. B. sozialer Wohnungs¬ 
bau, Bau von Schulen und Kitas“, meint Uli 
Schnabel, langjähriges Mitglied des Betriebs¬ 
rats von Hoesch Phoenix in Dortmund. 

Seite 8 


Kanzlerin der Armut 
und des Krieges 

DKP zur Kandidatur Merkels 

Nachdem Angela Merkel am Sonntag 
verkündet hatte, dass sie wieder als 
Kanzlerkandidatin antreten will, er¬ 
klärte Patrik Köbele, der Vorsitzende 
der Deutschen Kommunistischen Par¬ 
tei (DKP): 

„Nein, Angela Merkel ist nicht die 
Kanzlerin, die aus Nächstenliebe die 
Grenze für Verfolgte geöffnet hat, sie 
ist auch nicht die Kanzlerin, die das 
Land stabil durch die Krise lenkte, wie 
uns die Mainstream-Medien vorma¬ 
chen wollen. 

Merkels angeblich christliche Asyl¬ 
politik lief darauf hinaus, das Grund¬ 
recht auf Asyl zu schleifen. Sie hat die 
Verantwortung für die Versorgung der 
Flüchtlinge auf Ehrenamtliche und 
Kommunen abgewälzt, sie hat den 
Unternehmen ermöglicht, Flüchtlinge 
als billige Arbeitskräfte zu benutzen. 
Merkels Politik in der Wirtschaftskri¬ 
se bedeutete, die deutschen Konzerne 
stark zu machen, indem hier im Land 
die Löhne niedrig bleiben. Für die Sta¬ 
bilität der deutschen Wirtschaft haben 
die Leiharbeiter und Ein-Euro-Jobber 
bezahlt - genauso wie die Griechen, de¬ 
ren Wirtschaft die deutsche Exportwal¬ 
ze überrollt hat und deren Sozialsyste¬ 
me unter dem Schuldendiktat der EU 
und der Bundesregierung zerschlagen 
worden sind. Merkels Weltoffenheit be¬ 
steht darin, die Welt für deutsche Kon¬ 
zerne zu öffnen - mit asozialen Frei¬ 
handelsabkommen, mit blutigen Bun¬ 
deswehreinsätzen. 

Angela Merkel ist die Kanzlerin 
der sozialen Spaltung, der Armut, des 
Krieges. Sie will es bleiben. Machen wir 
uns keine Hoffnungen darauf, dass die 
nächste Bundesregierung eine sozialere 
Politik machen wird - Verbesserungen 
kann es nur geben, wenn die arbeiten¬ 
den Menschen selbst dafür kämpfen.“ 

LLL-Wochenende 2017 

Frieden 

Arbeit 

Solidarität 

Unter diese Losung stellt die DKP 
ihre Beiträge zum Luxemburg-Lieb- 
knecht-Lenin-Wochenende am 14. 
und 15. Januar 2017 in Berlin. 

Cafe K 

Am Samstag, dem 14. Januar laden 
DKP und UZ im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz der „jungen 
Welt“ ins Cafe K ein. 10.00 Uhr bis 
22.00 Uhr, Merkur Hotel MOA, Ber¬ 
lin Moabit, Stephanstraße 41. 

Beiträge der SDAJ 

Workshop gegen den Krieg, n.oo 
Uhr. 

Podium „Rechtsruck stoppen“ ,14.00 
Uhr. 

LLL-Treffen der DKP 

Mit Patrik Köbele (Vorsitzender der 
DKP), Robert Griffiths (Generalsekre- 
tät der Kommunistischen Partei Bri¬ 
tanniens) und Achim Bigus. 

LL-Demonstration 

Am Sonntag, dem 15. Januar um 
10.00 Uhr am Frankfurter Tor. 

weitere Infos: news.dkp.de 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Joachim Schubert zur Rentenreform 

Neuer Betrug 
in Vorbereitung 


Arbeitsschutz weichgespült 

Neue Arbeitsstättenverordnung im Sinne des Kapitals 


Die klassische Betriebsrente ist bes¬ 
ser als ihr Ruf: Über 50 Prozent der 
Beschäftigten haben sie, insbesondere 
die in Großbetrieben und -Verwaltun¬ 
gen. Sie ist in guten Zeiten von den 
Belegschaften erkämpft oder von Un¬ 
ternehmern als Lockmittel zur Perso¬ 
nalanwerbung und -bindung einge¬ 
führt und in Betriebsvereinbarungen 
verankert worden. In die Betriebsren¬ 
tenkasse zahlt der Unternehmer ein, 
in manchen Fällen auch der Beschäf¬ 
tigte über Entgeltumwandlung. Sie 
wird nicht mit Tariferhöhungen ver¬ 
rechnet. Es gibt vom Unternehmen 
eine monatliche Rentenzusage oder 
eine Mindestverzinsung. Meistens ist 
die Betriebsrente auch gegen Insol¬ 
venz gesichert. Eine solche Betriebs¬ 
rente wäre für alle wünschenswert. 

Was die Minister Nahles und 
Schäuble jetzt Vorhaben, ist völlig an¬ 
ders. Bei einem „Spitzengespräch“ der 
beiden am 27. September mit Vertre¬ 
tern der großen Gewerkschaften und 
Unternehmerverbände wurde ein 
neues, tarifvertragsfähiges Betriebs¬ 
rentenmodell vorgestellt, das sich von 
der klassischen Betriebsrente in fol¬ 
genden Punkten deutlich unterschei¬ 
det: Unternehmer zahlen einen tarif¬ 
vertraglich vereinbarten Betrag mo¬ 
natlich in einen privaten Rentenfond 
ein. Der Beschäftigte leistet seinen 
Teil über eine Entgeltumwandlung. 
Dazu kämen staatliche Förderbeträ¬ 
ge für Geringverdiener. Tariflich ver¬ 
einbarte Unternehmerzahlungen lau¬ 
fen jedoch Gefahr, mit tariflichen Ent¬ 
gelterhöhungen verrechnet zu werden. 

Es gibt keine Rentenzusage oder 
Mindestverzinsung mehr; d.h., die Un¬ 
ternehmer sind aus der Haftung raus. 
Wenn der Rentenfond bei einer Ban¬ 
kenkrisen pleite geht, wäre das ange¬ 
sparte Geld weg. Bei der sogenannten 
Riesterrente bekommt man zumindest 
noch das zurück, was man eingezahlt 
hat. 


Der größte Teil der Ansparung soll 
über steuerfreie Entgeltumwandlung 
laufen. Da spart der Beschäftigte zu¬ 
nächst Steuern und Sozialabgaben, 
muss aber dann in der Rente für al¬ 
les Steuern und Sozialabgaben zahlen; 
d.h. auch für den Unternehmeranteil. 
Liegt der Beschäftigte unterhalb der 
sogenannten Beitragsbemessungs¬ 
grenze, sinken durch Entgeltumwand¬ 
lung die Ansprüche auf die gesetzliche 
Rente. 

Somit wird die neue Betriebsrente 
schlechter als die klassische sein. Wa¬ 
rum sollten Unternehmer dann noch 
die klassische weiterführen? Somit 
geht sie zu Lasten der gesetzlichen 
Rente. 

Es wäre also besser, auf diese neue 
Betriebsrentenform ganz zu verzich¬ 
ten. Die Gewerkschaften wären gut 
beraten, die „Betriebsrentenform“ 
öffentlich abzulehnen und sich auf 
die Stabilisierung und Ausbau des ge¬ 
setzlichen Rentenniveaus zu konzen¬ 
trieren. 

Offensichtlich will Frau Nahles 
Ende November das Betriebsrenten¬ 
reformpaket vorlegen und es noch vor 
der Bundestagswahl verabschieden 
lassen. Deshalb sollten die Gewerk¬ 
schaften mit Aktionen nicht bis zum 
heißen Bundestagswahlkampf warten, 
sondern zügig ihre Mitglieder und be¬ 
freundete Organisationen (z.B. VdK) 
mobilisieren, um den geplanten Ren¬ 
tenbetrug zu verhindern. 

Kanzlerin Merkel wünscht sich 
aber, dass die angekündigte gewerk¬ 
schaftliche Rentenkampagne einge¬ 
stellt wird, weil sie angeblich nur der 
AfD nütze. Richtig ist aber genau das 
Gegenteil, weil das Thema Rente nicht 
der AfD überlassen werden darf. Erst 
recht, wenn eine SPD-Ministerin den 
dritten Rentenbetrug vorbereit, müs¬ 
sen Gewerkschaften sich quer stellen. 
Ansonsten finden sie sich im selben 
Abwärtsstrudel wie die SPD wieder. 


W er als Unternehmer auch in 
Zukunft auf den Gesund¬ 
heitsschutz der Beschäftig¬ 
ten pfeift, hat weiterhin leichtes Spiel. 
So war schon der vor vier Jahren vor¬ 
gelegte Gesetzesentwurf der Arbeits¬ 
stättenverordnung (ArbStättV) nicht 
angetan, den Schutz der Arbeiter und 
Angestellten in der Bundesrepublik 
wirklich zu verbessern. Das am 2. No¬ 
vember von der Bundesregierung be¬ 
schlossene neue Gesetz wird daran 
nichts ändern. 

Dabei wäre eine Verbesserung 
dringend notwendig gewesen. Um 
Arbeitsabläufe menschengerechter 
zu gestalten. Denn nach wie vor wird 
in immer mehr Betrieben einfachs¬ 
ter Gesundheitsschutz nicht mehr ge¬ 
währleistet. Weil schon die Vorschrif¬ 
ten für Arbeitsstandards in der Ver¬ 
gangenheit kaum auf ihre Einhaltung 
kontrolliert werden konnten, dräng¬ 
ten der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) und die Einzelgewerkschaften 
zu einer neuen gesetzlichen Regelung. 
Dabei sollten die Kontrollmöglich- 
keiten verbessert und Verstöße här¬ 
ter geahndet werden. Kaum war der 
Gesetzesentwurf 2012 auf dem Tisch, 
wurde der Text von der Bundesver¬ 
einigung der deutschen Arbeitgeber¬ 
verbände (BDA) scharf angegangen. 


Als die Verordnung Ende 2014 das 
Kabinett und den Bundesrat bereits 
passiert hatten, legte die BDA noch 
einmal nach. Spätestens bei diesem 
Lehrstück bundesdeutscher Klassen¬ 
zustände wäre die Mobilisierung der 
Beschäftigten durch die Gewerkschaf¬ 
ten sinnvoll gewesen. 

Man kann davon ausgehen, dass 
der Unternehmer-Präsident Ingo Kra¬ 
mer die Ruhe an der Basis genau be¬ 
obachtete, um erneut zum Schlag ge¬ 
gen Arbeitsrechte anzusetzen. Sein 
Verband initiierte eine Kampagne ge¬ 
gen Verbesserungen jeglicher Art im 
Arbeitsalltag. Betrieblicher Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz wurde als 
„Absurdistan“ abgetan. Politik und 
Gewerkschaften breitseitig angegan¬ 
gen. Die Unternehmer machten Front 
gegen Sanitär- und Pausenräume. Kan¬ 
tinen und Erste-Hilfe-Räume. Im Ent¬ 
wurf sollten diese Räume ausreichend 
Tageslicht und einen Blick nach außen 
haben. Denn Tageslicht am Arbeits¬ 
platz für Pausen- und Aufenthalträu¬ 
me ist nachweislich für die Gesundheit 
und das Wohlbefinden der Beschäf¬ 
tigten essenziell wichtig. Selbst klei¬ 
ne Zugeständnisse wie abschließbare 
Kleiderspinde wurden verweigert. 

Billig musste es werden. Ursprüng¬ 
lich gute Regelungen für Telearbeits¬ 


plätze wurden bekämpft. So wollte der 
DGB einen besseren Arbeitsschutz 
im Hinblick auf die sogenannte Wirt¬ 
schaft 4.0 auch bei Heimarbeitsplät¬ 
zen erreichen. Solche Art von Arbeit 
wird sich extrem vergrößern. Deshalb 
sollten diese Arbeitsplätze stärker der 
Mitbestimmung und dem Arbeits¬ 
schutz unterliegen. Jetzt bestimmen 
die Betriebe sogar, wie die Einrich¬ 
tung eines Bildschirmarbeitsplatzes im 
Privatbereich, also Zuhause, auszuse¬ 
hen hat. Die Gefährdungsbeurteilung 
ist nur noch für die Ersteinrichtung er¬ 
forderlich. Was später passiert, ist un¬ 
ter kapitalistischen Produktionsver¬ 
hältnissen egal. Die Verantwortung 
liegt dann beim „Heimarbeiter“. 

Fein raus sind die Firmenbesitzer 
auch bei der Unterweisung ihrer „Mit¬ 
arbeiter“ in Sachen Arbeitsschutz. 
Die bis vor kurzem vorgeschriebene 
schriftliche Dokumentation der Un¬ 
terweisung ist ersatzlos gestrichen 
worden. War diese Unterweisung 
doch die betriebliche Richtschnur zur 
Umsetzung der Gefährdungsbeurtei¬ 
lung und deren Haftung durch den 
Unternehmer. Diese Dokumentati¬ 
onen konnten für die Überwachung 
und Verbesserung von Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit durch Be¬ 
triebs- und Personalräte genutzt wer¬ 
den. Gerade auch bei Betriebsunfäl¬ 
len oder Berufskrankheiten heran¬ 
gezogen werden. Durch den Wegfall, 
regelmäßig über die Gefährdung am 
Arbeitsplatz zu unterrichten, wird es 
zukünftig schwieriger dem Unterneh¬ 
mer nachzuweisen, bekannte Mängel 
im Betrieb nicht rechtzeitig abgestellt 
zu haben. 

Das Bundesministerium für Ar¬ 
beit und Soziales bescherte den Fir¬ 
men eine neue Arbeitsstättenverord¬ 
nung „light“. Die große Koalition, an 
der Spitze Arbeitsministerin Andrea 
Nahles (SPD), ist erneut vor dem Ka¬ 
pital eingeknickt. Nahles verhielt sich 
ähnlich inkonsequent, wie beim Min¬ 
destlohn und der prekären Beschäfti¬ 
gung. Ergebnis ist, die Bosse können 
weiter sparen, was das Zeug hält. In 
einer Gesellschaftsordnung, wo der 
Profit das Maß aller Dinge ist, bleibt 
der Mensch, seine Gesundheit am Ar¬ 
beitsplatz zweitrangig. 

Herbert Schedlbauer 


Branchentreff Gesundheitswesen 

Die Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik beim Parteivorstand der 
DKP lädt ein zu einem bundesweiten Branchentreffen für Beschäftigte in den 
Krankenhäusern. 

Samstag,io. Dezember 2016, im Haus der DKP, Hoffnungstraße 18 in 45127 Essen. 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de. 



Was bei Trump anders wird 

Droht der Untergang des Westens oder spitzt sich die endlose Krise zu? 


Die Aufregung ist groß, es rauscht im 
Blätterwald, aber auch an den Börsen, 
in den Staatskanzleien und den Chef¬ 
etagen der Konzerne. Die bange Fra¬ 
ge lautet: Was wird Donald Trump für 
die Weltwirtschaft bringen? Wird seine 
Wahl zu einem „Wendepunkt für die 
Globalisierung“ fragt Philipp Plickert 
in der FAZ, Alexander Görlach sieht in 
der „Wirtschaftswoche“ das Projekt des 
Westens auf der Kippe, ja sogar die Er¬ 
rungenschaften des Humanismus und 
der Aufklärung. Die britische Ökono¬ 
mie-Zeitschrift „Economist“ sieht die 
offenen Märkte und die klassische libe¬ 
rale Demokratie in Gefahr. Falls Trump 
seine Ankündigungen umsetzen würde, 
drohe ein voll entfesselter Wirtschafts¬ 
krieg, warnt das renommierte Blatt. 

Zentrale Vorhaben Trumps sind 
Steuergeschenke für Unternehmen 
und Besserverdiener, die Deregulie¬ 
rung von Vorschriften und ein großes 
Konjunkturpaket mit Investitionen in 
die Infrastruktur. Mehr als eine Billion 
Dollar in den nächsten zehn Jahren soll 
investiert werden. Aufrüstung ist wie¬ 
der ein Teil des „keynesianischen“ Pro¬ 
gramms, wie bei Roosevelt und Reagan, 
mit dessen Wirtschaftspolitik Trump 
am häufigsten in Verbindung gebracht 
wird. Das Geld soll durch neue Schul¬ 
den kommen und durch die „Repatriie¬ 
rung“ der im Ausland angehäuften Un¬ 
ternehmensgewinne, die mit 10% pau¬ 
schal besteuert werden sollen. Trump 


hatte außerdem angekündigt, auf aus¬ 
ländische Waren Zölle zu erheben, um 
diese teurer und in Amerika produzier¬ 
te Produkte attraktiver zu machen. 

Ende versöhnlicher 
Handelspolitik 

Der Chefstratege Trumps, Steve Ban- 
non träumt von einer „nationalisti¬ 
schen Wirtschaftsbewegung, in der 
Konservative und Populisten vereint 
sind.“ In einem an den Fernsehsender 
CNN durchgesickerten Diskussions¬ 
papier des Übergangsteams Trumps 
wird das Ziel betont, in künftigen Ver¬ 
einbarungen deutlich stärker Interes¬ 
sen amerikanischer Unternehmen und 
Arbeitnehmer wahren zu wollen, wie 
in der FAZ berichtet wurde. In dem 
Papier heißt es: „Der Trump-Handels¬ 
plan bricht mit den globalistischen Flü¬ 
geln beider, der Republikanischen und 
der Demokratischen Partei. Trumps 
Regierung wird Jahrzehnte einer ver¬ 
söhnlich-nachgiebigen Handelspolitik 
umkehren“. Dabei geht es vor allem um 
die Überprüfung und Neuverhandlung 
des Freihandelsabkommens mit Mexi¬ 
ko und Kanada (Nafta) und die Frage, 
ob China zu einem Währungsmanipu¬ 
lator erklärt wird. 

Manche Institute gehen von ei¬ 
nem Impuls für das Wirtschaftswachs¬ 
tum aus, andere prophezeien das Ge¬ 
genteil. Ein stärkerer Dollar könn¬ 
te den deutschen Konzernen nutzen, 


die ihre Produkte billiger verkaufen 
könnten oder ihnen schaden und zu 
einem Rückgang des Außenhandels 
führen. Marcel Fratzscher vom DIW 
(Deutsches Institut für Wirtschafts¬ 
forschung) warnt, Deutschland kön¬ 
ne zum Verlierer werden und fordert 
Konjunkturpakete und eine stärkere 
Öffnung zu den asiatischen Märkten. 
Clemens Fuest, der Chef des Ifo-Wirt- 
schaftsforschungsinstituts meint, die 
Wahl Trumps sei ein „Weckruf an die 
Europäer“, die ihre internen Streitig¬ 
keiten einstellen und ihre Interessen 
gemeinsam effektiver vertreten müss¬ 
ten, dazu gehöre auch der Aufbau ei¬ 
ner europäischen Armee. 

Hintergrund für die zunehmenden 
protektionistischen Tendenzen (nicht 
nur in den USA) und das zähe Ringen 
um Freihandelsabkommen ist der seit 
Jahren sinkende Welthandel, der 2016 
nur um 1,7 Prozent wachsen wird. Je 
kleiner der Kuchen, desto erbitterter 
wird um seine Stücke gestritten. Die 
Expansion des Kapitals befindet sich 
real auf dem Rückzug in Folge der Kri¬ 
se, nicht in Folge der Wahl von Staats¬ 
chefs. 

Reflationierung oder Crash 

Der Ökonom Daniel Stelter geht in 
der „Wirtschaftswoche“ davon aus, dass 
Trump nichts am grundsätzlichen Pro¬ 
blem der Stagnation ändern, er aber zu 
einem „Game Changer“ werden kön¬ 


ne, dass er also die Spielregeln ändern 
könne. Die Situation gleiche einem 
Scheideweg, entweder werde es zu ei¬ 
ner Reflationierung, also einer Zunah¬ 
me der Inflation, damit zur Entwertung 
der Schulden und auch der Vermögen 
kommen oder es komme wegen der 
steigenden Zinsen zu einem Verkauf 
von Vermögenswerten, um Schulden zu 
begleichen. Dies könne zu einer „sich 
selbst beschleunigenden Abwärtsbewe¬ 
gung und letztlich zum Crash“ führen. 

Der britische Blogger-Ökonom 
Michael Roberts erinnert daran, dass 
die von Trump angekündigte Politik 
von Japan in den letzten Jahren ver¬ 
folgt wurde und kläglich scheiterte. In 
die marode Infrastruktur müsse zwar 
investiert werden, das meiste davon 
würde aber als Gewinn in die Kassen 
der Baufirmen fließen, unter anderem 
in die von Trump. Jobs und Wachstum 
würden dadurch kaum generiert wer¬ 
den können. Auch in der oft vergliche¬ 
nen Roosevelt-Ära wurde erst durch 
Beginn des Kriegs die Arbeitslosigkeit 
deutlich gesenkt. Es wird ein Mix aus 
„keynesianischen“ und „neoliberalen“ 
Maßnahmen sein, unter anderem die 
Deregulierung der Märkte und der 
Arbeitsbedingungen, um die Profite 
zu steigern. 

Die Lage der Arbeiterklasse dürfte 
sich - ebenso wenig wie in den letzten 
acht Jahren - nicht verbessern. Trump 
hatte anklingen lassen, die staatliche 


Senioren-Krankenversicherung Medi- 
care zu „modernisieren“, also zu priva¬ 
tisieren, also zu kürzen. Die Gewerk¬ 
schaften befürchten, Trump könne am 
Mindestlohn und an Regelungen zur 
Überstundenzahlung rütteln und Ar¬ 
beitsplätze bei Franchise-Unterneh¬ 
men wieder deregulieren. Als Arbeits¬ 
minister ist Scott Walker im Gespräch, 
der für seine antigewerkschaftlichen 
Gesetze bekannt ist. Die angekündig¬ 
ten Repressionen gegen Einwanderer 
werden den Druck auf die besonders 
schlecht geschützten Arbeiter erhöhen 
und damit auch auf die Löhne. 

Das neue Verständnis für die „Ver¬ 
gessenen“ oder „Verlierer“ der Globa¬ 
lisierung dürfe nicht höhere Löhne und 
Renten bedeuten. Volkswirte der Com¬ 
merzbank warnen, „in diesem Klima ist 
es schwierig, unpopuläre Reformen zu 
beschließen.“ Auch der Chef des den 
Arbeitgeberverbänden gehörenden 
Wirtschaftsforschungsinstituts „IW“ 
Michael Hüther, fürchtet, „für Europa 
würde es bei einflussreichen nationa¬ 
listischen Kräften natürlich schwerer, 
Reformen anzuschieben.“ Dies dürfte 
sich als falsch heraussteilen, wenn auch 
die nationalistische Trump-Regierung 
die „nötigen Reformen“, also Druck 
auf Arbeit und Soziales erhöhen wird, 
wozu in den letzten Jahren häufig die 
sozialdemokratischen Parteien besser 
geeignet waren. 

Philipp Kissel 
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Pflegemisere schnell beenden 

Personalbemessung in der Altenpflege am Bedarf der Bewohnerinnen ausrichten 


Die Gewerkschaft ver.di fordert die Einführung eines bundeseinheitlichen 
Personalbemessungssystems für die stationäre Altenpflege, das an dem 
Bedarf der Bewohner orientiert ist. Das soll die Misere in den Pflegehei¬ 
men in Deutschland beenden. Zu wenig Personal und zu wenig Pflege¬ 
fachkräfte prägen den Alltag und belasten das Leben der Beschäftigten, 
der Bewohner der Pflegeheime und deren Angehörigen. 

Vor diesem Hintergrund sprach die UZ mit Detlev Beyer-Peters. 


UZ: In dem neuen Pflegestärkungs¬ 
gesetz II ist vorgesehen, bis zum Jahr 
2020 ein bundesweit geltendes Perso¬ 
nalbemessungssystem zu entwickeln 
und zu erproben. Glaubst du, dass die¬ 
ser Zeitrahmen einzuhalten ist? 

Detlev Beyer-Peters: Ich glaube ange¬ 
sichts meiner schlechten Erfahrungen 
in Nordrhein-Westfalen nicht daran. 
So demonstrierten am 7. Juni 2002 in 
Düsseldorf über 3 000 Beschäftigte 
aus Pflegeeinrichtungen in NRW für 
mehr Personal. Auf der Kundgebung 
der Gewerkschaft ver.di versprach 
der damalige Arbeitsminister Harald 
Schartau (SPD), innerhalb von fünf 
Jahren ein Personalbemessungssys¬ 
tem für die stationären Pflege einrich- 
tungen zu schaffen. 

Bis heute, also 14 Jahre später, 
existieren in NRW weder allgemein 
verbindliche Personalrichtwerte noch 
irgendein Verfahren, mit dem die Be- 
darfe der Bewohnerinnen in den 
stationären Altenpflegeeinrichtun¬ 
gen festgestellt werden, um darauf 
aufbauend ein Personalbemessungs¬ 
system zu entwickeln. Weil in jedem 
Bundesland völlig unterschiedliche 
Personalrichtwerte bestehen und 
nicht ein einziges Bundesland über 
ein Personalbemessungssystem ver¬ 
fügt, erweckt der Bund mit dem Pfle¬ 
gestärkungsgesetz den Eindruck, das 
Zepter des Handelns übernommen zu 
haben. Dabei hätte die Bundesregie¬ 
rung schon von Gesetzes wegen schon 
vor mehr als einem Jahrzehnt eingrei- 
fen müssen. 

Damals wurde auf Bundesebe¬ 
ne die Einführung des kanadischen 
Personalbemessungssystems „Plai- 
sir“ abgelehnt, sicherlich auch, weil 
dabei festgestellt wurde, dass für eine 
40-prozentige Personalsteigerung viel 
Geld hätte investiert werden müssen. 
Jetzt, nach so vielen Jahren, ein ei¬ 
genes bundesweites Personalbemes¬ 
sungssystem entwickeln und erproben 
zu wollen ist das eine, ein solches Sys¬ 
tem einzuführen das andere. Die Be¬ 
schäftigten in den Altenpflegeheimen 
sind inzwischen mehr als frustriert, 
weil sie seit Einführung der Pflege¬ 
versicherung die Erfahrung gemacht 
haben, dass keine Regierung - weder 
in NRW noch im Bund - tatsächlich 
mehr Geld in die Hand nehmen will, 
um eine soziale Katastrophe in der Al¬ 
tenpflege zu verhindern. 

UZ: Was fordert die Gewerkschaft, um 
der Entwicklung zu einer Pflegekatas¬ 
trophe zu begegnen? 

Detlev Beyer-Peters: Die Entwick¬ 
lung zu einer Pflegekatastrophe ist 
nicht nur damit verbunden, dass sich 
nicht genügend Menschen finden, die 
bereit sind, sich für die schwierige 
Tätigkeit in einem Altenpflegeheim 
ausbilden zu lassen. Und auch nicht 
damit, dass immer mehr Pflegeheime 
um Pflegefachkräfte kämpfen müs¬ 
sen, damit die gesetzliche Auflage er¬ 
füllt werden kann, wonach die Hälfte 
aller Pflegefachkräfte ein Examen in 
der Tasche haben müssen. Hauptur¬ 
sache ist, dass immer weniger Perso¬ 
nal für immer weniger Geld immer 
pflegebedürftigere Menschen mit im¬ 
mer besserer Qualität versorgen soll. 
Ein magisches Viereck mit Hang zur 
Teufelsspirale, die alles nach unten 
zieht. 

Die Gewerkschaft ver.di hat nach 
einer Befragung von Beschäftigten 
und betrieblichen Interessenvertre¬ 
tungen aus Pflegeheimen errechnet, 
dass in NRW 32 000 zusätzliche Pfle¬ 
gekräfte erforderlich sind, wenn dem 
gesetzlichen Anspruch an eine an¬ 
gemessene Pflegequalität Rechnung 



Detlev Beyer-Peters, Fachkrankenpfle¬ 
ger für psychiatrische Pflege in einem 
Seniorenzentrum in Recklinghausen, 
Vorsitzender der Fachkommission 
Altenpflege im ver.di-Landesbezirk 
NRW und Kandidat der DKP zu den 
Landtagswahlen am 14. Mai 2017 in 
NRW. 


getragen werden soll. In immer mehr 
Heimen rutscht die vorherrschen¬ 
de Routinepflege immer häufiger in 
eine gefährliche Pflege ab. Um den 
Teufelskreislauf endlich zu durchbre¬ 
chen fordert die Gewerkschaft ver.di 
in NRW, dass die unverbindlichen 
personellen Orientierungswerte der 
Kostenträger (Pflegekassen und Sozi¬ 
alhilfeträger) vom Land NRW sofort 
als Mindestwerte festgelegt werden. 


Denn derzeit gibt es zahlreiche stati¬ 
onäre Pflegeeinrichtungen, in denen 
des Profites wegen selbst noch die 
niedrigen Orientierungswerte unter¬ 
schritten werden. 

Übrigens: Diese unverbindli¬ 
chen Orientierungswerte basieren 
auf Personalrichtwerten von 1990. 
Von den Kosten- und Heimträgern 
fordert ver.di, endlich ihren gesetzli¬ 
chen Auftrag zu erfüllen und verbind¬ 
liche Personalrichtwerte zu vereinba¬ 
ren. Hauptbremser zur Finanzierung 
von Personalverbesserungen sind die 
Sozialhilfeträger, die am Ende die 
Mehrkosten für zusätzliches Perso¬ 
nal finanzieren müssen. Das Land 
NRW ziert sich, den Druck auf die 
Kommunen zu erhöhen, weil sie über 
das in der Landesverfassung festge¬ 


legte Konnexitätsprinzip befürchten, 
von den Kommunen finanziell in die 
Pflicht genommen zu werden. Dabei 
kann die stufenweise Erhöhung lan¬ 
desweiter Personalrichtwerte ledig¬ 
lich eine Übergangslösung auf dem 
Weg zu einem bundesweiten Perso¬ 
nalbemessungssystem sein. 

UZ: Welchen Personalschlüssel fordert 
ver.di? Heute werden ja von einer Pfle¬ 
gekraft um die 15 Bewohner versorgt. 
Was bedeutet die Erfüllung ihrer Vor¬ 
stellungen an „Mehr an Personal“? 

Detlev Beyer-Peters: Die Gewerk¬ 
schaft ver.di hat seit Jahren als Ziel 
einen Personalrichtwert von einer 
Pflegekraft für zwei Bewohner und 
eine Verbesserung der Personalbe¬ 
setzung in den anderen Tätigkeits¬ 
bereichen eines Altenpflegeheimes 
formuliert. Würden die ver.di-Forde- 
rungen verwirklicht, gäbe es bis zu 40 
Prozent mehr Personal in den Alten¬ 
pflegeheimen und bräuchte sich eine 
Pflegekraft nicht mehr um bis zu 15, 
sondern um höchstens zehn Bewoh¬ 
nerinnen kümmern. Dadurch wür¬ 
den sich die Arbeitsbedingungen er¬ 
heblich verbessern. Wenn dann noch 
Geld für eine bessere Bezahlung, 
mehr Aufstiegschancen, umfangrei¬ 
chere Fort- und Weiterbildung, und 
für eine erhebliche Verbesserung des 
Gesundheitsschutzes zur Verfügung 
stünde, wäre eine Ausbildung in der 
Altenpflege für junge Menschen sehr 
viel attraktiver. 

UZ: Das Pflegestärkungsgesetz II soll 
nach Meinung des Bundesbeauftrag¬ 
ten für die Pflege, Herrn Laumann, 
zu mehr Personal in den Altenpflege¬ 
heimen führen. Es war die Rede da¬ 
von, dass etwa zwei Pflegekräfte pro 
Pflegeeinrichtung mehr dabei heraus¬ 
kommen könnten. Wie schätzt du die 
tatsächliche Wirkung des Pflegestär¬ 
kungsgesetzes in den Heimen ein? 


Detlev Beyer-Peters: Zwei Pflegekräf¬ 
te pro Pflegeeinrichtung sind wie ein 
Tropfen auf dem heißen Stein. Nach 
Berechnungen der Gewerkschaft ver. 
di wird dieser Tropfen innerhalb kür¬ 
zester Zeit nicht nur verdampft sein, 
sondern - wie schon bei der Einfüh¬ 
rung der Pflegeversicherung - erneut 
die Substanz des Steines angreifen. 
Denn spätestens 2018 wird das im 
Pflegestärkungsgesetz II geregelte 
Übergangsverfahren mit jedem Neu¬ 
einzug und der damit verbundenen 
Graduierung zu Einnahmeverlusten 
und damit - wie eh und je - zu schlei¬ 
chendem Personalabbau beitragen. 
Umso wichtiger ist es, dass Heim- und 
Kostenträger im Rahmen des Über¬ 
ganges endlich verbindliche Personal¬ 


richtwerte vereinbaren, die kontinu¬ 
ierlich nach oben hin angepasst wer¬ 
den müssen. 

UZ: Sind denn die notwendigen Maß¬ 
nahmen überhaupt finanzierbar? Wel¬ 
che Vorschläge hat ver.di? 

Detlev Beyer-Peters: Obwohl es in 
absehbarer Zeit kaum Zinsen brin¬ 
gen wird, hegt das Geld, mit dem die 
Bundesregierung sofortige Personal¬ 
steigerungen in den Altenpflegehei¬ 
men finanzieren könnte, derzeit auf 
der hohen Kante. Deshalb schlägt 
ver.di vor, den mit dem Pflegestär¬ 
kungsgesetz I ab dem Jahr 2015 ein¬ 
gerichteten Pflegevorsorgefonds in 
einen Pflegepersonalfonds umzuwid¬ 
men. Mit jährlich ca. 1,2 Mrd. Euro 
ließen sich beim derzeitigen Gehalts¬ 
niveau pro Jahr ca. 38000 Stehen für 
Pflegekräfte finanzieren. Das würde 
bis zur Einführung eines Personal¬ 
bemessungssystems durchschnittlich 
und ad hoc drei zusätzliche Pflege¬ 
kräfte pro Pflegeheim bedeuten. Da¬ 
rüber hinaus soll die Finanzierung 
der Pflegeversicherung als Bürger¬ 
versicherung durch mehr Beitrags¬ 
zahler auf stärkere Beine gestellt 
werden und die Kosten der medizi¬ 
nischen Behandlung der Bewohne¬ 
rinnen eines Heimes wieder von der 
Krankenversicherung statt von der 
Pflegeversicherung getragen werden. 
Damit allein wird jedoch nach meiner 
Auffassung die Aufgabe zur sozialen 
Bewältigung von Pflegebedürftigkeit 
nicht gelöst. Hierzu sind sicherlich 
auch andere politische Mehrheiten 
notwendig. 

UZ: Wie kann ver.di nach deiner Mei¬ 
nung diese Forderungen durchsetzen? 

Detlev Beyer-Peters: Die Gewerk¬ 
schaft ver.di kann ihre Forderungen 
nur durchsetzen, wenn sie ihre Mit- 
gliederzahlen in den Altenpflege¬ 


heimen erheblich verbessert und die 
Beschäftigten darin bestärkt, selbst¬ 
bewusst für bessere Arbeitsbedin¬ 
gungen einzutreten. Ohne wachsende 
öffentliche Aktivitäten der Gewerk¬ 
schaft, ohne eine zunehmende Soli¬ 
darität der Beschäftigten unterein¬ 
ander, ohne wachsenden Widerstand 
von Beschäftigten und ihren betrieb¬ 
lichen Interessensvertretungen wird 
sich auch im nächsten Jahrzehnt we¬ 
nig verbessern. 

Die Hoffnung allein, dass es die der¬ 
zeit Herrschenden nicht auf einen Zu¬ 
sammenbruch des Versorgungssystems 
in den Altenpflegeheimen ankommen 
lassen, dürfte dafür nicht reichen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



Ein „Zukunftspakt“ 
bei VW 

Das Volkswagen-Management hat ei¬ 
nen „Zukunftspakt“ mit dem Betriebs¬ 
rat ausgehandelt. Danach soll der Ge¬ 
winn des Konzerns bis 2020 um 3,7 Mrd. 
Euro pro Jahr erhöht werden. Um die 
Kosten entsprechend zu senken, sollen 
weltweit 30 000 und in Deutschland 
23 000 Arbeitsplätze gestrichen werden. 
Der Betriebsrat hat erreicht, dass kein 
Produktionsstandort in Deutschland 
dichtgemacht wird und dass es keine 
betriebsbedingten Kündigungen geben 
wird. Wie viele der 5700 Leiharbeiter, 
die VW in Deutschland beschäftigt, ge¬ 
hen müssen? Es werden „viele“ sein, zi¬ 
tiert das „Handelsblatt“ den VW-Perso- 
nalvorstand Blessing. Kommentar S. 9 

USA entscheiden über 
Aixtron-Verkauf 

Bundeswirtschaftsminister Gabriel hat 
eine bereits erteilte Zusage zurückge¬ 
zogen, dass der Chipanlagenbauer 
„Aixtron“ von der chinesischen Inves¬ 
torengesellschaft „Investor Grand Chip 
Investment“ für 676 Mio. Euro über¬ 
nommen werden kann. Der Einspruch 
kam aus den USA wegen Sicherheits¬ 
bedenken. Denn - man höre und stau¬ 
ne - die von Aixtron-Maschinen herge¬ 
stellten Computerchips können auch in 
militärischen Geräten eingesetzt wer¬ 
den. Aixtron will die Übernahme durch 
den chinesischen Investor nicht stop¬ 
pen. „Wir haben sachliche Argumente, 
um die Bedenken auszuräumen“, sagte 
ein Firmensprecher. „Wir stehen in in¬ 
tensivem Kontakt mit den Behörden in 
den USA und in Deutschland.“ 

Japans Exporte 
gehen zurück 

Die Ausfuhren Japans sind im Oktober 
unerwartet deutlich gesunken. Im Ver¬ 
gleich zum Vorjahr betrug der Rück¬ 
gang 10,3 Prozent, wie das Finanzminis¬ 
terium mitteilte. Volkswirte hatten mit 
einem Minus von 8,6 Prozent gerech¬ 
net. Im September hatte der Rückgang 
noch 6,9 Prozent betragen. 

Trump will TPP stoppen 

Die Vereinigten Staaten werden sich 
am ersten Tag der Amtszeit von Prä¬ 
sident Donald Trump aus dem trans¬ 
pazifischen Handelsabkommen (TPP) 
zurückziehen. Das sagte Trump in ei¬ 
ner Videobotschaft, in der er Pläne für 
die ersten hundert Tage seiner Amts¬ 
zeit umriss. Er werde das im Rahmen 
einer präsidentiellen Anordnung tun, 
sagte Trump. Das Freihandelsabkom¬ 
men zwischen zwölf Pazifik-Anrainer¬ 
staaten war ein Herzstück der Agenda 
des scheidenden Präsidenten Barack 
Obama, der damit die Verbindungen 
zwischen den USA und Asien stärken 
wollte. Neben den USA und Japan um¬ 
fasst die beschlossene Freihandelszone 
Australien, Brunei, Kanada, Chile, Ma¬ 
laysia, Mexiko, Neuseeland, Peru, Sin¬ 
gapur und Vietnam. Zusammen stehen 
diese Länder für rund 40 Prozent der 
weltweiten Wirtschaftsleistung. Nicht 
dabei ist China, die zweitgrößte Volks¬ 
wirtschaft der Welt - das Abkommen 
war auch als Gegengewicht zur Volks¬ 
republik gedacht. 

Schäuble gegen Steuer¬ 
senkung in Britannien 

Der deutsche Finanzminister Wolfgang 
Schäuble hat Britannien davor gewarnt, 
die Unternehmenssteuern deutlich zu 
senken und damit einen Steuerwettlauf 
nach unten auszulösen, den es in Wirk¬ 
lichkeit in der EU längst gibt. „Noch 
ist Großbritannien Mitglied der Euro¬ 
päischen Union“, sagte der deutsche 
Finanzminister in Berlin. Sollte Groß¬ 
britannien wiederum nicht mehr Mit¬ 
glied der EU sein, so sei das Land daran 
gebunden, was die zwanzig führenden 
Industrie- und Schwellenländer (G20) 
während ihres Gipfeltreffens im türki¬ 
schen Antalya vor einem Jahr verein¬ 
bart hätten. „Sie sind an das gebunden, 
was sie beim G20-Gipfel von Antalya 
versprochen haben.“ Das sei gewesen, 
„genau dieses dann nicht zu machen“ - 
einen Steuerwettbewerb auszulösen 
mit immer niedrigeren Sätzen. 
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Ohne Merkel? Unvorstellbar 

Kanzlerin des Kapitals in schwierigen Zeiten 


Ein wählbarer Kandidat 

Die Partei „Die Linke“ hat den 65-jähri- 
gen Wissenschaftler und Armutsforscher 
Christoph Butterwege als Kandidaten 
für das Amt des Bundespräsidenten be¬ 
nannt. In der Bundesversammlung, die 
am 12. Februar 2017 den Nachfolger von 
Joachim Gauck wählt, wird er damit ge¬ 
gen Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier antreten. Nach Angaben des 
Linke-Fraktionschefs Dietmar Bartsch 
wurde die Nominierung Butterwegges 
von der Fraktion einstimmig beschlos¬ 
sen. 

Butterwegge ist ein gelungenes Kon¬ 
trastprogramm zu Steinmeier, wie auch 
die bürgerliche Presse einräumt. Die von 
Steinmeier mitverantworteten „Agen- 
da-2010-Reformen“ hätten „unser Land 
nicht solidarischer gemacht“, erklärt But¬ 
terwegge, der bis 2005 SPD-Mitglied war. 
In der von der Linkspartei verbreiteten 
Erklärung zu seiner Kandidatur schreibt 
er: „Mit meiner Kandidatur möchte ich 
die Öffentlichkeit für soziale Probleme 
sensibilisieren, denn obwohl die Gesell¬ 
schaft immer stärker auseinanderfällt, 
nimmt das Establishment diesen Polari¬ 
sierungsprozess nicht oder falsch wahr. 
Außerdem möchte ich der weiteren 
Zerstörung des Wohlfahrtsstaates durch 
neoliberale Reformen entgegentreten 
sowie jenen Teilen der Bevölkerung eine 
politische Stimme geben, die immer stär¬ 
ker ausgegrenzt werden.“ 

Berlin beendet 
Stigmatisierung 

In Berlin haben sich SPD, Linkspartei 
und Grüne im Rahmen ihrer Koaliti¬ 
onsverhandlungen darauf geeinigt, un¬ 
ter anderem die stigmatisierende Praxis 
der Speicherung von HlV-Infektionen in 
der polizeilichen Datenbank des Landes 
zu beenden. Das geht aus dem Entwurf 
des Koalitionsvertrages hervor. „Die 
personengebundenen Hinweise „geis¬ 
teskrank“, „ansteckend“ und „BTM“ in 
der Polizeidatenbank werden gestrichen. 
Dafür können zum Schutz der Polizeibe¬ 
amtinnen und -beamten Hinweise über 
Gewalttätigkeit notiert werden“, heißt 
es darin. „Nun ist das Land Nordrhein- 
Westfalen gefordert. Es kann nicht sein, 
dass die Diskriminierung und Stigmati¬ 
sierung von Menschen mit HIV und He¬ 
patitis hier weiter fortgeführt werden 
soll“, erklärte Jasper Prigge, innen- und 
queerpolitischer Sprecher der Linkspar¬ 
tei in NRW. Prigge kündigte an, dass sei¬ 
ne Partei mit einer Online- und Postkar¬ 
tenaktion zum Welt-AIDS-Tag „ein so¬ 
fortiges Ende der NRW-Speicherpraxis 
einfordern werde. Es gelte, den Druck 
auf die Landesregierung von SPD und 
Grünen in NRW so zu erhöhen, dass 
auch im größten Bundesland keine Stig¬ 
matisierung HlV-Positiver in den poli¬ 
zeilichen Datenbanken mehr stattfinde. 

Sea-Watch zeigt 
Küstenwächter an 

Sea-Watch hat wegen eines Übergriffs 
auf ein Schlauchboot mit 150 Flüchten¬ 
den Anzeige gegen die beteiligten An¬ 
gehörigen der libyschen Küstenwache 
(LYCG) erstattet. Diese seien verant¬ 
wortlich für vier Tote und höchstwahr¬ 
scheinlich 15-25 weitere Opfer. 

Am 21. Oktober hat ein Boot der 
Libyschen Küstenwache während ei¬ 
nes Rettungseinsatzes ein vollbesetztes 
Schlauchboot 14,5 Seemeilen vor der 
Küste Libyens angegriffen, die Flüch¬ 
tenden mit Stöcken geschlagen und die 
Sea-Watch-Crew davon abgehalten, Ret¬ 
tungswesten zu verteilen. Das brutale 
Vorgehen führte zu einer Massenpanik, 
in deren Folge alle 150 Insassen ins Meer 
fielen. Nach Angaben von Sea-Watch 
ertrank dabei eine zweistellige Zahl an 
Menschen. Sea-Watch konnte vier Lei¬ 
chen bergen; vier weitere Menschen 
wurden bewusstlos, zwei behandelt, 120 
konnten gerettet werden. 

Seit dem 24. Oktober wird im Rah¬ 
men der EU-Militäroperation EUNAV- 
FOR Med die libysche Küstenwache 
ausgebildet. Das Training der libyschen 
Küstenwache sei nun auf zwei Schiffen 
der EU-Militäroperation EUNAVFOR 
Med/Sophia angelaufen, verkündete der 
Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 
im Oktober. Es ist nicht auszuschließen, 
dass die beteiligten Soldaten beim Vor¬ 
fall vom 21. Oktober Teil des 78-köpfi- 
gen Teams sind, die auf den zwei euro¬ 
päischen Schiffen ausgebildet werden. 


Sonntag, 20. November, 13.00 Uhr, 
CDU-Präsidium: Merkel gibt ihre Kan¬ 
didatur bekannt. Sie will in 14 Tagen 
wieder zur CDU-Vorsitzenden gewählt 
werden und im Herbst 2017 zur Bun¬ 
deskanzlerin. 15.00 Uhr, Vorstandssit¬ 
zung. Auch hier Zustimmung. Um 19.00 
Uhr Pressekonferenz, pünktlich für die 
Nachrichtensendungen. Um 21.45 Uhr, 
nach dem Tatort, der die Nation vor dem 
Fernseher vereint, wird ein Interview 
eingespielt in Anne Wills Talkrunde: 
„Merkels Entscheidung - Das richtige 
Signal in unsicheren Zeiten?“ Merkel er¬ 
zählt uns, wie sie mit sich gerungen, aber 
gewonnen habe. Für das Land, für die 
CDU könne sie noch was leisten, fühle 
sich noch fit genug. 

Aufgabe der Politik ist es, hochver¬ 
mittelte Prozesse dem Publikum verein¬ 
facht darzustellen. Populisten sind die 
anderen. Schon die Inszenierung die¬ 
ser angeblichen Entscheidungsfindung 
ist ein komplexer, wenn auch routiniert 
abgespulter Vorgang. 

Von unsicheren Zeiten spricht der 
Titel der Talkrunde. Von schwierigen 
Zeiten redet der Leitantrag des CDU- 
Parteitags, dessen Entwurf ausgewähl¬ 
ten Medien zur Verfügung gestellt wur¬ 
de. Von Krieg ist nicht die Rede. Die 
CDU will Orientierung geben und 
grenzt sich vom Populismus von links 
und rechts ab. Der Begriff Modernisie¬ 
rungsverlierer indes, der im ursprüngli¬ 
chen Entwurf gestanden hatte, soll ver¬ 
mieden werden. Der Begriff Obergren¬ 
ze, den die CSU gefordert hatte, taucht 
im Leitantrag nicht auf - aber es dürf¬ 
ten nicht wieder eine Million Flücht- 


Das Studierendenhaus der Frankfurter 
Goethe-Universität ist brechend voll. 
Über 150 Leute sind am 10. November 
zu der Veranstaltung „Erdogans Tür¬ 
kei. Ein Führer und sein Volk“ in das 
studentisch verwaltete Kommunikati¬ 
onszentrum (KoZ) gekommen. An der 
Tür durchsucht ein Sicherheitsdienst 
die Besucher. Als Referent wurde Jus¬ 
tus Wertmüller eingeladen, Redak¬ 
teur und Vordenker der antideutschen 
Zeitschrift „Bahamas“, die sich selbst 
„ideologiekritisch“ nennt. Die Veran¬ 
staltung mit ihm markiert den Höhe¬ 
punkt der Veranstaltungsreihe „Feind¬ 
analysen. Zur Kritik der islamistischen 
Gewalt“. Organisiert hat sie die neue 
„antideutsche“ Unigruppe „Thunder in 
Paradise“ benannt nach einer US-Serie 
aus den 90ern, in der eine Spezialein¬ 
heit der US-Army Jagd auf Terroristen 
macht. 

Vor einem Publikum, das von lin¬ 
ker Szenerie bis hin zum Jungen Forum 
der Deutsch-Israelischen Gesellschaft 
reicht, referiert Wertmüller über die 
Lage in der Türkei nach dem Putsch¬ 
versuch. Er zeichnet das Bild einer 
faschistischen Türkei, die ihn an das 
„Dritte Reich“ erinnere, an dessen Spit¬ 
ze der „Führer“ Erdogan stehe. Der fa¬ 
schistische Charakter der Diktatur des 
„Volkstribun“ Erdogan sei die Verwirk¬ 
lichung des kollektiven, zum Ausdruck 
gebrachten Willens des fanatisierten 
Volkes. Er verkörpere die „Verschmel¬ 
zung von Kemalismus und Islamismus“. 

Überall in der Türkei würden jetzt 
bewaffnete Zellen vom Staat gegrün¬ 
det, ansässig in den über 40 000 Mo¬ 
scheen. Damit habe Erdogan bewie¬ 
sen, dass Moscheen noch zu etwas an¬ 
derem gut sind „als zur Ruhestörung“. 
Von dort aus werden Massaker an den 
Andersdenkenden, den Verrätern vor¬ 
bereitet. Nun brechen dunkle Zeiten 
für alle Juden und Christen an. Seien 
sie schon bisher massiver Verfolgung in 
der Türkei ausgesetzt, können sie jetzt 
damit rechnen, dass ihnen gleich der 
Kopf abgeschnitten werde. Wer als Frau 
auf der Straße ohne Verschleierung he¬ 
rumlaufe, riskiere direkt umgebracht 
zu werden. Diesem Schreckensbild der 


linge nach Deutschland kommen. Statt 
Multikulti oder Parallelgesellschaften 
will die CDU Integration und die¬ 
se gegen die Integrationsverweigerer 
durchsetzen. „Die Ausübung des mus¬ 
limischen Glaubens ist in Deutschland 
selbstverständlich, willkommen und ge¬ 
schützt.“ Aber Vollverschleierung vor 


Gericht, ein offenbar drängendes Pro¬ 
blem, geht künftig gar nicht. Zur De¬ 
ckung seines Fachkräftebedarfs brau¬ 
che Deutschland den „gesteuerten Zu¬ 
zug“ aus EU-Staaten, „aber auch von 
außerhalb der EU“. Die gesetzliche 
Rentenversicherung soll die tragende 
Säule der Alterssicherung bleiben, das 
Eintrittsalter aber noch einmal ange¬ 
hoben werden. Steuermehreinnahmen 
sind für Ausgabensteigerungen in der 
Außen- und Sicherheitspolitik einzu¬ 
setzen, namentlich für die Landesver¬ 
teidigung. 


Türkei gegenüber stehe der demokrati¬ 
sche freie und christlich geprägte Wes¬ 
ten. Aber auch in Deutschland breite 
sich die Scharia aus: „Denkt nicht, dass 
ihr dann noch hier mit eurem Bier al¬ 
ternativ in Ruhe sitzen könnt“, warnt 
Wertmüller das Publikum. 

Für Wertmüller ist klar, dass die Ur¬ 
sache des Übels der Islam ist: „Ja, der 
Islam muss bekämpft werden, in die¬ 
sem Sinne bin ich Islamfeind und es 
muss mehr Islamfeindlichkeit geben!“ 
Applaus im Saal.Welche Maßnahmen 
schlage Wertmüller gegen die Gefahr 
des Islamismus denn nun vor, fragt je¬ 
mand aus dem Publikum. Nun, so ein¬ 
fach sei es nicht, schließlich produzier¬ 
ten „diese verkommenen Familien“ 
(gemeint sind Muslime) ständig neue 
„Kopftuchfrauen“. Ein allgemeines 
Kopftuchverbot sei ein notwendiger 
Schritt. Vorerst müsse man zumindest 
für ein Verbot des Kopftuches in allen 
öffentlichen Institutionen und Schulen 
eintreten. 

Während des gesamten Vortrages 
gibt es keine Widerrede. Nur eine junge 
Frau aus der Türkei interveniert. Wa¬ 
rum rede Wertmüller nicht über die 
rechte Gewalt und Hetze in Deutsch¬ 
land gegen Muslime und Flüchtlinge? 
Darüber, dass wenn man als Türkin 
spricht, sich erst einmal von Erdogan 
und als Muslim vom Islamischen Staat 
distanzieren müsse? Wertmüller un¬ 
terbricht sie rigide, ob sie selbst Mus¬ 
limin sei? Als die Frau bejaht, verliert 
sie jedes Rederecht, mit ihr als „Halb¬ 
faschistin“ bräuchte man nicht weiter 
zu reden. Die Frage, ob er einen Sieg 
der Militärs beim Putschversuch Mitte 
Juli begrüßt hätte, bejaht er ohne Um¬ 
schweife. 

Die Hetze gegen Muslime zieht 
sich als roter Faden durch die gesam¬ 
te Veranstaltungsreihe. Die ASten der 
Uni und der Fachhochschule finanzie¬ 
ren die Veranstaltungen und holen die 
neue Rechte, die sich als links präsen¬ 
tiert, an die Uni. Der AStA der Univer¬ 
sität wird seit Jahren gestellt von einem 
„linken Bündnis“, das von den Grünen 
bis hin zu linksradikalen Zusammen¬ 
hängen reicht. Anna Ferri 


Selbstverständlich wird von den la¬ 
bilen Finanzmärkten, von Profiten, der 
Umverteilung von Arm zu Reich, der 
Macht der Banken und Konzerne ge¬ 
schwiegen. Das Interview mit der Kanz¬ 
lerin reduziert die Herausforderungen 
der unsicheren Zeiten auf die AfD so¬ 
wie auf „Digitalisierung und Globali¬ 


sierung“. Beispiel: 30 000 Arbeitsplät¬ 
ze, die bei VW verloren gehen. Von den 
schrecklichen Schwestern Digitalisie¬ 
rung und Globalisierung ist aber auch 
schon im Weißbuch der Bundeswehr die 
Rede. 

Die internationale Ordnung sei im 
Umbruch, heißt es dort. Unsere Kom¬ 
munikation und unser Handeln werde 
zunehmend vom Cyber- und Informati¬ 
onsraum dominiert. Die Globalisierung 
befördere die Verbreitung von Risiken. 
„Dies reicht von Epidemien über die 
Möglichkeit von Cyberangriffen und In- 


Am vergangenen Sonnabend hat ethe- 
con - Stiftung Ethik & Ökonomie in 
Berlin die beiden Internationalen ethe- 
con Awards 2016 verliehen. Der Ehren¬ 
preis ging an den Aktivisten der mexi¬ 
kanischen Arbeiterbewegung Prof. Hu- 
berto Juärez Nünez, der Schmähpreis 
stellte die Vorstände Muhtar Kent und 
James Quincey sowie die Großaktionä¬ 
re Warren Buffett und Herbert Allen 
von Coca-Cola an den internationalen 
Pranger. Werner Rätz, Beirat bei attac, 
ging in seiner Schmährede auf einige der 
zahllosen Skandale und Verbrechen ein, 
die die Schmähpreisträger als Besitzer 
und Verwalter des weltweit größten Ge¬ 
tränkekonzerns zu verantworten haben. 
Darunter die Verseuchung von Böden 
und Wasser in Indien und die Ermor¬ 
dung von Gewerkschaftern in Kolum¬ 
bien. „Auf das Konto von Muhtar Kent, 
James Quincey, Herbert Allen und War¬ 
ren Buffett gehen der Ruin der mensch¬ 
lichen Gesundheit und die Zerstörung 
der Umwelt im großen Stil, ja selbst der 
Tod vieler Menschen. Die genannten 
Personen stellen nicht nur eine Gefahr 
für den Frieden und die Menschenrechte 
dar, sondern auch für die Demokratie, 
die Ökologie und die Menschheit ins¬ 
gesamt. Für diese erschreckende Miss¬ 
achtung und Verletzung menschlicher 
Ethik schmäht ethecon - Stiftung Ethik 
& Ökonomie die Verantwortlichen von 
The Coca-Cola Company mit dem Inter¬ 
nationalen ethecon Black Planet Award 
2016“, konstatierte Axel Köhler-Schnura, 
Gründungsstifter und Vorstand von 
ethecon. In einer Live-Schaltung nach 
New York sicherte Ray Rogers von Kil- 
lerCoke.org zu, zusammen mit ethe¬ 
con und anderen im nächsten Jahr die 
Preis-Trophäe des ethecon Black Planet 
Award, einen von einem Jugendlichen 
als gefährdeter Planet gestalteten Plas¬ 
tikglobus, an die geschmähten Personen 
zu überbringen. Auch Barbara Happe 
vom Dachverband der Kritischen Ak¬ 
tionäre begrüßte in einem Redebeitrag 
die Verleihung des Schmähpreises an 
Coca-Cola. 

Neben dem besagten Negativpreis 
wurde auch ein Ehrenpreis, der Inter¬ 


formationsoperationen bis zum transna¬ 
tionalen Terrorismus.“ 

Das sind die Ursachen von Kriegen, 
will uns das Weißbuch weismachen. Und 
im Vorwort sagt Merkel: „Deutschlands 
wirtschaftliches und politisches Ge¬ 
wicht verpflichtet uns, im Verbund mit 
unseren europäischen und transatlanti¬ 
schen Partnern Verantwortung für die 
Sicherheit Europas zu übernehmen, um 
gemeinsam Menschenrechte, Freiheit, 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Völkerrecht zu verteidigen. Noch stär¬ 
ker als bisher müssen wir für unsere ge¬ 
meinsamen Werte eintreten und uns für 
Sicherheit, Frieden und eine Ordnung 
einsetzen, die auf Regeln gründet.“ Es 
sind die Regeln des Freihandels und des 
ungehinderten Zugangs zu Rohstoffen, 
die militärisch durchgesetzt werden. 

Die Kanzlerin des Großkapitals. 
BDI-Präsident Ulrich Grillo sorgte sich 
im vergangenen Jahr, dass unser Land 
nicht sturmfest sei und kritisierte die 
große Koalition. „Von großen Taten sehe 
ich bisher überhaupt nichts.“ Union und 
SPD seien dabei, den Koalitionsvertrag 
kleinteilig abzuarbeiten: Rentenpaket, 
Mindestlohn, Frauenquote, Mietpreis¬ 
bremse, Maut oder Entgeltgleichheit. 
„Jede einzelne dieser Maßnahmen fährt 
uns nicht vor die Wand, aber zusammen¬ 
genommen sind sie kontraproduktiv.“ 
Seitdem habe sich nicht viel geän¬ 
dert, schreibt die FAZ. Doch wünsche 
der BDI-Präsident der Kandidatin viel 
Erfolg auf der politischen Bühne - „die 
ich mir ganz persönlich nicht ohne eine 
Angela Merkel vorstellen kann“. 

Klaus Stein 


nationale ethecon Blue Planet Award 
2016, verliehen. Die Laudatio für Prof. 
Huberto Juärez Nünez aus Puebla/Me- 
xiko hielt Prof. Dieter Boris, Latein¬ 
amerikawissenschaftler an der Univer¬ 
sität Marburg. Leider musste er sich aus 
dringlichen Gründen vertreten lassen 
von Simon Ernst. 

In seinem Beitrag ging Prof. Boris 
insbesondere darauf ein, welche heraus¬ 
ragende Bedeutung das mittlerweile 50 
Jahre andauernde Wirken des Preisträ¬ 
gers für die Kämpfe der Arbeiterinnen 
und Arbeiter in Mexiko für ihre grund¬ 
legenden Rechte und ihre Lebensbe¬ 
dingungen hat. „Huberto Juärez Nünez 
verteidigt ungeachtet seiner eigenen Si¬ 
cherheit menschliche Rechte und stellt 
sich Korruption, Ausbeutung und Kri¬ 
minalität entgegen. Er tritt nicht nur 
für die Menschen-, Arbeiter- und Ge¬ 
werkschaftsrechte per se ein, sondern 
auch für einen Ausbau derselben, ethe¬ 
con sieht in einer zunehmend auf den 
Profit als einzigem Kriterium jeglicher 
Entscheidung und Entwicklung ausge¬ 
richteten Welt im Handeln von Huber¬ 
to Juärez Nünez einen herausragenden 
Beitrag zur Entwicklung menschlicher 
Werte und ehrt ihn deshalb mit dem 
Internationalen ethecon Blue Planet 
Award 2016“, fasste Köhler-Schnura 
zusammen. 

Die Preistrophäe wurde von der 
bekannten Fotokünstlerin Prof. Katha¬ 
rina Mayer zusammen mit der Nach¬ 
wuchskünstlerin Andrea Isa aus Düs¬ 
seldorf gestaltet. Es handelt sich um ein 
wertvolles Unikat, das von den beiden 
Künstlerinnen jeweils ein Motiv zeigt. 
Andrea Isa stellte in einem Redebeitrag 
ihr Motiv mit dem Titel „Arbeiterdenk¬ 
mal“ vor. 

In seinem Festvortrag mit dem Ti¬ 
tel „Rassismus, Rechtsruck, Repressi¬ 
on - Globale Gefahr“ ging Dr. Joachim 
Bischoff auf die aktuellen politischen 
Entwicklungen ein. Die Politische Ka¬ 
barettistin Jane Zahn leistete mit ihrem 
Programm „Für den Blauen Planeten!“ 
einen künstlerisch-kulturellen Beitrag 
zur Verleihung der beiden ethecon 
Preise 2016. Markus Bernhardt 


Erdogan als Vorwand 

Wie Antideutsche die Entwicklung in der Türkei für 
ihre Hetze gegen den Islam benutzen 



Angela Merkel will noch etwas leisten - der BDI-Präsident dankt. 


Schmähpreis für 
Coca-Cola-Vorstände 

Internationale ethecon Awards 2016 in Berlin verliehen 
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Das Höhere im Blick: Will Martin Schulz nach Berlin? 


Martin Schulz, die SPD 

A ls der kleine Martin am 20. De¬ 
zember 1955 im kleinen Hehl¬ 
rath am Rande des Braunkoh¬ 
letagebaus und des Lepra- und Sie- 
chenhauses von Eschweiler (NRW) 
geboren wurde, ahnte weder der Pfar¬ 
rer noch der SPD-Ortsvereinsvorsit- 
zende, wer da die Welt erobern sollte. 
Über sich selbst sagte er: „Ich war ein 
Sausack und kein besonders angeneh¬ 
mer Schüler.“ 

Die Leprastation hat sich inzwi¬ 
schen erledigt, die Karnevalskuh „Bil¬ 
la“ hat ein Denkmal bekommen und 
die SPD (27 Sitze) erreichte bei der 
letzten Kommunalwahl nahezu doppelt 
so viele Sitze wie die CDU. In der Wei¬ 
marer Republik hatte die KPD gleich 
nach dem Zentrum den zweiten Platz 
im Rathaus besetzt - mit fast doppelt 
so vielen Stimmen wie die SPD. Der 
kleine Martin erblickte das Licht der 
Welt also mit relativ rotem historischen 
Hintergrund. Nun ist er nahezu desig¬ 
nierter Außenminister der Bundesre¬ 
publik Deutschland. Das Streben nach 
Höherem gehört zu ihm, hat er es doch 
schon bis zum Präsidenten des Europa¬ 
parlaments und Vorsitzenden der sozi¬ 
aldemokratischen Fraktion in diesem 
Parlament gebracht. 

Wenn die Frankfurter Allgemei¬ 
ne Zeitung (FAZ) als Grundlage der 
publizistischen Wahrheitsfindung her¬ 
angezogen wird, dann gibt es nun ein 
Junktim: Schulz geht ins Auswärtige 
Amt - wenn er zugleich den Kanzler¬ 
kandidaten für die SPD bei der kom¬ 
menden Bundestagswahl machen darf. 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel 
war im Oktober als geschickter Königs¬ 
macher gefeiert worden, nachdem er 
Frank-Walter Steinmeier als Kandida¬ 
ten der Großen Koalition für die Wahl 
zum Bundespräsidenten durchgesetzt 
hatte. Nun erlebte Gabriel mit Schulz 4 
Schachzug, dass er sich ein Kuckucks¬ 
ei ins eigene Nest gelegt hat. Anschei¬ 
nend ist Schulz beliebter als Gabriel - 
sowohl unter den SPD-Mitgliedern als 
auch unter den Wählern. Und Merkel 
ist - trotz jüngst wackerer Wahlkampf¬ 
hilfe durch den Besuch von Barack 
Obama in Berlin - weit unter dem Ze¬ 
nit ihrer Beliebtheit. So wird manches 


85 Prozent aller Schulen in NRW wei¬ 
sen bauliche Mängel auf: Unverputzte 
Decken und Wände, freiliegende Roh¬ 
re, zugige Klassenräume, leerstehende 
Gebäudeteile. Das ist das Ergebnis 
einer WDR-Umfrage - sie zeigt, wie 
desinteressiert Landes- und Bundes¬ 
regierung an einem ausreichend fi¬ 
nanzierten Bildungssystem sind. Die 
Landesschülervertretung (LSV) sam¬ 
melt als Teil ihrer Kampagne „Wir 
sind mehr wert! Kostenlose Bildung 
für alle“ Unterschriften für eine Petiti¬ 
on an den Landtag, die mehr Geld für 
Bildung fordert. 

Die Qualität des Unterrichts lei¬ 
det, weil das Geld fehlt. Dies macht 
sich insbesondere am akuten Lehrer¬ 
mangel bemerkbar, der zu größeren 

Wir sind mehr wert 


Lob zu sehr später Stunde leicht zu ei¬ 
nem Nachruf. Frank-Walter Steinmeier 
ging im Jahr 2009 als zurückhaltender 
Kanzlerkandidat der SPD im Bundes¬ 
tagswahlkampf mit 23 Prozent erschre¬ 
ckend deutlich baden. 

Nun ein neuer Sprung von der im¬ 
perialen Bettkante mit Martin Schulz. 
Der Anlauf war nicht schlecht. Bei den 
Wahlen zum Europaparlament holte er 
für die Sozialdemokraten unglaubliche 
27,3 Prozent. Dann gab es das schein¬ 
hafte Gerangel mit den Christdemo¬ 
kraten der Europäischen Volkspartei 
(EVP) und der absehbaren Einigung 
mit dem Kommissionschef Jean-Clau¬ 
de Juncker: Ein Tausch des Amtes des 
Parlamentspräsidenten soll zur Halb¬ 
zeit der Legislaturperiode (2017) in 
gegenseitigem Einvernehmen abgewi¬ 
ckelt werden. 

Schulz weiß, was wichtig ist. CETA 
setzte er durch: „Wenn man 14 Tage 
mehr braucht, ist das so.“ Und ein 
Schuss „Basta!“ war mit einer sehr 
frühzeitigen Meldung auch dabei: 


Klassen und Kursen führt. Eine in¬ 
dividuelle Betreuung des einzelnen 
Schülers ist in diesem Rahmen nahezu 
unmöglich. Zum anderen werden die 
Wahlmöglichkeiten für Leistungskur¬ 
se, aber auch für Fächer wie Informa¬ 
tik als Grundkurs stark eingeschränkt. 
Ein Kurs kann nämlich immer nur ab 
einer bestimmten Schülerzahl zustan¬ 
de kommen. Ausfallquoten von Unter¬ 
richtsstunden sind ein weiteres Dau¬ 
erthema. Diese unterteilen sich einmal 
in den Ad-hoc-Ausfall, also Unterricht, 
der z.B. krankheitsbedingt entfällt. 
Dadurch wird er meist gar nicht oder 
nur fachfremd vertreten. Zum ande¬ 
ren kommt es zum strukturellen Un¬ 
terrichtsausfall: Unterricht, der nach 
Lehrplan eigentlich erteilt werden 


„Verhandlungen nicht gescheitert, 
sondern abgeschlossen.“ Schulz kennt 
die Macht der Wörter. Er spricht nach 
Angaben des „Spiegel“ Deutsch, Fran¬ 
zösisch, Englisch, Spanisch, Nieder¬ 
ländisch und Italienisch. Zusammen¬ 
fassend: Schulz ist eloquent und kon¬ 
sequent, außenpolitisch unverbraucht 
und innenpolitisch unbelastet. Sogar 
selbstkritisch, aber ambivalent: „Mit je¬ 
dem Tag, den wir tatenlos Zusehen, wie 
Menschen sich in die Hände kriminel¬ 
ler und menschenverachtender Schlep¬ 
perbanden begeben und auf dem Weg 
nach Europa ertrinken, laden wir wei¬ 
tere Schuld auf uns. Europa kann und 
muss mehr tun.“ Gegen die Schlepper 
oder für die Flüchtlinge? 

Wenn es darum geht, die Festung 
Europa gegenüber Flüchtlingen mit 
„Mare nostrum“ Frontex, Triton (Fron¬ 
tex Plus) abzuschotten, hat Schulz kei¬ 
nen Erfolg. Noch in der letzten Woche 
ertranken wieder zahlreiche Flüchtlin¬ 
ge im Mittelmeer. Schulz steht nicht für 
eine fundamentale Wende. Ein Ansatz 


müsste, erscheint erst gar nicht auf dem 
Stundenplan. Besonders Nebenfächer 
wie Sport und Naturwissenschaften 
sind davon betroffen. Um alleine den 
strukturellen Unterrichtsausfall in den 
Griff zu bekommen müssten in NRW 



Diesen Luxus gibt es nicht an allen 
Schulen: Mensaessen. 


3 500 Lehrer zusätzlich eingestellt wer¬ 
den - das sagt sogar die Schulministe¬ 
rin Sylvia Löhrmann (Grüne). Hier 
sind Forderungen der LSV NRW nach 
Tandemunterricht und kleineren Klas¬ 
sen noch gar nicht berücksichtigt. Auch 
Forderungen, Lehrer gerade im päda¬ 
gogischen Bereich während des Studi¬ 
ums stärker zu schulen, stießen bisher 
auf keine Resonanz. 

Die Problematik des strukturellen 
Unterrichtsausfalls besteht bereits seit 
25 Jahren. Hierbei spricht man von der 
sogenannten Kienbaum-Lücke, die seit 
ihrer Existenz von den jeweils verant¬ 
wortlichen Politikern vor sich her ge¬ 
schoben wird. Auch der Philologen- 
Verband NRW geht in einer aktuellen 
Stellungnahme auf diese Problematik 


für eine legale Einwanderung ist nicht 
zu erkennen. Das gilt auch für andere 
Politikbereiche. 

Europa in seiner jetzigen Form ist 
dem ehemaligen Schüler des Spiri- 
tanerordens gleichsam heilig. Eng ist 
die Verbindung zu BDI und BDA im 
„House of German Business“ in Brüs¬ 
sel. Gescheitert ist allerdings die Ver¬ 
hinderung des Brexit. 

Wenn es darum geht, die deutschen 
Kapitalinteressen in Brüssel und ge¬ 
genüber London und den vertrump- 
ten USA möglichst weitgehend durch¬ 
zusetzen, dann ist Schulz im Vergleich 
zu einem Kanzlerkandidaten Sigmar 
Gabriel der geeignetere Mann, weil er 
stärker im europäischen Wirtschafts¬ 
netzwerk verwoben ist. Die Zustim¬ 
mungswerte bei der „Sonntagsfrage 44 
sind für „Mutti“ in dieser Legislatur¬ 
periode massiv gefallen. Es bleibt aber 
zweifelhaft, ob die Gefühle des Volkes 
deckungsgleich sind mit den Präferen¬ 
zen der Kapitals. 

Uwe Koopmann 


ein. Vor allem kritisiert er, dass die 
Kienbaum-Lücke im Haushaltsent¬ 
wurf für das Jahr 2017 nicht geschlos¬ 
sen wird. Dies bedeutet eine durch¬ 
schnittliche Unterbesetzung von rund 
zwei Stellen pro Schule. 

Auch an anderen Stellen fehlt das 
Geld: Durch G8 und viele ebenfalls 
durch den Lehrermangel hervorgerufe¬ 
ne Freistunden verbringen Schüler im¬ 
mer mehr Zeit in der Schule. Zu einer 
Ganztagsschule gehört, die Schüler mit 
Essen zu versorgen. Aber selbst Schu¬ 
len, in denen bis 18 Uhr unterrichtet 
wird, bieten zum Teil nur ein spärliches 
oder überhaupt kein Essen an. 

Neben einer guten Essensversor¬ 
gung der Schülerinnen und Schüler 
fordert die LSV NRW weiterhin den 
Ausbau von Nachhilfeangeboten und 
der Schulsozialarbeit, eine Modernisie¬ 
rung der Schulen und nicht zuletzt eine 
Verbesserung des nur sehr halbherzig 
begonnenen Inklusionsprogrammes 
der Landesregierung. 

Je mehr sich die Landesregierung 
der Verantwortung für die unterfinan¬ 
zierten Schulen entzieht, desto mehr 
wittern Privatunternehmen ihre Chan¬ 
ce, dabei Profit herauszuschlagen. Bil¬ 
dung wird immer mehr zur Ware - die 
LSV spricht von „Bildungsökonomi¬ 
sierung“. Nachhilfe, Lernmaterialien, 
Spenden an den Förderverein: Der Bil¬ 
dungserfolg hängt vom Geldbeutel der 
Eltern ab. 

Jurek Macher 

Jurek Macher ist Mitglied des Landes¬ 
vorstandes der LSV NRW. 


Kasseler Friedensratschlag 

Wissenschaftler und Friedensaktivis¬ 
ten aus dem gesamten Bundesgebiet 
und dem Ausland treffen sich am 3. und 
4. Dezember 2016 in der Universität 
Kassel zum 23. Friedensratschlag. Die 
Veranstaltung, zu der bis zu 400 Teilneh¬ 
mer erwartet werden, steht im Zeichen 
fortdauernder regionaler Kriege und glo¬ 
baler Kriegsgefahr. Mit Blick darauf soll 
diskutiert werden über Fluchtursachen 
wie Militärinterventionen und Waffen¬ 
exporte sowie über friedliche Konflikt¬ 
lösungen, aber auch über Möglichkei¬ 
ten, dem Rassismus und Nationalismus 
entgegenzutreten. Eingeladen haben die 
AG Friedensforschung, der Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag und das Kasse¬ 
ler Friedensforum. In nahezu 40 Vorträ¬ 
gen, Foren und Workshops werden die 
Teilnehmenden unter anderem die Rolle 
Deutschlands und der EU an dieser Ent¬ 
wicklung thematisieren. 

HlV-lnfektionen 

stagnieren 

Das Berliner Robert-Koch-Institut 
(RKI) hat vor wenigen Tagen seine Zah¬ 
len über HlV-lnfektionen im vergange¬ 
nen Jahr in Deutschland veröffentlicht. 
Schätzungen des Institutes zufolge leb¬ 
ten Ende 20015 rund 84 700 HlV-Infi- 
zierte in der Bundesrepublik. Etwa 3 200 
Personen infizierten sich im vergangenen 
Jahr neu mit dem Immunschwächevirus. 
Damit blieb die Anzahl der Neuinfekti¬ 
onen auf dem gleichen Stand wie in den 
Vorjahren. 

Nach wie vor sind Männer, die sexu¬ 
elle Kontakte mit Männern pflegen, die 
am stärksten von HIV betroffene Grup¬ 
pe. Von den etwa 3 200 Neuinfektionen 
aus dem vergangenen Jahre sollen rund 
2 200 auf sie entfallen. 750 Neuinfekti¬ 
onen betreffen Heterosexuelle. Rund 
250 Menschen infizierten sich bei intra¬ 
venösem Drogenkonsum. Als großes 
Problem erweist sich nach wie vor, dass 
viele Betroffene nichts von ihrer HIV- 
Infektion wissen. Dies soll, Informatio¬ 
nen des Robert-Koch-Institutes von den 
84 700 HlV-Infizierten geschätzte 12 600 
Menschen betreffen. „Mit Spätdiagnosen 
sind höhere Sterblichkeit und Behand¬ 
lungskosten verbunden; zudem kann die 
Infektion unbeabsichtigt weitergegeben 
werden“, warnen die RKI-Fachleute. 

Dunkelziffer wohl höher 

In Sachsen haben im Jahr 2015 2722 
Menschen die Beratung der Wohnungs- 
losenhilfe der Diakonie Sachsen in An¬ 
spruch genommen. Laut dem Wohnungs- 
losennotfallbericht 2016 sind insgesamt 
3179 Menschen von Wohnungslosigkeit 
betroffen, 307 davon sind Kinder. Der 
Bericht erfasst nur die Menschen, die 
eine solche Beratung auch in Anspruch 
nehmen. „Es kann daher davon ausge¬ 
gangen werden, dass die Zahl der tat¬ 
sächlich von Wohnungslosigkeit Betrof¬ 
fenen mindestens drei Mal so hoch ist, 
weil viele Wohnungslose zu keiner Be¬ 
ratungsstelle gehen. Gerade die Jünge¬ 
ren unter ihnen behelfen sich oft genug 
damit, vorübergehend bei Freunden und 
Bekannten unterzukommen 44 warnte Su¬ 
sanne Schaper, sozialpolitische Spreche¬ 
rin der sächsischen Linksfraktion, in der 
vergangenen Woche. 

Berliner Koalitionsvertrag 
steht 

Seit Montag lässt die Linke ihre 7 500 
Mitglieder in Berlin über den neuen 
Koalitionsvertrag abstimmen. SPD und 
Grüne wollen auf ihren Parteitagen An¬ 
fang Dezember darüber abstimmen las¬ 
sen. Der erste Rot-Rot-Grüne Koali¬ 
tionsvertrag unter SPD-Führung steht 
unter dem Motto: „Berlin gemeinsam 
gestalten: solidarisch - nachhaltig - welt¬ 
offen“. Als Regierungsziele, die bis 2021 
erreicht werden sollen sind u. a. Klassiker 
wie die Sanierung der Schulen enthalten. 
Wesentliche Themen der Regierungsko¬ 
alition sind außerdem die Höhe der Mie¬ 
ten in Sozialwohnungen und der Ausbau 
der Radwege. 

Auch die Ressorts sind in dem Ver¬ 
trag schon aufgeteilt. Die SPD erhält die 
Senatsverwaltungen für Inneres, Sport, 
Finanzen, Personal, Bildung, Gesund¬ 
heit und Pflege. Die Linke erhält Arbeit, 
Soziales, Integration, Kultur sowie Woh¬ 
nungspolitik. Die Grünen bekommen 
Verkehr, Umwelt, Wirtschaft, Energie, 
Justiz und Verbraucherschutz. 


Aus der Petition der Landesschülervertretung NRW: 

„In der Schule verbringen wir in jungen Jahren alle einen beträchtlichen Teil un¬ 
seres Lebens - in zwölf Jahren Schulzeit rund 14 360 Schulstunden. Nur sieht die 
Schule gar nicht danach aus - nach,Leben': In vielen Schulen bröckelt der Putz 
von den Wänden des Klassenzimmers oder die Aula ist seit sechs Jahren we¬ 
gen Einsturzgefahr gesperrt. Der Schultag ist lang und die Schülerinnen haben 
Hunger, aber die Schule hat keine Kantine und wenn doch, ist das Essen teuer. 
Während im Landtag darüber diskutiert wird, wie neue Medien in den Unter¬ 
richt eingebunden werden können, blinzeln wir Schülerinnen in das grelle Licht 
des Overheadprojektors (wenn er denn eingeschaltet werden kann). Der Mu¬ 
sik- und Politikunterricht muss schon wieder ein Halbjahr lang pausieren, weil 
die Schule einfach nicht genug Lehrerinnen hat. Die Stellen der Schulsozialar¬ 
beiterinnen wurden abermals gekürzt, dabei war der Bedarf doch auch vorher 
noch lange nicht gedeckt. 

Und um alle diese Missstände auszuräumen, brauchen wir mehr Investitionen 
in Bildung!“ 

Online unterzeichnen unter: petition.lsvnrw.de 


Warenknappheit 

Bildung richtet sich nach dem Geld - und das fehlt. LSV NRW fordert kostenlose Bildung 
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Erdogan will mehr 
NATO-Hilfe 

Der türkische Staatspräsident Erdogan 
hat mehr Unterstützung der NATO im 
„Kampf gegen den Terrorismus“ gefor¬ 
dert. „Die Bedrohung, die von Terroror¬ 
ganisationen ausgeht, betrifft uns alle“, 
sagte Erdogan am Montag vor der Par¬ 
lamentarischen Versammlung der NATO 
in Istanbul. 

Die Türkei erwarte die Unterstüt¬ 
zung des Bündnisses „in unserem Kampf 
gegen alle Terrororganisationen“ - was 
unter anderem die kurdische PKK ein¬ 
schließt. 

Erdogan kritisierte erneut, dass die 
PKK, die in der EU weiterhin verboten 
ist, in EU-Mitgliedstaaten ungehindert 
agieren könne. „Wir wollen, dass Sie ver¬ 
hindern, dass Mitglieder der Terrororga¬ 
nisationen sich frei in Ihren Ländern be¬ 
wegen, Propaganda machen, Militante 
anheuern und durch Erpressung Schutz¬ 
gelder einsammeln“, sagte Erdogan. In 
Bezug auf die kurdischen YPG-Milizen 
in Nordsyrien kritisierte Erdogan zudem, 
diese kämpften „mit Waffen von NATO- 
Bündnispartnern“. 

Einmischung verbeten 

Die irakische Regierung wehrt sich ge¬ 
gen die militärische Einmischung der 
Türkei beim Kampf gegen den „IS“ auf 
irakischem Boden. Der irakische Außen¬ 
minister al-Dschafari forderte die Tür¬ 
kei auf, ihre Truppen aus dem Irak ab¬ 
zuziehen. 

Botschaft beschossen 

Die russische Botschaft in der syrischen 
Hauptstadt Damaskus wurde am Mon¬ 
tag erneut beschossen. Mindestens vier 
Minen schlugen in der Nähe der Vertre¬ 
tung ein. Sie wurden aus dem östlichen 
Stadtteil Dschobar abgefeuert. 

Neue Luftangriffe 

Die von Saudi-Arabien geführte Koaliti¬ 
on, die Krieg gegen den Jemen führt, hat 
angekündigt, die 48-stündige Waffenruhe 
nicht zu verlängern. Als Grund wurden 
„zahlreiche Verstöße der Huthi-Rebellen 
gegen die Feuerpause“ behauptet, womit 
die Bedingungen für eine Erneuerung 
nicht gegeben seien. Augenzeugen hat¬ 
ten zuvor berichtet, Flugzeuge der saudi¬ 
schen Koalition hätten vor dem Ende der 
Waffenruhe Stellungen der Huthis in der 
Hauptstadt Sanaa bombardiert. 

Präsidentenwahl in Haiti 

Die Haitianer haben einen neuen Präsi¬ 
denten gewählt. Mit einen Wahlergebnis 
wird Anfang Dezember gerechnet. Gute 
Chancen haben der Agrarunternehmer 
Jovenel Moi'se, der Politiker Jude Celes- 
tin von der Partei Lapeh und die Ärz¬ 
tin Maryse Narcisse. Sollte in der ersten 
Runde keiner der 27 Kandidaten die 
absolute Mehrheit erreichen, findet im 
Januar eine Stichwahl statt. Die letzte 
Wahl war wegen Manipulationsvorwür¬ 
fen annulliert worden. Seit der frühere 
Staatschef Michel Martelly im Febru¬ 
ar ohne gewählten Nachfolger aus dem 
Amt schied, regiert Übergangspräsident 
Privert das Land. 

Auf der Flucht 

Drei Millionen Südsudanesen sind 
nach UNO-Angaben auf der Flucht. Im 
Südsudan findet ein Machtkampf statt, 
bei dem es immer wieder zu gewaltsa¬ 
men Zusammenstößen kommt. Rund 
1,9 Millionen Menschen suchen inner¬ 
halb des Südsudan Schutz, 1,1 Millionen 
seien außer Landes geflohen, erklärte die 
UNO-Organisation für Nothilfekoordi¬ 
nation (OCHA). 

Vor allem in Uganda kommen seit¬ 
her jeden Tag Tausende neue Flüchtlinge 
aus dem Südsudan an. Das ostafrikani¬ 
sche Land beherbergt inzwischen rund 
500 000 Südsudanesen. Je eine Viertel¬ 
million Menschen haben in Äthiopien 
und im Sudan Zuflucht gefunden. 

Haftbefehl gegen 
Akademiker 

Die türkischen Behörden haben letz¬ 
te Woche die Festnahme von 103 Aka¬ 
demikern an der Technischen Univer¬ 
sität Yildiz in Istanbul angeordnet. 73 
von ihnen seien schon in Gewahrsam 
genommen worden, meldete die staat¬ 
liche Nachrichtenagentur Anadolu. Ih¬ 
nen wird Mitgliedschaft in einer Terror¬ 
organisation vorgeworfen. 


Das Kandidaten-Karussell 

Vorwahlkampf in Frankreich 



Steht für weiteren, zügigen Sozialabbau: Francois Fillon 


D ie „Primaire“ in Frankreich, das 
sind die Vorwahlen der Partei¬ 
en, sind ein von den USA abge¬ 
gucktes Spektakel. Bei den Konserva¬ 
tiven hat dabei nun der Rechteste der 
Rechten mit über 44 Prozent das Ren¬ 
nen gemacht: Maggie-Thatcher-Fan und 
Ex-Premierminister Francois Fillon, der 
schon lange „decomplexe“ ist, als „kom¬ 
plexbefreit“ und bereit, mit dem rechts¬ 
extremen „Front National“ zusammen¬ 
zuarbeiten. 

Der durch Umfragen zum Favoriten 
erklärte Alain Juppe, ebenfalls Ex-Pre¬ 
mierminister, holte nur 28 Prozent der 
Stimmen. Ex-Präsident Sarkozy, uner¬ 
wartet mit knapp 21 Prozent auf den 
dritten Platz verwiesen, wird sich erneut 
ins wohlsituierte Privatleben zurück¬ 
ziehen. Als Ex-Präsident steht ihm eine 
königliche Apanage zu: Über 3,1 Milli¬ 
onen Euro pro Jahr kostet ein franzö¬ 
sischer Ex-Präsident (es sind derer ins¬ 
gesamt drei) den Steuerzahler, das ist 
etwa vier mal so viel wie ein deutscher. 

Bereits die Vorwahlen sind ein ziem¬ 
licher Aufwand: 10 229 Wahlbüros wur¬ 
den eingerichtet. Fast vier Millionen 
Wählerinnen und Wähler wollten es 
sich nicht entgehen lassen, teilzuneh¬ 
men. Dafür bezahlten sie gerne die zwei 
Euro für die Organisation, zeigten ihre 
amtliche „carte electoral“ in der auch 
der Wahlbezirk verzeichnet ist. Partei¬ 
bücher waren nicht gefragt, man unter¬ 
schreibt lediglich eine Erklärung, wo¬ 
nach man sich als Anhänger bezeichnet. 
Wie viele Anhänger des Front National 
wohl mit abgestimmt haben? 

Wer auch immer von den beiden, 
Fillon oder Juppe, als Kandidat der 
Partei LR, der konservativen Republi¬ 
kaner („Les Republicains“), beim zwei¬ 
ten Durchgang dieser rechten Vorwahl 
das Rennen macht, das Tor zur Zusam¬ 
menarbeit mit dem Front National ist 
bereits weit geöffnet. Der Kandidaten¬ 
vergleich gleich einem Wettbewerb der 
sozialen Grausamkeiten: Juppe will den 
öffentlichen Dienst „nur“ um 200 000 
Stellen schwächen, Fillon will gleich 
500 000 Stellen kürzen, u.a. durch wei¬ 
tere Privatisierungen im Bildungs- und 
Gesundheitswesen. Juppe will die un¬ 
soziale Mehrwertsteuer auf 21 Prozent 
erhöhen, Fillon überbietet ihn auch hier 
und will 22 Prozent. 

Und was ist mit Europa? Juppe äu¬ 
ßerte sich „eurokritisch“, Fillon strebt 
nach einer EU-Regierung. 

Den Rechten steht allerdings mit 
dem früheren Wirtschaftsminister Em¬ 


manuel Macron ein agiler, sich liberal 
gebender Konkurrent gegenüber, den 
die Medien derzeit hochjubeln. Präsi¬ 
dent Frangois Hollande hat sich noch 
nicht erklärt, würde sich aber gerne 
aus den sogenannten linken Vorwah¬ 
len („primaire gauche“) heraushalten. 
Ebenso sein Schildknappe, Premier¬ 
minister Manuel Valls, dem zu kandi¬ 
dieren nachgesagt wird, falls Hollande 
nicht antreten sollte. Nach Politikwech- 
sel sieht das nicht aus, eher nach einer 
neuen Hackordnung. 

Die Grünen hatten bereits Mitte Ok¬ 
tober ihre Kandidatenkür abgehalten. 
17 000 hatten abgestimmt, dabei zählt 
die Partei nur 7 000 Mitglieder. Die re¬ 
gierungskritische Frontlady, die frühere 
Wohnungsbau-Ministerin Cecile Duf- 
lot, löste der „reformoffene“ frühere 
Greenpeace-Aktivist Yannick Jadot ab. 
Die Grünen hatten damit dem bei Tei¬ 
len der Sozialisten und Kommunisten 
gehegten Wunsch einer gesamtlinken 
Vorwahl eine endgültige Absage erteilt. 

Dabei hatte Jean-Luc Melenchon, 
der letzte Kandidat der Linksfront, die 


sich aus Kommunisten, Linkspartei und 
Grünen zusammensetzte, bereits im 
Frühjahr erklärt, als Kandidat anzutre¬ 
ten. Das brachte wiederum die Führung 
der Kommunistischen Partei PCF gegen 
ihn auf, die eine gemeinsame Vorwahl 
der „Linken in der Linken“ bis dahin 
für möglich hielt. Auf ihrem Parteitag 
vom 2. bis 5. Juni dieses Jahres wurden 
die beiden Anträge, Melenchon zu un¬ 
terstützen, abgelehnt. 

In der Zwischenzeit galt es, gegen 
das gewerkschaftsfeindliche Gesetz 
„Khomri“ zu mobilisieren und die 
Parteibasis mittels einer Befragung 
auf den Wahlkampf vorzubereiten. 
Am Tag vor dem Wahlkongress der 
PCF Anfang November, sprach sich 
der Parteivorsitzende Pierre Laurent 
dann doch dafür aus, Jean-Luc Melen¬ 
chon zu unterstützen. Es hagelte Wi¬ 
derspruch: Die Mehrheit sprach sich 
dafür aus, mit einem eigenen Kandida¬ 
ten in den Präsidentschaftswahlkampf 
zu ziehen. 

Ob es nun daran lag, dass die Links¬ 
partei auch in - auf die Präsidenten¬ 


wahl folgenden - Wahlen zur Natio¬ 
nalversammlung flächendeckend mit 
eigener Liste antritt oder daran, dass 
der „eurokritische“, für den Austritt aus 
der Nato kämpfende Melenchon der 
PCF-Mehrheit nicht passte: Die Par¬ 
teiführung erhofft sich jedenfalls, über 
eine an diesem Wochenende stattfin¬ 
dende Mitgliederabstimmung zur Fra¬ 
ge, ob die PCF mit einem eigenen Kan¬ 
didaten antritt, die Partei geschlossen 
in den Wahlkampf führen zu können. 

Mehrere Parteigliederungen ha¬ 
ben bereits ihre Unterstützung für 
Melenchon angekündigt. Auf der an¬ 
deren Seite mehren sich Stimmen, die 
den populären PCF-Abgeordneten 
und Fraktionssprecher Andre Chas- 
saigne als Präsidentschaftskandidaten 
befürworten. Davon unabhängig ist 
der PCF-Vorsitzende Pierre Laurent 
überzeugt, dass, unabhängig davon, 
wie das Resultat ausfalle, „der Weg 
ein gemeinsamer bleibt und geschlos¬ 
sen verfolgt wird“, wie er es in der Ta¬ 
geszeitung „L’Humanite“ ausdrückte. 

Georges Hallermayer 


Der Fall Uljukajew 

Russischer Minister für Wirtschaftliche Entwicklung unter Hausarrest 


Nach der Verhaftung des Ministers für 
Wirtschaftliche Entwicklung, Alek- 
sej Uljukajew, wird in Russland hef¬ 
tig über den Hergang der Ereignisse 
und die Hintergründe dieses nicht¬ 
alltäglichen Vorgangs diskutiert. Die 
Meinungen gehen dabei weit ausein¬ 
ander. Sie reichen von dem Vorwurf, 
dass es sich um eine Provokation staat¬ 
licher Machtorgane handele, bis zu der 
Hoffnung, dass dies der Beginn einer 
Machtbeschneidung des „Wirtschafts¬ 
blocks“ in der Regierung Medwedjew 
sein könne. Dieser Hort des Neolibera¬ 
lismus ist durch die Begünstigung der 
Oligarchen und anderer Profiteure der 
Konterrevolution, der rigorosen Ab¬ 
wälzung der Krisenlasten auf die ein¬ 
fachen Menschen sowie dem Ruf nach 
Privatisierung der Restbestände staat¬ 
lichen Eigentums besonders unbeliebt, 
aber eben auch bei vielen „Silowiki“ - 
Angehörigen der staatlichen Sicher¬ 
heitsorgane. 

Die Verhaftung Uljukajew wurde in 
der Nacht zum 15. November in einer 
Presseerklärung des Untersuchungs¬ 
komitees (UK) bekanntgegeben. Da¬ 
rin heißt es, dass eine Untersuchung 
wegen der Annahme von Bestechungs¬ 
geld in Höhe von 2 Millionen Dollar 
eingeleitet worden sei. Diese soll Ul¬ 


jukajew dafür erhalten haben, dass 
sein Ministerium es durch ein positi¬ 
ves Gutachten dem „Rosneft“-Kon- 
zern erlaubte, ein Kontrollpaket von 
Baschneft für 339,7 Milliarden Rubel 
zu kaufen. 

Wie die Agentur Interfax unter Be¬ 
rufung auf eine offizielle Vertreterin 
des UK berichtet, sei Uljukajew von 
den Sicherheitskräften bei der Entge¬ 
gennahme des Bestechungsgeldes auf 
frischer Tat ertappt worden. Dieser 
Quelle zufolge gehe es bei der Unter¬ 
suchung zugleich um Drohungen und 
Erpressung gegen Vertreter von Ros- 
neft. 

Am Abend des 15. November ord¬ 
nete ein Moskauer Gericht auf Antrag 
der Untersuchungsbehörde Hausar¬ 
rest für Uljukajew bis Mitte Januar 
an. Der Verhaftete muss ein elektro¬ 
nisches Armband tragen, das die Si¬ 
cherheitskräfte jederzeit über seinen 
Aufenthaltsort informiert. Später ent¬ 
hob der russische Präsident Wladimir 
Putin den Minister seines Amtes mit 
der Begründung, dass er das in ihn ge¬ 
setzte Vertrauen verloren habe. Wie 
der Anwalt des Exministers verlaute¬ 
te, erkennt dieser keine Schuld an und 
sieht in seiner Festnahmen eine Pro¬ 
vokation. 


Aus der Fülle der in den russischen 
Medien kursierenden Spekulationen 
und Meinungsäußerungen wollen wir 
drei Stimmen wiedergeben: 

Der Journalist und politische Ak¬ 
tivist der prowestlichen, neoliberalen 
Opposition Aleksandr Rybkin wirft 
die Frage auf, ob Putin informiert war 
oder von den Sicherheitsorganen vor 
vollendete Tatsachen gestellt wurde, 
und spekuliert auf der Website „ej.ru“ 
über die Zukunft Putins: „Kontrolliert 
Putin das Geschehen? Ich denke teils, 
vorläufig ja. Aber bei weitem nicht in 
dem Maße wie am Anfang seiner Za¬ 
renherrschaft. Die Macht zerfleddert 
schon nicht mehr nur an den Rändern. 
Und um sie zu erhalten, muss er sich 
mit verschiedenen Zugeständnissen 
abfinden, z.B. den Silowiki, denen er 
selbst unbegrenzte Vollmachten über¬ 
trug, von Zeit zu Zeit erlauben, die Ta¬ 
gesordnung zu diktieren. Und eine sol¬ 
che Lage kann sich ziemlich lange hin¬ 
ziehen. Bis zu der Zeit, da sie Wladimir 
Putin nicht mehr brauchen. ... Es ver¬ 
steht sich, dass dann schon kein Med¬ 
wedjew mehr da sein wird. Ich denke 
übrigens, dass der Rücktritt des Kabi¬ 
netts demnächst vorentschieden wird.“ 

Der ehemalige Vizepräsident des 
Rechnungshofs der Russischen Föde¬ 


ration, Juri Boldyrew, sieht dagegen 
im Gespräch mit der Internetplatt¬ 
form „nakanune.ru“ die Möglich¬ 
keit, dass die Verhaftung des Minis¬ 
ters der Beginn einer Untersuchung 
des ganzen „kollektiven Uljukajew“ 
im Machtapparat sein könne. Und 
der Duma-Abgeordnete der KPRF, 
Juri Sinelschikow, betont in der „So¬ 
wjetskaja Rossija“ dass diese Regie¬ 
rung sich derart kompromittiert habe, 
dass sie nur noch zu ihrem Rücktritt 
taugt. Das sage die KPRF seit lan¬ 
gem. Leider sei die Gesellschaft da¬ 
für nicht herangereift, wie bei Wahlen 
deutlich werde. Es sei aber möglich, 
dass die Verhaftung Uljukajew etwas 
verändere. Die Regierung schwanke 
und könne wegen der Budgets für die 
nächsten drei Jahre, die keinerlei Ent¬ 
wicklung beinhalten, noch mehr ins 
Wanken geraten. 

Sinelschikow fährt fort: „Natürlich 
war die Verhaftung Uljakaews der 
Wille des Präsidenten. Dass Putin die¬ 
sen Schritt unternommen hat ist gut. 
Schlecht ist nur, dass es vom Typ Ul¬ 
jukajew nicht nur einen in der Regie¬ 
rung gibt. ... Und die Hauptsache be¬ 
steht darin, dass es nicht gewiss ist, dass 
Uljukajew wirklich bestraft wird.“ 

Willi Gerns 
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Mit Gott und Marulanda 

Der neue Vertrag zwischen FARC und kolumbianischer Regierung 


N achdem eine hauchdünne Mehr¬ 
heit der kolumbianischen Be¬ 
völkerung beim Referendum 
am 2. Oktober das ausgehandelte Ab¬ 
kommen zwischen den Revolutionären 
Streitkräften (FARC) und Regierung 
abgelehnt hatte, haben nun beide Seiten 
am 12. November in Havanna ein neu¬ 
es Abkommen vorgelegt. Es orientiert 
sich auf den ersten Blick weitgehend am 
vorherigen. Dennoch sind einige wesent¬ 
liche Aussagen im Sinne der Gegner des 
Friedensvertrags abgeändert worden. 

Die von den Ex-Präsidenten And¬ 
res Pastrana und Älvaro Uribe geführte 
Kampagne gegen das Abkommen hatte 
im Vorfeld des 2. Oktober mit jeder Art 
von Lügen und Unterstellungen gearbei¬ 
tet, wie zum Beispiel der völlig aus der 
Luft gegriffenen Behauptung, die ko¬ 
lumbianischen Rentner würden den Ver¬ 
trag mit den FARC mit einer siebenpro¬ 
zentigen Rentenkürzung bezahlen müs¬ 
sen. Dass mit dreisten Lügen gearbeitet 
wurde, hatte der Chef der „Nein“-Kam- 
pagne, Juan Carlos Velez, gegenüber der 
Zeitung „La Repüblica de Bogota“ da¬ 
nach stolz zugegeben. 

Es hat sich ausgezahlt, denn von 
nun an saßen Uribe und Pastrana in¬ 
direkt mit am Tisch der Verhandlun¬ 
gen in Havanna. Präsident Juan Manuel 
Santos - als Verteidigungsminister un¬ 
ter Uribe Kriegsverbrecher und inzwi¬ 
schen zum Friedensnobelpreisträger ge¬ 
adelt - holte sich dienstbeflissen deren 
500 Veränderungswünsche ab, gegliedert 
in 57 Einzelthemen. 56 erreichten Ab¬ 
änderungen, was 68 zusätzliche Seiten 
ausmacht; nur die spätere Teilhabe der 
FARC an der (unbewaffneten) Politik 
blieb unangetastet. Oft handelt es sich 
um im Gesamtkontext eben noch ak¬ 
zeptable Präzisierungen und Konkreti¬ 
sierungen - natürlich fast alle zu Guns¬ 
ten der Friedensfeinde, die den Konflikt 
mit den FARC am liebsten militärisch 
weitergeführt hätten. Dazu zählen die 
Zusammensetzung des Friedensgerichts, 
das sich nun doch nur aus Kolumbianern 
bilden wird, die Sonderrechtsprechung, 
die längstens zehn Jahre arbeiten wird 
und vom Verfassungsgerichtshof als Be¬ 
rufungsinstanz korrigierbar ist, und die 
Zuständigkeit des normalen kolumbia¬ 
nischen Strafrechts. 

Andere Änderungen sind schwerwie¬ 
gender: Nach Jahrzehnten des Kampfes 
gegen den Großgrundbesitz und all des¬ 
sen Verbrechen in Komplizenschaft mit 
dem Staat mussten die FARC in Havan¬ 


na nun die Formulierung schlucken, dass 
der Privatbesitz garantiert ist, wohinge¬ 
gen das erste Abkommen noch Enteig¬ 
nungen zu Gunsten derjenigen vorsah, 
die von ihrem Land vertrieben worden 
waren. Und nun sind, unabhängig von ih¬ 
rer Bereitschaft zur Opferentschädigung 
beizutragen, auch die regionalen und na¬ 
tionalen Kommandanten der Guerilla in 
jedem Fall mit Freiheitsentzug zu bestra¬ 
fen, der dann in speziellen Zonen abge¬ 
leistet werden soll. „Einfache“ Guerille- 
ros gehen straffrei aus, wenn ihnen kei¬ 
ne besonderen Vergehen nachgewiesen 
werden. 

Schon vorher klar war: die FARC 
müssen ihre Finanzmittel offenlegen 


und Opfer entschädigen. Der Fallstrick 
ist, dass vom Staat dabei nicht die Rede 
ist, als habe es nie die Massaker in gan¬ 
zen Dörfern, die Verstrickung des Staats 
in den Paramilitarismus, die Ermordung 
von 1 200 Menschen, die man in FARC- 
Uniformen gesteckt hatte, um „falsche 
Erfolgsmeldungen“ (falsos positivos) 
machen zu können. Der Charakter des 
historischen Friedensschlusses vom Au¬ 
gust war, dass beide Seiten ihre Verant¬ 
wortung übernahmen - das ging Uribe 
und seinen Schergen zu weit. Auch wird 


der Friedensschluss keinesfalls einen 
Verfassungsrang bekommen; die verblie¬ 
benen Reformen, die die Gesellschaft 
zumindest dahingehend nachhaltig ver¬ 
ändern sollten, dass sich die Notwendig¬ 
keit des bewaffneten Aufstands nicht 
mehr ergibt, stehen damit also bei spä¬ 
teren Regierungen frei zum Abschuss. 
Dazu kommt, dass die Umsetzung aller 
vorgesehenen Maßnahmen nun unter 
Haushaltsvorbehalt steht. Mit anderen 
Worten: Wenn kein Geld da ist (oder für 
anderes gebraucht wird), sind alle Ver¬ 
einbarungen wertlos. Betroffen ist auch 
die gesellschaftliche Basis der FARC - 
die bäuerlichen Schutzzonen (gegen 
Großgrundbesitz und Agroindustrie) 


sind nicht mehr Teil des Vertrags. Und 
sie selbst: es wird für die aus den FARC 
hervorgehende Partei ab 2018 nicht au¬ 
tomatisch fünf Sitze in Parlament und 
Senat geben. 

Carlos Lozano, Chefredakteur der 
„Voz“, Zeitung der Kolumbianischen 
KP, und seit Jahrzehnten als Bindeglied 
zur Guerilla einer der wichtigsten Weg¬ 
bereiter des Abkommens, nennt den 
neuen Text gegenüber der UZ „einen 
Schritt zurück, der aber notwendig war, 
um den Friedensprozess zu retten“. Er 


unterstreicht, dass die Regierungs Vertre¬ 
ter, Chefunterhändler Humberto de la 
Calle und Präsident Santos, dieses Ab¬ 
kommen für besser halten als das ers¬ 
te - und dass die demokratischen Sek¬ 
toren der Gesellschaft das nicht teilen 
könnten. Ivan Märquez, der die dreiein¬ 
halbjährigen Verhandlungen sowie die 
vierzig zusätzlichen Tage für die FARC 
leitete, nennt das Übereinkommen eines 
„der Hoffnung und damit ein machtvol¬ 
les Instrument zur Demokratisierung 
des Landes“ und fügte hinzu: „Wir sind 
bis an die Grenze des Vernünftigen und 
des Akzeptablen gegangen.“ Der Obers¬ 
te Kommandant der FARQTimoleön Ji- 
menez, betonte, dass „wir unsere größ¬ 


te Anstrengung gemacht haben, um auf 
den Wunsch nach Frieden einzugehen“. 

Solidarität mit einem genauen Blick 
auf das, was in Kolumbien passiert, ist 
nun das Wichtigste, was von außen ge¬ 
leistet werden kann. In Kolumbien selbst 
werden die Diskussionen nicht nachlas- 
sen, wofür sich am Ende der jahrzehn¬ 
telange Widerstand gelohnt hat. Ivan 
Märquez jedenfalls warb um höheren 
Beistand: „Gott und Manuel Marulan¬ 
da mögen das Abkommen segnen.“ 

Günter Pohl 


Chinesisch-venezola¬ 
nische Ölförderung 

Die staatliche venezolanische Ölgesell¬ 
schaft PDVSA hat mit der ebenfalls 
staatlichen chinesischen Ölgesellschaft 
CNPC ein Abkommen über Investitio¬ 
nen im Umfang von 1,9 Milliarden Euro 
abgeschlossen. Damit will PDVSA seine 
Förderung um 227 000 Fässer pro Tag 
(BPD) steigern. 

„Diese Allianz, gestartet von unse¬ 
rem Kommandanten Hugo Chävez, ist 
ein strategisches Bündnis in allen Berei¬ 
chen: kulturell, sozial, im Energiesektor, 
wirtschaftlich“ erklärte der venezolani¬ 
sche Präsident Nicolas Maduro bei der 
Unterzeichnung. 

Unter anderem wurde vereinbart, 
dass ein Joint Venture zur Entwicklung 
der chinesischen Raffinerie Jie Yang 
geschaffen wird, die 400 000 Fässer pro 
Tag verarbeiten können soll. 70 Prozent 
des hier zu verarbeitenden Öls sollen 
aus Venezuela kommen. PDVSA wird 
einen Anteil von 40 Prozent an diesem 
Jointventure halten, während CNPC 60 
Prozent erhält. 

Maduro deutete an, dass China und 
Venezuela sich für die nächsten Jah¬ 
re eine gemeinsame Produktion von 
800 000 Fässern Öl pro Tag zum Ziel 
gesetzt haben. 

Mehr Tote im Mittelmeer 

Die Zerstörung von Schleuserbooten 
im Mittelmeer bei Militäreinsätzen der 
EU trägt nach Einschätzung der Inter¬ 
nationalen Organisation für Migration 
(IOM) dazu bei, dass mehr Flüchtlin¬ 
ge ertrinken. Als Ersatz für zerstörte 
Boote würden die Menschenschmugg¬ 
ler verstärkt billige dünnwandige 
Schlauchboote verwenden, mit denen 
die Überfahrt noch gefährlicher sei, 
erklärte ein Sprecher der IOM letzte 
Woche in Genf. 

Estlands neue Regierung 

In Estland ist eine neue Regierungs¬ 
koalition gebildet worden. Die Zen¬ 
trumspartei einigte sich mit den Sozi¬ 
aldemokraten und dem konservativen 
Wahlbündnis IRL auf eine Koalition. 
Zuvor war die „prowestliche“ Regie¬ 
rung von Ministerpräsident Taavi Röi- 
vas durch ein Misstrauensvotum ge¬ 
stürzt worden. 

NATO in Litauen 

In Litauen findet derzeit eine zwei Wo¬ 
chen dauernde Militärübung mit etwa 
4 000 Soldaten aus elf NATO-Ländern 
statt. Außer litauischen Truppen betei¬ 
ligten sich am Manöver „Iron Sword“ 
unter anderem auch Einheiten aus 
Deutschland, den USA, Britannien, 
Kanada und Polen. 



Handschlag zwischen dem kolumbianischen Präsidenten Juan Manuel Santos (li.) und FARC-AnführerTimoleön Jimenez 


Vom Brexit zum Lexit 

54. Parteitag der Kommunistischen Partei Britanniens 


Unter dschihadistische 
Verwaltung? 

Syrische Regierung soll keine Kontrolle über 
Ost-Aleppo bekommen 


Der Sonderbeauftragte der UN für Sy¬ 
rien, Staffan de Mistura, machte am Wo¬ 
chenenden einen neuen Vorschlag, um 
die Situation im Ostteil von Aleppo zu 
verbessern: Die Extremisten sollten 
Aleppo verlassen, der Ostteil der Stadt 
sollte aber unter der Verwaltung der „ge¬ 
mäßigten Dschihadisten“ bleiben. 

Mit dem Auftauchen immer neuer 
und immer extremer agierender Grup¬ 
pen sind alle Maßstäbe gegenüber den 
bewaffneten Verbänden weiter und wei¬ 
ter verschoben worden. Gruppen, die 
vor Jahren als Extremisten galten, zäh¬ 
len heute als „gemäßigte bewaffnete Op¬ 
position“. 


TÜRKEI 



De Mistura schlägt vor, die Macht in 
Ost-Aleppo an Brita Haj Hassan zu über¬ 
geben, der im Moment einer zivilen Ver¬ 
waltung Ost-Aleppos vorsitzt. Damit ist 
er wohl auch ziviler Chef der „Weißhel¬ 
me“, deren Verbindungen zu den Terro¬ 
risten mittlerweile weithin bekannt sind. 

Aus seinen Hintergedanken macht de 
Mistura keinen Hehl: Ein militärischer 
Sieg der Regierung würde Syrien und 
Europa einer vermehrten Phase sunni¬ 
tischem Terrorismus aussetzen, von den¬ 
jenigen, die sich durch einen Sieg Assads 
ausgegrenzt fühlen - ähnlich, wie es im 
Irak der Fall war. Tatsächlich arbeitet die 
Regierung - wo immer möglich - an lo¬ 
kalen Versöhnungsinitiativen, um genau 
das auszuschließen. 

Auf einer Pressekonferenz in Damas¬ 
kus erklärte der syrische Außenminister, 
die syrische Regierung lehne den Vor¬ 
schlag von de Mistura rundweg ab. Sei¬ 
ne Umsetzung würde eine Belohnung 
für die Terroristen darstellen. Dagegen 
warte die Regierung immer noch auf die 
Wiederaufnahme des innersyrischen Di¬ 
alogs. Sie sei bereit dazu, an jedem Ort 
innerhalb oder außerhalb Syriens. 

Manfred Ziegler 


Die Arbeiterklasse habe die Aufgabe, ei¬ 
nen „Austritt von unten“ aus der Euro¬ 
päischen Union zu erkämpfen. Der „Bre¬ 
xit“ müsse als „Lexit“, als linker Ausstieg 
aus dem Gefängnis der EU-Verträge 
und Austeritätsvorgaben gestaltet wer¬ 
den. Mit diesen Worten eröffnete der alte 
und neue Generalsekretär der Kommu¬ 
nistischen Partei Britanniens (CPB), Ro¬ 
bert Griffith, am Samstag vergangener 
Woche deren 54. Parteitag. Der fand im 
traditionsreichen „Ruskin House“ einem 
Zentrum der Arbeiter- und fortschrittli¬ 
cher Bewegungen, im Londoner Stadtteil 
Croydon statt. Die CPB hat als Partei der 
Arbeiterklasse Britanniens sogenann¬ 
te „Zweige“ („Branches“) in England, 
Schottland und Wales, die von 60 Dele¬ 
gierten vertreten wurden. Als Gäste folg¬ 
ten zwei Vertreter der KP der Ukraine, 
des Kommunistischen Jugendverbandes 
Venezuelas, der DKP und der Generalse¬ 
kretär der KP Irlands, Eugene McCartan, 
der zweitägigen Beratung. 

In der Debatte berichteten die De¬ 
legierten von Erfahrungen aus der Ar¬ 
beit in Gewerkschaften, der Labour Par¬ 
ty und in Bewegungen - besonders der 
Frauenbewegung, den Bewegungen ge¬ 
gen soziale Ausgrenzung, in Soli-Organi- 
sationen und antirassistischen Gruppen. 
Dominiert wurde die Diskussion jedoch 
von Stellungnahmen zum Leitdokument, 


das der Parteitag schließlich verabschie¬ 
dete, mit dem Titel „Stoppt die Offensi¬ 
ve der herrschenden Klasse - eine linke 
Regierung erkämpfen“. Mehrere Diskus¬ 
sionsredner unterstrichen die Rolle der 
Kommunistischen Parteien der Welt und 
Britanniens als Avantgarde im Kampf ge¬ 
gen den Kapitalismus. Ihre marxistische 
Analyse der kapitalistischen Krise und 
des Imperialismus sei unverzichtbar für 
die gegen Austeritätspolitik und für den 
Schutz erkämpfter Arbeiterrechte und 
des ökologischen Systems kämpfenden 
Bewegungen. Dies sei die Aufgabe der 
KP und hebe sie sowohl vom Reformis¬ 
mus wie vom linken Opportunismus ab. 

Die Delegierten begrüßten den 
Linksruck in der Labour Party und de¬ 
ren Stärkung unter ihrem Vorsitzenden 
Jeremy Corbyn. Die Geschichte habe 
aber gezeigt, dass Reformvorstöße sozi¬ 
aldemokratischer Parteien in Kapitulati¬ 
on oder sogar Rückschritt enden, wenn 
der Kampf im Parlament nicht vom au¬ 
ßerparlamentarischen begleitet und 
von breiten Bewegungen getragen wird. 
Gefordert wurde eine Erneuerung der 
Kampfkraft der CPB durch Stärkung auf 
allen Ebenen, einschließlich der Entwick¬ 
lung junger Kader und der Kommunisti¬ 
schen Jugendliga YCL mit dem Ziel,, dass 
die CPB in den Schlüsselkampagnen per¬ 
sonell und als Partei vertreten sein könne. 


Als wichtige Aufgabe wurde der 
Kampf gegen völkerrechtswidrige Ein¬ 
sätze und Interventionen der britischen 
Streitkräfte benannt. Dafür müssten 
Aufklärungskampagnen gestartet und 
die Medienarbeit gestärkt werden. Im 
Bereich Internationale Solidarität be¬ 
tonten mehrere Redner das Recht des 
palästinensischen Volkes auf Selbstbe¬ 
stimmung und demokratische Entwick¬ 
lung. Die aktive Unterstützung der fort¬ 
schrittlichen Bewegungen einschließlich 
der Gewerkschaften und der Friedens¬ 
bewegung in Palästina und Israel hat in 
Britannien eine lange Tradition. 

Austeritätspolitik ist eine der Quel¬ 
len für Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Islamophobie, stellte eine Delegier¬ 
te fest: „Es liegt auf der Hand, dass die 
Herrschende Klasse versucht, die Arbei¬ 
terklasse zu spalten. Das ist der Kern der 
Erfolge von Parteien wie UKIP ebenso 
wie des religiösen Fundamentalismus, 
der Mörderbanden wie den,Islamischen 
Staat 4 antreibt.“ 

Mit den Beschlüssen dieses Parteitags 
hat sich die CPB ein wichtiges Instrument 
für die kommenden Klassenkämpfe er¬ 
arbeitet. Die Umsetzung ihres Konzepts 
zur eigenen Stärkung ist es wert, von den 
Schwesterparteien genau beobachtet und 
ausgewertet zu werden. 

Manfred Idler 
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Stahl kann Zukunft haben 

... wenn gesamtgesellschaftliche Bedürfnisse befriedigt werden 










Vertrauen: 


In der Überproduktionskrise der Stahlindustrie sinken die Stahlpreise. 
Wegen der zurückgehenden Nachfrage nach Stahl, sinkender Profite und 
angeblich zu hoher Personalkosten planen die Stahlbosse Umstrukturie¬ 
rungen und Fusionen. Es drohen das Aus vieler Standorte und die Ver¬ 
nichtung Tausender Arbeitsplätze. Udo Stunz sprach mit Uli Schnabel, 
Mitglied der IGM, des DKP-Kreisvorstandes und langjährigem Mitglied 
des Betriebsrats von Hoesch Phoenix. 

Frage: Die Kollegen in der Stahlindus¬ 
trie fürchten den Verlust ihrer Arbeits¬ 
plätze durch die erneute Krise in der 
Stahlbranche. Welche Ursachen wurden 
von der IGM ausgemacht und welche 
sind es nach deiner Auffassung? 


Uli Schnabel: Die IGM sieht die Ur¬ 
sachen in Überproduktion, chinesi¬ 
schen Billigimporten und der europä¬ 
ischen Klimaschutzpolitik. Fakt ist je¬ 
doch, dass die deutsche Stahlindustrie 
sich seit langer Zeit in einer Überpro¬ 
duktionskrise befindet. Der verlorene 
Kampf um den Standort Dortmund 
beweist das. Die China-Importe ver¬ 
schärfen die Situation natürlich. Aber 
die südeuropäischen Länder werden 
ja auch gezwungen, deutschen Stahl zu 
importieren, das gehört zu den kapita¬ 
listischen Spielregeln. 

Frage: Die IGM hat bei einigen Stahlak¬ 
tionstagen für den Erhalt der Arbeitsplät¬ 
ze demonstriert. Das will sie erreichen, 
indem die Regierung gegen chinesischen 
Billigstahl und die kostentreibende Kli¬ 
maschutzpolitik der EU Vorgehen soll. 
Ist das die richtige Stoßrichtung? 

Uli Schnabel: Von den Klima¬ 
schutzauflagen weiß ich 
zu wenig, aber 


Mehr als 15 000 Stahlarbei¬ 
ter aus zehn europäischen 
Ländern demonstrierten am 
9. November in Brüssel gegen 
den Import von Billigstahl 
u n d f ü r fa i re Wett bewerbs be- 
dingungen. Der Industriege¬ 
werkschaftsbund IndustriAll 
Europe hatte zu der Protest¬ 
kundgebung aufgerufen. 


was ich weiß: Wegen des Konkurrenz¬ 
kampfes haben die deutschen Metall¬ 
unternehmer nichts gegen chinesische 
Stahl-Billigimporte. Und auch in den 
Betrieben der Metallverarbeitung ar¬ 
beiten Kolleginnen und Kollegen, die 
ihre Arbeitsplätze nicht verlieren wol¬ 
len. 


Frage: Die IGM scheint keine kon¬ 
struktiven Vorschläge zur Abmilderung 
der Krisenfolgen zu machen. Stahl wird 
immer gebraucht. Insbesondere zur De¬ 
ckung des gesamtgesellschaftlichen Be¬ 
darfs. Aber der wirft ja keine Profite ab? 

Uli Schnabel: Ja, Stahl kann Zukunft ha¬ 
ben, wenn gesamtgesellschaftliche Be¬ 
dürfnisse befriedigt werden wie z.B. so¬ 
zialer Wohnungsbau, Bau von Schulen 
und Kitas, aber auch die Rückführung 
großer Güterfrachten von der Autobahn 
auf die Schiene und die Modernisierung 
des ÖPNV. Voraussetzungen sind aber, 
dass die Mitbestimmungsrechte erwei¬ 
tert werden und die Belegschaften, Be¬ 
triebsräte und die IGM Einfluss auf die 
Produktionsplanungen nehmen können. 
Es geht also um folgende Alternative: 
Vergesellschaftung der Stahlindustrie 
und Sicherung der Arbeitsplätze oder 
aber das Abfüttern der Aktionäre mit 
Höchstrenditen. 

Frage: Auf dem Höhepunkt der Stahl¬ 
krise der 80er Jahre forderte der IGM- 
Gewerkschaftstag 1984 die 35-Stunden- 
Woche und die Vergesellschaftung der 
Stahlindustrie. Sind heute nur noch So¬ 
zialpartnerschaft und Co-Management 
angesagt? Ist die 


Forderung nach genereller Arbeitszeit¬ 
verkürzung wie z. B. der 30-Stunden- 
Woche in der IGM tabu? 

Uli Schnabel: Nach den Ergebnissen ei¬ 
ner Mitgliederbefragung will die IGM 
die Arbeitszeitflexibilisierung im Inte¬ 
resse der Belegschaften steuern und 
nicht nur den Interessen der 
Stahlvorstän¬ 
de überlassen. 
Die 30-Stun- 


den-Woche mit vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich ist z.Z. tabu. Obwohl 
sie nicht nur für die Sicherung der Ar¬ 
beitsplätze nötig wäre, sondern auch im 
Interesse der Gesundheit der Stahlbe¬ 
legschaften wegen der ständig steigen¬ 
den Arbeitsintensität. Vorbeugung von 
Krankheiten und Humanisierung der 
Arbeitswelt in der Stahlindustrie sind 
damit verbunden. 

Aus: „Heisse Eisen “ der Stadtzeitung 
der DKP Dortmund (Ausgabe Novem¬ 
ber/Dezember 2016) 


Alle Fotos:Thomas Range 
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Der „Rote Käfer“ zum „Zukunftspakt“für VW 

Jetzt einmischen 


N un liegt er auf dem Tisch, der Zu¬ 
kunftspakt für VW. Klar, dass 
auch wir Kommunistinnen bei 
VW uns gefordert sehen, unsere Ein¬ 
schätzung zur Diskussion zu stellen. 

Ja, es gibt eine dauerhafte Vernich¬ 
tung vieler tausender Arbeitsplätze. 

Ja, es sind die Leiharbeiterinnen, die 
verlieren. 

Ja, da zahlt eine Belegschaft für Be¬ 
trug und Versäumnisse von hochbezahl¬ 
ten Managern. 

Ja, da kommen große Herausforde¬ 
rungen auf die Beschäftigten zu. 

Was erwarten wir in einem Land, 
in dem lohnabhängig Beschäftigte und 
ihre Gewerkschaften nicht der Hort 
des Widerstandes gegen die Zumutun¬ 
gen des Kapitals und seiner Regierung 
sind. Proteste gegen Hartz IV, Sozialab¬ 
bau, die Umverteilung von unten nach 
oben und Streiks sind doch sehr über¬ 
schaubar. Stattdessen wählt eine stattli¬ 
che Anzahl eine rechte Partei des Kapi¬ 
tals mit einem arbeiterfeindlichen Pro¬ 


gramm mit der Illusion, es den „Eliten“ 
mal so richtig zu zeigen. Statt interna¬ 
tionaler Solidarität Ausländerfeindlich¬ 
keit und Rassismus und Ausfälle gegen 
die, denen es noch schlechter geht als 
einem selbst. 

Eine Linke, in der noch zu oft die 
Meinungsverschiedenheiten und Par¬ 
teiegoismen in den Vordergrund ge¬ 
stellt werden, trägt nicht dazu bei, linke 
Alternativen attraktiv zu machen. 

Aber selbst auf diesem Hintergrund 
werden die obigen Feststellungen allein 
dem Verhandlungsergebnis, dem Einsatz 
des Betriebsrates nicht gerecht. Abbau 
entlang der demographischen Kurve mit¬ 
tels Altersteilzeit statt unkontrolliertem 


Personalabbau nimmt Druck von der Be¬ 
legschaft. 

Die Möglichkeit, früher und abge¬ 
sichert aus dem Betrieb ausscheiden 
zu können, wünschen sich fast alle Be¬ 
schäftigten. 

Über eine Arbeitsplatzgarantie von 
neun Jahren für die Stammbelegschaft 
würden sich viele in der Republik freu¬ 
en. Und bisher hat diese auch bei Krisen 
gehalten! 

Keine Standortschließungen, statt¬ 
dessen klare Benennung zukunftsfähiger 
Produkte für jedes Werk, kein Sterben 
auf Raten, das sucht man woanders ver¬ 
geblich. Klar beziffertes Geld für Qualifi¬ 
zierungsmaßnahmen, das ist nicht selbst¬ 


verständlich. Personalaufbau, da wo es 
nötig ist, auch das verheißt Zukunft. 

Also Entwarnung, die Faust höchs¬ 
tens in der Tasche geballt, ansonsten wei¬ 
ter den Profit für die Anteilseigner meh¬ 
ren? Für viele ist das wohl die Zukunft. 

Es gibt aber auch diejenigen, die mei¬ 
nen, es sei an der Zeit, dass auch die Ma¬ 
nager mit ihren unverdienten Boni und 
die Anteilseigner, denen die Arbeit der 
Beschäftigten jahrelang die Taschen ge¬ 
füllt hat, ihren Beitrag leisten müssten, 
statt wieder nur die Belegschaft. Wie 
werden das mehr? Es gilt, den Häuser¬ 
kampf aufzunehmen: Jede Übernahme 
eines Leiharbeiters, jede Verlängerung 
einer Befristung ist ein kleiner Erfolg. 


Sich wehren gegen verschärfte Arbeits¬ 
hetze und andere Zumutungen macht 
selbstbewusst. Weiter für Tarifverträge 
und höheres Entgelt kämpfen ist ange¬ 
sagt. Mit der IG Metall gegen den Sink¬ 
flug des Rentenniveaus und für die Wie¬ 
dereinführung der Parität in der Sozial¬ 
versicherung mobil machen, das macht 
stärker und füllt auch die eigene Tasche. 
Solidarisch sein im Konzern weltweit und 
mit denen, denen es schlechter geht. Ge¬ 
flüchteten helfen, ihnen die Integration 
ermöglichen. Und nicht zuletzt sich en¬ 
gagieren auch außerhalb des Betriebes. 

Mitarbeiten an einer gemeinsamen 
Vision einer gerechteren Gesellschaft, 
Schritte erarbeiten, die eine Mehrzahl 
der Menschen richtig findet. Wer über¬ 
zeugt ist, dass Forderungen vernünftig 
und durchsetzbar sind, ist eher bereit, 
für diese auch zu streiten! Es gibt viel zu 
tun - packen wir es an! 

Vorabdruck aus „Roter Käfer“ Be¬ 
triebszeitung der DKP für VW Braun¬ 
schweig und Wolfsburg 


Beschlussverbindlichkeit 
wieder herstellen 

DKP-Parteivorstand beriet über weiteres Vorgehen 

Der Parteivorstand der DKP hat am vergangenen Wochenende einen 
Beschluss zum Umgang mit der Beschluss Verbindlichkeit in der DKP 
und dem „kommunistischen Netzwerk“ gefasst. Darüber sprach die UZ 
mit Patrik Köbele, dem Vorsitzenden der DKP 


Angela und das „Postfaktische“ 

Zu Recht blüht ihr das Schicksal der Clinton • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Trumps Kabinett 

Der zukünftige US-Präsident Donald 
Trump hat erste Nominierungen für 
sein Kabinett vorgenommen: 

Michael Flynn wird Trump in Sicher¬ 
heitsfragen beraten. Flynn war u.a. 
Direktor des Militärgeheimdienstes 
Defense Intelligence Agency. Er tritt 
wie Trump für eine Entspannung mit 
Russland ein. Nach Angaben der„New 
York Times“ hat seine Beratungsfirma 
Flynn Intel Group Verbindungen zu 
Ländern im Mittleren Osten und ist als 
Lobbyistin für die türkische Regierung 
in Erscheinung getreten. 

Der nominierte Justizminister Jeff 
Sessions ist laut „National Journal“ 
einer der fünf konservativsten USA- 
Senatoren. Er profilierte sich u.a. mit 
der Ablehnung jeglicher Form der Ein¬ 
wanderung, Zweifeln am Klimawandel 
und rassistischen Äußerungen. 

Mike Pompeo soll Direktor des Aus¬ 
landsgeheimdienstes CIA werden. 
Er wird der konservativen Tea Party 
zugerechnet. 

Im Bild: Proteste gegen die Wahl von 
Donald Trump am 16. November in 
Washington DC. 


Ja, ich habe Angela getroffen. Ich habe 
sie leibhaftig vor mir gesehen. Das letz¬ 
te Mal war ein wunderbarer Sommer¬ 
abend in Berlin. Ich kann das Datum 
und die genaue Uhrzeit noch genau 
nennen. Es war der 5. August, 21 Uhr. 
Sie war jung, sprühte vor Lebensfreude 
und Energie, rhetorisch war und ist sie 
eine Sonderklasse. Sie begeisterte alle, 
die ihr zuhörten. 

Die erste Begegnung mit „A.“ ist mir 
aber fast noch intensiver in Erinnerung. 
Es war ebenfalls in Berlin - vielleicht 
nur vier oder fünf Tage vorher. Damals 
stand ich als Teilnehmer der Delegati¬ 
on des Marxistischen Studentenbundes 
Spartakus, der für den Einsatz bei den 
„X. Weltfestspielen der Jugend und Stu¬ 
denten“ auf dem Alexanderplatz einge¬ 
setzt war, einer in Sachen Marxismus- 
Leninismus und AgitProp hervorragend 
geschulten und überzeugten jungen 
DDRlerin hautnah gegenüber. Rücken 
an Rücken agitierten und diskutierten 
wir gemeinsam inmitten zehntausender 
„Ossis und Wessis“ in drückender Som¬ 
merhitze stundenlang dicht bei der be¬ 
rühmten „Weltuhr“. Am Ende schenk¬ 
te sie mir ihr „Goldenes Abzeichen für 
Gutes Wissen“, weil wir beide nach ihrer 
Meinung so erfolgreich den Aufbau des 
Sozialismus in der DDR gegenüber den 
zahlreichen Besuchern aus dem Westen 
vertreten hätten. 

Das Wort „postfaktisch“, das A. heu¬ 
te so gerne benutzt, gab es damals, im 
Jahr 1973, noch nicht. „Fakt“ war auf 
jeden Fall, dass die eingangs erwähn¬ 
te Rednerin A„ Hauptgast auf der Ab¬ 
schlusskundgebung vor 750 000 Besu¬ 
chern der „X.“ war und Angela Davis 
hieß. Sie war damals „das“ Symbol der 
weltweiten Solidarität mit dem Kampf 


um Gleichberechtigung und Bürger¬ 
rechte der unterdrückten afroamerika¬ 
nischen Bevölkerung in den USA. Sie 



Hans-Peter Brenner ist Stell¬ 
vertretender Vorsitzender der DKP 


war auch Mitglied der Kommunisti¬ 
schen Partei der USA. 

Ebenso ein „Fakt“ war als solcher 
die junge FDJ-Agitatorin. „Postfak¬ 
tisch“ ist nur, dass sie lediglich von 
meinem „Gefühl“ her auch eine An¬ 
gela war. Sie glich absolut Angela Kas- 
ner - seit 1977 verheiratete Merkel. 
Alle markanten Merkmale der späteren 
Kanzlerin, die im Sommer 1973 gerade 
ihr DDR-Abitur mit dem Notendurch¬ 
schnitt 1,0 gemacht hatte, hätten absolut 
zu der so überzeugenden Agitatorin auf 
dem „Alex“ gepasst. Dass sie in ihrem 
Studium Agitprop-Sekretärin der FDJ 
war, hat sich ja trotz aller Versuche, die¬ 
sen Fakt unter den Teppich zu kehren, 
doch nicht völlig verschweigen lassen. 


Ob meine Diskussionspartnerin reali¬ 
ter „Angela K.“ war, ist in der „Epoche 
des Postfaktischen“ ja auch gar nicht so 
wirklich bedeutsam. 

Da erzählten uns doch alle Exper¬ 
ten in der Nacht der US-Präsidenten- 
wahlen: Alle „Fakten“ hätten doch für 
Clinton gesprochen. Den Amerikanern 
ginge es nach acht Jahren fürsorglicher 
Regierung von Obama doch besser als 
vorher. Angela M. behauptete bei ihrer 
Erklärung zur erneuten Kanzlerkan¬ 
didatur denselben von keinen Fakten 
getrübten Unsinn. Weil sie die Erfolge 
der AfD und die Abwendung großer 
Wählerschichten von den „etablier¬ 
ten“ Parteien als ein Problem der (fal¬ 
schen) Stimmungen“ ansieht, blüht ihr 
völlig zu Recht das Schicksal der Clin¬ 
ton. (Nicht dass ich dies bedauere; die 
Clinton-Wahl wäre außenpolitisch viel¬ 
leicht noch gefährlicher gewesen als die 
Wahl des Reaktionärs Trump - zumin¬ 
dest kannte man ihre Agenda bereits, 
während die außenpolitische Konzep¬ 
tion von Trump sich erst allmählich kla¬ 
rer abzeichnet.) 

Die „Anführerin der freien Welt“ 
(„Die Zeit“ vom 7.11.) wird spätestens 
am Wahltag von den in ihrer Regie¬ 
rungszeit geschaffenen sozial-, innen-, 
und außenpolitischen Fakten eingeholt 
werden. Dass sie, die bereits heute äu¬ 
ßerlich so ausgelaugt wirkt wie ein ty¬ 
pischer Patient mit „Erschöpfungssyn¬ 
drom“, nicht nur von großen Teilen ih¬ 
res bisherigen Wahlvolks eine Quittung 
bekommt, sondern dass sie danach auch 
von den bereits jetzt wie Geier auf das 
waidwunde Opfer lauernden „CDU- 
Granden“ politisch abserviert werden 
wird, das steht für mich fest. 

Sie hat es nicht besser verdient. 


UZ: Es wurde von verschiedenen Sei¬ 
ten gezerrt, die einen wollten eine mo¬ 
derate Gangart, andere eine ganz harte 
... Ist dieser Beschluss nun eine Brücke 
oder eine Keule? 

Patrik Köbele: Ich halte die Begriffs¬ 
paarung „Brücke oder Keule“ für un¬ 
zutreffend. Der 21. Parteitag hat sich 
mit einem Beschluss an das soge¬ 
nannte „kommunistische Netzwerk“ 
gewandt und aufgefordert „die Bil¬ 
dung eigener Strukturen in der Partei 
zu unterlassen bzw. sich nicht an dem 
sogenannten kommunistischen Netz¬ 
werk 4 zu beteiligen“. Er hatte den PV 
aufgefordert bis Ende dieses Jahres 
zu prüfen, wie sich die Situation ent¬ 
wickelt. Und der Parteitag beschloss: 
„Sollte weiterhin bewusst eine Strö¬ 
mung in unserer Partei organisiert 
werden, welche sich gegen demokra¬ 
tisch getroffene Beschlüsse (insbe¬ 
sondere des Parteitags) stellt, ist der 
Parteivorstand aufgefordert, seine 
Verantwortung wahrzunehmen, die¬ 
sen für die Arbeit der Partei und für 
ihr einheitliches Handeln schädlichen 
Zustand zu beenden.“ 

Wir mussten nun im Parteivorstand 
bilanzieren, dass die Genossinnen und 
Genossen, die sich diesem „Netzwerk“ 
zugehörig fühlen, sich im Widerspruch 
zur Aufforderung des Parteitags mit ih¬ 
rem offenen Brief eine Plattform gege¬ 
ben haben, weiterhin nicht-öffentliche 
Treffen durchführen und versuchen, 
weitere Unterstützer zu gewinnen. Wir 
mussten feststellen, dass Genossinnen 
und Genossen, die zu den Unterstüt¬ 
zern gehören, an manchen Orten und 
in manchen Bezirken die Umsetzung 
von Parteitagsbeschlüssen, z.B. zu den 
Bundestagswahlen behindern, boykot¬ 
tieren oder zu verhindern suchen. Das 
ist nicht hinnehmbar, hier musste der 
PV handeln, gerade auch, weil die ers¬ 
ten Erfahrungen im Kampf um die Ab¬ 
sicherung der Kandidatur bei den Bun¬ 
destagswahlen positiv sind und zeigen, 
dass die Partei darum kämpft. 

Im Parteivorstand wurde mehr¬ 
fach ein Dilemma benannt, dass die¬ 
se Genossinnen und Genossen ver¬ 
suchen, ihren Spielraum auszuweiten 
und damit Parteitagsbeschlüsse, Par¬ 
teitage und die innere Ordnung der 
Partei zu unterlaufen, wenn wir nicht 
handeln. Und andersherum wird je¬ 
des Handeln als autoritär verleum¬ 
det und zur Schaffung von Märtyrern 
missbraucht. 

Vor diesem Hintergrund gab es 
aus meiner Sicht im PV eine sehr 
verantwortlich geführte Debatte und 
eine ebensolche Beschlussfassung. 
Übrigens mit einer sehr deutlichen 


Mehrheit von 15 Ja-Stimmen zu vier 
Nein-Stimmen. 

UZ: Wie geht es jetzt weiter nach dem 
Beschluss des Parteivorstandes? Wie 
ist nun der Fahrplan? 

Patrik Köbele: Wir werden zu die¬ 
ser Thematik im Frühjahr 2017 eine 
außerordentliche Tagung des Partei¬ 
vorstands durchführen, zu der wir die 
Sekretariate bzw. Sprecherinnen und 
Sprecher aller Bezirksvorstände ein- 
laden. 

Wir werden die Mitglieder in den 
Bezirksorganisationen, die sich offen 
weigern, Parteitagsbeschlüsse umzu¬ 
setzen, zu Versammlungen einladen, 
um mit ihnen zu beraten, wie diese Si¬ 
tuation geändert werden kann, wie es 
möglich ist das Prinzip der Beschluss¬ 
verbindlichkeit wiederherzustellen 
und fraktionelles Handeln zu über¬ 
winden. 

Wir werden die Erstunterzeichner 
des „Offenen Briefs“ einladen, um sie 
aufzufordern die fraktionelle Tätigkeit 
einzustellen und sich an der Umsetzung 
der Beschlüsse des 21. Parteitages und 
an der Vorbereitung des 22. Parteitages 
zu beteiligen. 

Wenn das alles nichts nützt, hat der 
Parteivorstand das Sekretariat beauf¬ 
tragt, ihm einen Antragsentwurf für 
den 22. Parteitag vorzulegen, der die 
Mitgliedschaft im sogenannten „kom¬ 
munistischen Netzwerk“ für unverein¬ 
bar mit der Mitgliedschaft in der DKP 
erklärt. Dabei geht es uns nicht um 
Unterzeichnerinnen und Unterzeich¬ 
ner des offenen Briefes, sondern um 
die, die fraktionelles Handeln organi¬ 
sieren. 

UZ: Welche Hoffnungen verknüpfst 
du mit den beschlossenen Gesprächen? 

Patrik Köbele: Ich habe die Hoffnung, 
dass sich zeigt, wer zum gemeinsamen 
Handeln der Kommunistinnen und 
Kommunisten als einem Grundprin¬ 
zip der kommunistischen Partei steht. 
Ich habe die Hoffnung, dass nachvoll¬ 
ziehbar wird, dass fraktionelles Han¬ 
deln die Partei schwächt und zerstö¬ 
ren kann. Ich habe die Hoffnung, dass 
nachvollziehbar wird, dass die Bildung 
von Strukturen mit eigener Plattform 
und eigener Disziplin fraktionelles 
Handeln ist. Und ich habe die Hoff¬ 
nung, dass möglichst viele, die den ei¬ 
nen oder anderen Streit mit der Par¬ 
teiführung haben, denen es aber trotz¬ 
dem um die Stärkung der DKP geht, 
damit aufhören. 

Die Fragen stellte Gerhard Ziegler 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Sie verpflichteten sich solidarisch 

Vor 120 Jahren begann im Hamburger Hafen ein elfwöchiger Streik 


M it dem unmittelbaren Über¬ 
gang zum monopolistischen 
Kapitalismus (Imperialismus) 
verschärfte sich auch im kaiserlichen 
Deutschland der Widerspruch zwischen 
Kapital und Arbeit ungemein. Ausbeu¬ 
tung und politische Unterdrückungs¬ 
versuche auf der einen Seite, verstärk¬ 
ter ökonomischer und politischer Kampf 
der Arbeiterklasse auf der anderen Sei¬ 
te waren die bestimmende Grundlage 
für die Gesamtpolitik in Deutschland. 
Die Unternehmer setzten die Bildung 
von Arbeitgeberverbänden fort, die 
dazu dienen sollten, die Gewerkschaf¬ 
ten zu bekämpfen und die militaristische 
„Herr-im-Hause-Politik“ durchzusetzen. 
Im Jahre 1896 wurden 11,1897 dann 13, 
1898 schon 19 und 1899 sogar 45 solcher 
Verbände neu gebildet. 1896 wurde ein 
Vertrauensmann des Zentralverban¬ 
des deutscher Industrieller zum preu¬ 
ßischen Handelsminister ernannt, der 
ressortmäßig die Politik gegenüber der 
Arbeiterbewegung auszuarbeiten hatte. 
Die ökonomische Ausbeutung, die mo¬ 
nopolistische Entwicklung, die Milita- 
risierungspolitik und das Streben nach 
Weltherrschaft führten zu einer Polari¬ 
sierung der Klassenkräfte. 

Die Streikbewegung wuchs 1896 
sprunghaft an. Allein in diesem Jahr 
streikten rund 130 000 Arbeiter in 483 
Kämpfen, die mehr als 40 Gewerbezwei¬ 
ge erfassten Dabei traten bisher weitge¬ 
hend politisch inaktive Arbeiter, so die 
Konfektionsarbeiter, hervor. Mit ihrer 
Massenbeteiligung am Konfektionsarbei¬ 
terstreik traten die Arbeiterinnen erst¬ 
mals in große ökonomische Kämpfe ein. 

Ihren Höhepunkt fand die Streikwel¬ 
le im elfwöchigen Kampf der Hafenar¬ 
beiter Hamburgs vom 21. November 
1896 bis 6. Februar 1897. Ein Streik der 
Hamburger Schauerleute weitete sich 
bald zu einem Kampf von 18 000 Ha¬ 
fenarbeitern aus, von denen höchstens 
ein Fünftel gewerkschaftlich organisiert 
waren. 


Die Hamburger Hafenarbeiter stan¬ 
den der Großbourgeoisie unmittelbar 
gegenüber, die - zusammengeschlossen 
im Verein Hamburger Reeder und in 
dem berüchtigten Arbeitgeberverband 


Hamburg-Altona - engste Verbindung 
zum militaristischen Staat hielt. Ham¬ 
burg, das „Tor zur Welt“, war das Sprung¬ 
brett der deutschen Großbourgeoisie. 
Gegen die Haupttreiber der antinatio¬ 
nalen Weltmachtpolitik, der Flottenrüs¬ 
tung und der Kolonialpolitik erhoben 
sich die Hamburger Hafenarbeiter. 

Der Hafenarbeiterstreik fand in 
ganz Deutschland starken Widerhall. 
Die Hafenarbeiter Bremens legten bis 
zum 2. Dezember 1896 ebenfalls die Ar¬ 
beit nieder. 1 613 600 Mark - eine für 
damalige Bedingungen unerhört hohe 
Summe - brachte das deutsche und in¬ 
ternationale Proletariat in einer großar¬ 
tigen Solidaritätsaktion zur Unterstüt¬ 
zung der Hamburger Arbeiter auf. Der 
Streik wurde mit großer Erbitterung und 


mit eiserner Disziplin geführt. In einer 
Denkschrift an Kaiser Wilhelm II. be¬ 
klagte der Generalfeldmarschall Alfred 
Graf von Waldersee am 22. Januar 1897: 
„Es legten 18 000 Arbeiter gleichzei¬ 


tig die Arbeit nieder, keineswegs durch 
schlechte Löhne gedrängt, sondern be¬ 
gehrlich gemacht durch den angeblich 
guten Verdienst der Reederei; sie ver¬ 
pflichteten sich, solidarisch zusammen¬ 
zuhalten und haben dies nunmehr durch 
acht Wochen und trotz vielfacher Ent¬ 
behrungen und Aufzehrens von Erspar¬ 
nissen durchgeführt und, den Instrukti¬ 
onen der Führer gehorsam folgend, sich 
musterhaft verhalten und Exzesse oder 
Auflehnungen gegen die Polizei vermie¬ 
den. 

Die Führer haben eine Art von 
Heerschau abgehalten und sind mit 
dem Resultat durchaus zufrieden. Sie 
haben gesehen, wie fast die gesamte 
Arbeiterschaft Hamburgs zusammen¬ 
hielt, und wie erhebliche Volksmassen 



Schauerleute mit ihrem Vizen (auf der Tonne sitzend) im Hamburger Hafen. 

Das Foto zeigt so genannte „schwarze Schauerleute“ - die Männer arbeiteten 
als schwarze Kohlenträger. Schauerleute arbeiteten in Gruppen von je sechs bis 
zwölf Mann, angeführt von einem „Vizen“, der die Funktion eines Vorarbeiters 
und zugleich die des verlängerten Arms des „Baas“ hatte, also des Unterneh¬ 
mers, der die Schauerleute beschäftigte. (Foto von 1889) 


zusammenzuhalten“ 


anderer Berufsarten auf Seite der Ar¬ 
beiter standen... 

Bei der gewaltigen Ausdehnung 
der sozialdemokratischen Organisation 
scheint es mir, wenn nicht bald Gegen¬ 
mittel gefunden werden, unvermeidlich, 
dass der Zeitpunkt naht, an welchem 
die Machtmittel des Staates sich mit de¬ 
nen der Arbeitermassen werden messen 
müssen.“ Waldersee plädierte für Gegen¬ 
maßnahmen. 

Aber weder die Verhängung des Klei¬ 
nen Belagerungszustandes noch die un¬ 
umgängliche Kürzung der Streikgelder 
konnten die Arbeiter in die Knie zwin¬ 
gen. Nach zweimaliger Ablehnung ent¬ 
schieden sich die Arbeiter erst am 6. Fe¬ 
bruar 1897 für den Abbruch des Kampfes. 

Die Arbeiter mussten zwar nachge¬ 
ben, doch wurden sie nicht besiegt. Trotz 
aller Terrormaßnahmen, trotz der zum 
Bürgerkrieg drängenden Militärs, trotz 
Provokationen, Maßregelungen und 
schwarzer Listen gelang es der Reakti¬ 
on nicht, der Arbeiterbewegung einen 
entscheidenden Schlag zu versetzen. 

Fünf Wochen nach dem Streik wa¬ 
ren die Hafenarbeiter bereits wieder 
kampfbereit. Der harte Kampf festigte 
das Vertrauen auf den endgültigen Sieg 
des Proletariats. Mit vollem Recht be¬ 
tonte Franz Mehring, „dass der Hambur¬ 
ger Streik allein ungleich wichtiger war 
als sämtliche Debatten, die seit Jahr und 
Tag im Reichstage geführt worden sind“. 

Ab 1895 setzte ein verstärkter Auf¬ 
schwung der freien Gewerkschaftsbewe¬ 
gung ein. Von 1895 bis 1898 verdoppelte 
sich die Zahl der in den Zentralverbän¬ 
den organisierten Arbeiter und erreich¬ 
te fast die Halbmillionengrenze. Demge¬ 
genüber zählten die bürgerlich-liberalen 
Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine 
etwa 83 000 Mitglieder. Auch die sich 
seit der Gründung des Christlichen 
Bergarbeiterverbandes 1894 herausbil¬ 
denden christlichen Gewerkschaftsorga¬ 
nisationen erreichten im Jahre 1898 nur 
34 000 Mitglieder. 


Die überwiegende Mehrheit der Ar¬ 
beiter ließ sich nicht durch christlich 
oder liberal verbrämte bourgeoise Lo¬ 
ckungen verleiten. Das spricht für den 
hohen Grad des Klassenbewusstseins 
und für die Anziehungskraft, die die 
sozialistische Arbeiterbewegung durch 
ihre konsequente Klassenpolitik auf die 
Arbeiter ausübte. Immer neue Schichten 
des Proletariats wurden in die Arbeiter¬ 
bewegung einbezogen. 

Die herrschenden Klassen reagierten 
auf die machtvollen Aktionen der Ar¬ 
beiterklasse mit der Verschärfung ihres 
reaktionären Kurses. Staatsstreichpläne 
der Regierung nahmen nunmehr immer 
festere Formen an. Wilhelm II. forderte 
öffentlich, „uns von dieser Pest zu be¬ 
freien, die unser Volk durchseucht“. Die 
Sozialdemokratie müsse „ausgerottet 
werden auf den letzten Stumpf“. Diese 
Erklärung zeigte, welch große Gefahr 
der Arbeiterbewegung drohte, war aber 
auch ein Ausdruck der sich zuspitzen¬ 
den innerpolitischen Krise, im deutschen 
Kaiserreich. 

Quelle: Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 1, Berlin 1966 
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Unheilvoller Geschichtsrevisionismus 

Italien: Bald nach 1945 konnten sich die Faschisten wieder formieren - und zogen ins Parlament ein 


Die Ehrung von unter dem Besatzungs¬ 
regime der Hitlerwehrmacht in Mussoli¬ 
nis Repubblica Sociale Italiana (RSI) ge¬ 
fallenen Soldaten und Schwarzhemden 
(der italienischen SS) durch die von dem 
sozialdemokratischen Partito Democra- 
tico (PD) dominierte Stadtverwaltung 
von Mailand zum Tag der Allerheiligen 
am 1. November auf dem Zentralfried¬ 
hof der Stadt hat eine scharfe Protest¬ 
welle ausgelöst (siehe UZ vom 11.11.). 

Der skandalöse Vorgang erinnerte 
daran, dass dieser schon nach 1945 ein¬ 
setzende unheilvolle Geschichtsrevisio¬ 
nismus bis in die Gegenwart reicht und 
seine Ausbreitung unter den Linken 
entscheidend zu deren heutiger tiefer 
Krise beitrug. 

Zunächst wurde er durch die von 
der Democrazia Cristiana (DC) nach 
1945 geführten Regierungen begrün¬ 
det und aktiv vom Vatikan unterstützt. 
Die DC unternahm nicht nur nichts, 
um das bereits im Dezember 1946 ge¬ 
gründete Movimento Sociale Italiano 
(MSI - der Parteiname, in dem Repub¬ 
blica durch Movimento, d.h. Bewegung, 
ausgetauscht wurde, bezog sich direkt 
auf die RSI), mit dem ein direkter 
Nachfolger der Mussolini-Partei ent¬ 
stand, der sich zu deren Programmatik 
und Traditionen bekannte, zu verbieten, 
sondern ließ zu, dass dieses sich im Par¬ 
lament etablieren konnte und förderte 
aktiv diesen Prozess. Damit gingen die 
Faschisierungsprozesse im parlamenta¬ 
rischen Rahmen vor sich, wurden von 
rechten Kräften in bürgerlichen Partei¬ 
en, vor allem der DC, mitgetragen, wo¬ 
mit die These von der Wahl des MSI ins 
Parlament als Argument seiner „demo¬ 
kratischen Legitimität“ kreiert wurde. 
Das ist durchaus ein Prozess, der mit der 
heutigen Entwicklung der Front Natio¬ 
nal Marine Le Pens in Frankreich, der 
AfD in der Bundesrepublik oder eben 


der Wahl eines Donald Trump in den 
USA vergleichbar ist. 

Lassen wir dazu einige Fakten aus 
Italien sprechen. 

1950 empfingen Staatspräsident 
Giulio Einaudi und Ministerpräsident 
Alcide De Gasperi (DC) eine MSI-De- 
legation mit ihrem Sekretär Arturo Mi- 
chelini an der Spitze. 1953 stützte sich 
die Regierung von Giuseppe Pella, ei¬ 
nes zur DC gewechselten ehemaligen 
Mussolini-Faschisten, auf die Stimmen 
des MSI, um die erforderliche Mehr¬ 
heit bei der Vertrauensabstimmung zu 
erhalten. 1957 bediente sich die Regie¬ 
rung Adone Zoli und danach die von 
Antonio Segni ebenso der Stimmen der 
Faschisten. 1960 versicherte sich Fer¬ 
nando Tambroni, ein früherer Haupt¬ 
mann der Miliz der RSI, seit 1926 Mit¬ 
glied der faschistischen Partei und nun¬ 
mehriger Ministerpräsident der DC, der 
Unterstützung seiner faschistischen 
Kumpane. 1962 gelang es nur mit den 
MSI-Stimmen den DC-Bewerber Segni 
und 1972 Giovanni Leone zum Staats¬ 
präsidenten zu wählen. Der DC-Sena- 
tor Don Luigi Sturzo, 1919 Gründer 
der katholischen Volkspartei, rief 1952 
die DC und die anderen bürgerlichen 
Parteien auf, zusammen mit dem MSI 
und den Monarchisten einen Einheits¬ 
block gegen die „rote Machtübernah¬ 
me“ zu bilden. Als sich mit Beginn der 
50er Jahre die Forderungen verstärkten, 
das MSI als Nachfolger der Mussolini¬ 
partei zu verbieten, wandten sich Vati¬ 
kankreise dagegen. Die Zeitschrift der 
Jesuiten „La Civiltä Cattolica“ verur¬ 
teilte es, „die 20 Jahre Faschismus als 
völlig negativ zu bewerten“ und nann¬ 
te das „eine Verleumdung des Vaterlan¬ 
des“. Ministerpräsident Zoli genehmig¬ 
te dem MSI, den Leichnam Mussolinis 
in dessen Heimatort nach Predappio zu 
überführen und dort in einem Ehren¬ 


hain beizusetzen. Die Feiern des MSI 
gestalteten sich zu einer Verherrlichung 
des „Duce“ und der unter seinem Re¬ 
gime begangenen Verbrechen. Noch 
heute ist Predappio ein Wallfahrtsort 
der Faschisten. Die Witwe des Dikta¬ 
tors erhielt eine Rente bewilligt, wäh¬ 
rend sie Antifaschisten und Verfolgten 
der faschistischen Diktatur in unzähli¬ 
gen Fällen verweigert wurde. Das MSI- 
Blatt „Secolo dTtalia“ bekam offizielle 
Staatszuschüsse. 

Von den Linksdemokraten 
übernommen 

Nachdem die Revisionisten in der IKP 
die Kommunistische Partei 1991 liqui¬ 
diert und danach den sozialdemokrati¬ 
schen Partito Democratico della Sinis- 
tra (PDS) gebildet hatten, schloss die¬ 
ser sich schon bald diesem unheilvollen 
Geschichtsrevisionismus an. Als das 
1994 von dem faschistoiden Berlusconi 
in die Regierung aufgenommene MSI 
sich im Januar 1995 zur Vertuschung 
seines faschistischen Charakters in Al- 
leanza Nazionale (AN) umtaufte, nahm 
an dem Parteitag eine PDS-Delegation 
teil, unter der sich mit Ugo Pecchioli, 
einst Kommandant der berühmten 77. 
Garibaldi-Brigade, einer der angese¬ 
hensten Resistenza-Kämpfer befand. 
Danach kam es immer öfter zu Kon¬ 
takten, die den Charakter von Partei¬ 
beziehungen annahmen. 

Nach dem Wahlsieg von Mitte-Links 
1996 wurde Luciano Violante von der 
PDS Parlamentspräsident. In seiner An¬ 
trittsrede stellte er den nationalen Cha¬ 
rakter der Resistenza in Frage und rief 
dazu auf, über das Schicksal der „Be¬ 
siegten von gestern“ nachzudenken, was 
hieß der Salö-Faschisten. Das „Seco¬ 
lo dTtalia“, nunmehr AN-Blatt, sprach 
von „historischen Ausführungen“. 1997 
nahm Violante an einem Pressefest der 


AN teil und bezeugte in seiner Rede 
denjenigen, die in der Salö-Republik an 
der Seite der Hitlerwehrmacht kämpf¬ 
ten, „seinen Respekt“. Violante sprach 
sich, wiederholt von stürmischen Bei¬ 
fall unterbrochen, dafür aus, das „Ka¬ 
pitel des Faschismus abzuschließen“ 
und ein „einheitliches Geschichtsbild“ 
zu gestalten. Der Rechtswissenschaftler 
Mario Losano, belehrte Violante, dass 
Fini und seine Gefolgsleute in der AN 
Faschisten geblieben seien. „Die Orien¬ 
tierung an der faschistischen Ideologie“ 
sei, „wenn auch mit verbalen Abschwä¬ 
chungen, de facto eine Konstante die¬ 
ser Partei geblieben“. Antonio Tabucchi 
wies Violante zurecht und erklärte, die 
Salö-Faschisten „waren Kollaborateure 
der Nazis. Sie töteten und sie folterten. 
(...) Wer behauptet, die Jungs von Salö 
hätten immerhin für die Ehre des Vater¬ 
landes gekämpft, der lügt. Dem muss 
man widersprechen.“ 

Der aus der PDS kommende Staats¬ 
präsident Giorgio Napolitano, 1990/91 
führend an der Liquidierung der IKP 
beteiligt, verhalf dem im November 
2011 als Premier zu Fall gebrachten 
Berlusconi zum politischen Überleben. 
Er lehnte vorgezogene Parlamentswah¬ 
len, die dessen politisches Ende besie¬ 
gelt hätten, ab und setzte stattdessen ein 
Übergangsregierung ein, an der dessen 
rechtsextreme Partei des Volkes - PdL 
(die später wieder ihren Gründungs¬ 
namen Forza Italia annahm), beteiligt 
wurde. Zu seiner Wiederwahl sicherte 
sich auch Napolitano 2013 die Stimmen 
der FI. 

Eine „Partei der 
Nation“ für alle? 

Der Präsident des Partisanenverbandes 
ANPI von Treviso, Professor Berto Lo- 
renzoni, während der Resistenza Batail¬ 
lonskommissar in der legendären Ga¬ 


ribaldi-Division Nino Nanetti, verwies 
darauf dass die jetzigen Ereignisse den 
Intentionen Premier Matteo Renzis, der 
gleichzeitig PD-Chef ist, entsprechen, 
die aus ehemaligen Linksdemokraten 
und Katholiken 2007 fusionierte Partei 
in eine „Partei der Nation“ und „Partei 
für alle“ zu machen. Diese stünde dann 
auch sogenannten moderaten extre¬ 
men Rechten offen, wenn sie ihre jet¬ 
zigen Parteien verlassen würden, was 
vor allem auf die FI Berlusconis zutref¬ 
fen könnte. Vorgemacht hat das schon 
Berlusconis Ex-Vize Angelino Alfano, 
der mit abtrünnigen Parlamentariern 
und Senatoren der FI eine sogenann¬ 
te „moderate“ Partei „Neues Rechtes 
Zentrum“ (NCD) gegründet hat, die 
Renzi in seine Regierung aufnahm. 

Gerhard Feldbauer 

Tabucchi schrieb u.a. die Erzählung 
„Im Reich des Heliogabal - Ein Auf¬ 
ruf gegen die Diktatur des Wortes“. 
ImSusanne Schüssler (Hg.) „Berlusco¬ 
nis Italien. Italien gegen Berlusconi“, 
Berlin, 2003. Heliogabal war Ober¬ 
priester des Kultes des gleichnami¬ 
gen Sonnengottes, der von 218 bis 222 
römischer Kaiser war. Er galt als der 
verrufenste römische Herrscher und 
wurde von seinen eigenen Soldaten 
erschlagen.Tabucchi verglich in seiner 
Erzählung den mehrmaligen faschis¬ 
toiden Premier Silvio Berlusconi, Mit¬ 
glied des Dreierdirektoriums der fa¬ 
schistischen Putschloge Propaganda 
due (P2), und dessen Mediendiktatur 
als „eine orientalische Form der Des¬ 
potie, wie sie Heliogabal über Rom er¬ 
richtet hatte.“ 

Nino Nanetti - Name des IKP-Mit- 
glieds und Organisators der Garibal¬ 
di-Brigade in Spanien, als Divisionsge¬ 
neral gefallenn 
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Vermächtnis der Machtlosen 

Ken Loachs Film „I, Daniel Blake“ 



„Rüste-Wüste“ 

Bildmontagen im Anti-Kriegs-Museum Berlin 


E igentlich hatte der vielfach aus¬ 
gezeichnete britische Regisseur 
Ken Loach schon seinen verdien¬ 
ten Abschied aus dem aktiven Film¬ 
betrieb nehmen wollen. Dass er nun, 
80-jährig, doch wieder einen neuen 
Film gedreht hat, darf man getrost 
den verschärften sozialen Konflikten 
in seinem Land zuschreiben, die auch 
viele seiner früheren Werke geprägt 
haben. „I, Daniel Blake“ heißt seine 
neue Anklage gegen die Sozialpoli¬ 
tik der konservativen Regierung, und 
wer von dem kämpferischen Linken 
Loach nun altersweise Mäßigung oder 
gar Resignation erwartet, wird schnell 
eines Besseren belehrt. 

Noch bevor die ersten Bilder auf 
der Leinwand erscheinen, liefert 
Loach ein kleines Bravourstück seiner 
Inszenierung, sozusagen die Essenz 
des ganzen Films: Nur zu hören ist ein 
Dialog zwischen der Titelfigur Daniel 
Blake und einer Dame vom Gesund¬ 
heitsamt, die seinen Anspruch auf So¬ 
zialleistungen prüfen soll - nein, kein 
Dialog, eher zwei parallele Monologe, 
denn während Blake über seinen kürz¬ 
lich überstandenen Herzinfarkt reden 
will, muss die Dame einen Katalog ab¬ 
surder Fragen im Antragsformular ab¬ 
arbeiten, deren Ziel es ist, Blake für 
arbeitsfähig zu erklären - entgegen 
ärztlichem Befund. 

Die Fronten sind damit geklärt, 
und Loach und sein Stammautor Paul 
Laverty lassen niemanden im Unkla¬ 
ren, auf welcher Seite sie stehen: auf 
der Seite der Underdogs, solcher wie 
der Zimmermann Blake oder die jun¬ 
ge Mutter Katie mit ihren zwei Kin¬ 
dern von zwei Vätern. Im teuren Lon¬ 
don verlor sie ihre Wohnung wegen ei¬ 
ner Beschwerde, nun muss sie erleben, 
dass auch im billigeren Newcastle am 
Ende des Geldes noch zuviel Monat 
übrig ist und gegen den Hunger auch 
die kostenlosen Tafeln nur wenig hel¬ 
fen. Als sie mit ihrem Anliegen an zwei 
bornierten Ordnern abprallt, springt 
Blake wie ein Kavalier alter Schule ihr 
zur Seite, erfolglos auch er, aber sein 
Geschick als Handwerker kommt Kat¬ 
ie ganz gelegen - zwei Ertrinkende, die 
sich an den Strohhalm klammern ... 

Loach, in Nuneaton in Mitteleng¬ 
land geboren, kennt sich aus unter den 
einfachen Leuten der Unter- und unte¬ 
ren Mittelschicht seines Landes, er hat 
mit Drehbuchautor Laverty in Sozial¬ 


Ein Drama der einfachen Leute. 

ämtern und Tafeln recherchiert und 
versteht ihre Sprache. Sein Prinzip, bei 
der Besetzung auf bekannte Gesichter 
zu verzichten, geht mit Dave Jones als 
Blake und der jungen Hailey Squires 
als Katie voll auf, schafft seinem Film 
die richtige Mischung aus Realismus, 
Bodenständigkeit und Humor. Dass 
ihm auf der Gegenseite einige der 
Amtspersonen hier und da ein wenig 
klischeehaft geraten sind, ist verzeih¬ 
lich - die Sozialbürokratie kann ohne 
Klischees und Routine den Andrang 
nicht bewältigen und eine Angestellte, 
die mehr als nur abfertigen will, wird 
von der Chefin sofort zurückgepfiffen. 
So ist die soziale Rutschbahn für Blake 
und Katie vorgezeichnet, und auf der 
gibt es kein Happyend. 

Laverty hat erzählt, eine verstärkte 
Hetzkampagne rechter Zeitungen in 
Großbritannien gegen Sozialhilfeemp¬ 
fänger sei der Anlass für Loach gewe¬ 
sen, das Thema wieder aufzugreifen, 
das er schon mehrfach behandelt hatte 
(1966 zuerst in „Cathy come home“). 
Vor diesem Hintergrund bekommt 
eine fast kuriose Szene im Film be¬ 
sonderes Gewicht. Von den ständigen 
Absagen genervt, vom endlosen Äm¬ 
termarathon auch physisch am Ende, 
sprayt Blake seinen Protest an die 
Häuserwand gegenüber dem Amt: I, 
Daniel Blake, sein trotziges Graffito, 
das Loachs Film den Titel gab und aus 
der Versicherungs- und Aktennummer 
wieder einen lebendigen, Respekt for¬ 
dernden Menschen macht. Und siehe 
da! Während die Polizei gegen Blake 


und seine Unterstützer das Hausrecht 
des Amtes durchsetzt und den Presse¬ 
fotografen die Bilder für die Kampa¬ 
gnen liefert, spenden Passanten und 
neugierige Zuschauer, die Blake und 
seinesgleichen sonst kaum wahrge¬ 
nommen hätten, dem Helden mit der 
Spraydose nun Beifall - aus sicherer 
Entfernung, versteht sich. 

Man hat Loachs Filmen gelegent¬ 
lich eine gewisse Plakativität vorge¬ 
worfen, und in der Tat gerät ihm vor al¬ 
lem in seinen „internationalistischen“ 
Filmen über Nicaragua („Carla‘s 
Song“ 1996), den Spanischen Krieg 
(„Land and Freedom“ 1995) und die 
Gewerkschaftsbewegung in den USA 
(„Bread and Roses“ 2000) so manche 
Parole in die Dialoge, manch hohles 
Pathos in sein politisches Bekennt¬ 
nis. Nichts von alledem findet sich in 
seinem neuen Meisterwerk. Die An¬ 
onymität und Sprache der Ämter, das 
Wechselspiel von Ratschlägen und 
harten Sanktionen, das nur Ausdruck 
von Hilflosigkeit ist, die Gleichgültig¬ 
keit der noch nicht Betroffenen, aber 
auch die praktische Solidarität der 
durch das soziale Netz Gefallenen - all 
das fügt sich hier nahtlos zum Panora¬ 
ma einer Gesellschaft ohne Zukunft. 
Und gerade die unaufgeregte, verhal¬ 
tene Tonlage, die Loach und Laverty 
bis fast zum Ende durchhalten, macht 
die Schlussszene zu einem wahren 
Tsunami emotionaler Erschütterung, 
bei dem auch Hartgesottene zum Ta¬ 
schentuch greifen. 

Hans-Günther Dicks 


Das Anti-Kriegs-Museum in Berlins 
Wedding zeigt, unterstützt von der In¬ 
ternationale der Kriegsdienstgegner/ 
innen (IDK), noch bis 29. Januar 2017 
militarismuskritische Bildmontagen 
von Rudolph Bauer. Der Politikwis- 
senschaftler, der bis 2002 als Professor 
an der Universität Bremen wirkte, ver¬ 
steht seine künstlerische und schrift¬ 
stellerische Tätigkeit ebenso als Mittel 
zu breiter Aufrüttelung, wie er 2014 in 
Berlin eine zusammenführende Anti¬ 
kriegskonferenz mit initiierte. 

Der Ausstellungstitel „Rüste- 
Wüste“ zitiert eine 1926 erschienene 
Mahnschrift des expressionistischen 
Dichters und Malers Otto Nebel über 
die Schrecken des ersten Weltkriegs. 
Zu Rudolph Bauers darauf bezugneh¬ 
mende Antikriegscollagen aus Bilder¬ 
und Textschnipseln gehört „Gott sei 
Tank“ von 2015. 

Die Arbeit lässt an die deutsch¬ 
französischen Machtkämpfe um die 
EU-Militärpolitik denken, an die ent¬ 
scheidende Berliner Drohgebärde 
2014, die „deutsch-französische Bri¬ 
gade“ nicht aufzulösen, sondern zu 
aktivieren. Die damit gestellten Wei¬ 
chen für die Einbindung Frankreichs 
in eine deutsch-europäische Weltpoli- 
tik führte gleich im ersten Schritt zu ei¬ 
ner EU-Mission, um die französischen 
Truppen in Mali „beim Kampf gegen 
und Schutz vor islamistischen Kräften“ 
zu entlasten. Der Think Tank „Wissen¬ 
schaft und Politik“ maß der deutschen 


Chance größere Bedeutung bei, inner¬ 
halb der NATO neue globale Macht 
zu erlangen, als der Wirkung, die der 
US-Hauptverbündete unter Bush- 
Nachfolger Obama in den mit Krieg 
überzogenen Ländern der islamischen 
Welt erzielen könnte. 

Nach der Wahl Trumps in den USA 
sind jetzt in Brüssel aus der Schubla¬ 
de geholte Pläne für eine deutsch ge¬ 
führte „Europäische Verteidigungs¬ 
union“ wieder brandaktuell, zumal 
Merkel - auf Augenhöhe - künftige 
überseeische „Zusammenarbeit“ von 
„gemeinsamen Werten“ abhängig ma¬ 
chen will: Trumps bisherigen Äußerun¬ 
gen entgegengesetzt sind Phantasien 
eines US-Militärstrategen, wonach 
zwei Optionen zur Verfügung stün¬ 
den, um „Moskau in die Schranken 
zu weisen“: Entweder verschärfe man 
die Sanktionen gegen Russland, oder 
man eskaliere den Konflikt in Syrien 
militärisch. 

Die Ausstellung im Anti-Kriegs- 
Museum ist täglich von 16 bis 20 Uhr 
geöffnet. Eintritt frei, Spenden er¬ 
wünscht. Katalog (mit Texten von 
Hartmut Drewes), herausgegeben 
vom Bremer Friedensforum. Bestell¬ 
adresse: Bremer.Friedensforum@gmx. 
de 

Hilmar Franz 

(Die Repro-Datei „Gott sei Tank“ wur¬ 
de von Rudolph Bauer zur Verfügung 
gestellt) 



Peter Weiss 100 

Vollständige Stafettenlesung der „Ästhetik des 
Widerstands“ 


Kultursplitter 


Preis I 

Der Stifterverband für die Deutsche Wis¬ 
senschaft mit Sitz in Essen ist eine der 
stillen, aber wirkungsmächtigen NGOs 
in diesem Land. Er verwaltet das Stif¬ 
tungsvermögen von z.Zt. 640 Stiftungen 
aus Unternehmen, Organisationen und 
vermögenden Privatiers. Hauptzweck ist 
die Förderung von Projekten in den Be¬ 
reichen Bildung und Wissenschaft und 
die Frage stellt sich - da „nichts ohne 
Interesse zustande kommt“ laut Hegel -, 
was so alljährlich gefördert wird. 

In diesem Herbst gab es dann eine 
größere mediale Aufmerksamkeit, denn 
der „Wissenschaftspreis“ im Zusammen¬ 
hang mit der Leibniz-Gesellschaft ging 
an die Herausgeber aus dem Institut für 
Zeitgeschichte München für die Editi¬ 
on der Neuausgabe von Hitlers „Mein 
Kampf“. 

25 000 Euro Preisgeld für die jah¬ 
relange Arbeit an einer Kommentie¬ 
rung und einem umfangreichen Fußno¬ 
ten- und Nachweis-Verzeichnis werden 
ausgeschüttet, obwohl dieses Institut eh 
über genügend staatliche Mittel verfügt 
und bei mittlerweile über 80 000 ver¬ 
kauften Exemplaren der Verlag und die 
Herausgeber im grünen Bereich sind. 

In der „jungen Welt“ hatte im Früh¬ 
jahr sehr ausführlich und gründlich Otto 
Köhler diese Edition besprochen und 
war dabei auch auf die Vita der Heraus¬ 
geber eindrücklich eingegangen, zum 
Nachlesen unter https://www.jungewelt. 
de/loginFailed.php?ref=/2016/03-19/076. 


php sehr zu empfehlen. Die Nachricht 
über die Preisvergabe in Verbindung 
mit der in mehreren Publikationen zu 
lesenden harschen Kritik lässt nur den 
Schluss zu, dass hier im ideologischen 
Gebälk der Herrschenden das hand¬ 
werkliche Geschick genutzt wird, um 
die Einstimmung auf die Positionen von 
Gauck, Steinmeier, von der Leyen u.v.a. 
in den verunsicherten Kreisen der Bour¬ 
geoisie zu verbessern. 

Preise satt 

Die Datenkrake Google hat einen so¬ 
genannten „Investitionsfonds für Me¬ 
dien“, aus dem sie gerne Unternehmen 
der Medienwirtschaft mit erklecklichen 
Summen fördert. Die Aktion von Goog¬ 
le ist Teil der „Digital News Initiative“ 
(DNI), in diesem Jahr werden 24 Milli¬ 
onen Euro ausgeschüttet, unter den Be¬ 
günstigten sind 22 Projekte aus BRD- 
Unternehmen. 

Wer darf sich denn da freuen, ohne 
Anspruch auf Vollzähligkeit? Geld be¬ 
kommen die „Rheinische Post“ Düssel¬ 
dorf, „spiegel-online“ „Der Tagesspiegel 
Berlin“, die Berliner „Morgenpost“, die 
„Deutsche Welle“ und auch die „taz“. 
Und warum diese und einige andere? 
Diese Unternehmen sind nicht mehr 
damit beschäftigt, überhaupt eine On- 
line-Plattform ihrer Printausgabe zu be¬ 
treiben, hier geht es schon um komple¬ 
xe Auswertungen von Nutzerverhalten, 
um Datenverquickungen und Ähnliches. 
Google fördert dabei solche Projekte wie 
z.B. von der Redaktion der „Frankfurter 


Allgemeinen“, die ihre Berichte mit Me¬ 
tadaten so kennzeichnet, dass die Algo¬ 
rithmen von Google diese als „Fakten¬ 
checks“ erkennen können. 

Nicht schlecht, wird man in den Chef¬ 
etagen der Zeitungs- und Zeitschriften¬ 
verlage denken. Wir bekommen auch 
noch Geld dafür, dass unsere Leser, ei¬ 
gentlich Nutzer, sich noch mehr an uns 
binden, vermeintlich seriösen Zusatz¬ 
nutzen erhalten und wir richtig viele und 
„echte“ Daten über Interessen, Neigun¬ 
gen und Bedürfnisse bekommen. Dass 
Google dank der entwickelten Software 
dann auch jede Menge Daten erhält ist 
wohl nur ein Kollateralschaden. 

Und Google freut sich, denn mit den 
paar Millionen solche und ähnliche Zu¬ 
griffe in der Medienwirtschaft frei Haus 
geliefert zu bekommen ist ein richtiges 
Schnäppchen. 

Preisverweigerer 

Nun hat Bob Dylan der Schwedischen 
Akademie abgesagt, am 10. Dezember 
nach Stockholm zu kommen, um Ur¬ 
kunde und Preisgeld abzuholen. „Ande¬ 
re Verpflichtungen“ hielten ihn ab, viel¬ 
leicht ist es die höfliche Formulierung für 
„Ich hab‘ keinen Bock“. Den Nobelpreis- 
Statuten zufolge obliegt es den Preisträ¬ 
gern allerdings, innerhalb eines halben 
Jahres (gerechnet vom 10. Dezember an) 
einen Vortrag zu einem für ihr Werk rele¬ 
vanten Thema zu halten. Ob er das dann 
leisten wird? Und wenn ja, darf man auf 
Form und Gestaltung gespannt sein. 

Herbert Becker 


Zu „einem fiktiven und ewigen Wett¬ 
lauf um die längste und schönste Le¬ 
sung“ von Peter Weiss’ fast tausendsei¬ 
tigem, antifaschistischen Romanwerk 
„Die Ästhetik des Widerstands“ in 
Gänze luden die Rosa-Luxemburg-Stif- 
tung (RLS) und das Peter-Weiss-Haus 
Rostock vom 11. bis 13. November in 
die mecklenburgische Hafen- und Uni¬ 
versitätsstadt. Rund 100 Lesende un¬ 
terschiedlichsten Alters und künstleri¬ 
scher, wissenschaftlicher oder auch po¬ 
litischer Profession vermittelten diese 
historisch-kulturelle Erinnerungs- und 
Vorarbeit - vom Standpunkt der Arbei¬ 
terbewegung in der Perspektive klas¬ 
senloser Gesellschaft - über mehr als 
50 Tages- bzw. Nachtstunden nonstop. 

Punktuell auswählend, erlebten 
konzentrierte Zuhörer die Texte live 
bzw. im Wechsel als Videoaufzeichnun¬ 
gen, wie sie etwa zur Hälfte nach ein¬ 
jähriger Produktion vorliegen. Ange¬ 
sichts der weiter zu dokumentierenden 
Lesungen im „Saal-Aufnahmestudio“ 
war der Austausch über starke Erleb¬ 
nisse auf Inseln der Entspannung zu 
verschieben. Rund um die Uhr dien¬ 
ten dazu das hauseigene „Cafe Marat“ 
begleitende Ausstellungen und ein 
zum 100. Geburtstag reich gedeckter 
Büchertisch. In Begleitveranstaltun¬ 
gen wurden neue Peter-Weiss-Biogra¬ 
fien vorgestellt, Gesprächseindrücke 
zu Weiss’ „Ästhetik“ heute vom Ros¬ 
tocker Lesekreis vermittelt. 


Zum Peter-Weiss-Theater, wie das 
Rostocker Volkstheater aufgrund sei¬ 
ner engen Zusammenarbeit mit dem 
Dramatiker zwischen 1965 und noch 
über Jahre nach dessen Tod 1982 ge¬ 
nannt wurde, zogen ehemalige Ensem¬ 
blemitglieder und der Rostocker Peter- 
Weiss-Experte Prof. Manfred Haiduck 
Bilanz. Sie umfasst 284 Aufführungen 
von insgesamt acht dokumentarisch 
fundierten, von Weiss autorisierten und 
für die DDR erstaufgeführten Stück- 
Inszenierungen ab „Marat/Sade“ bis 
„Der neue Prozess“. In Hanns Anselm 
Pertens Regie wurden sie auch über 
DDR-Medien und Gastspielreisen wei¬ 
terverbreitet. Die neu konzipierte, wis¬ 
senschaftlich begründete Theaterpraxis 
bezeichnete Zeitzeuge Prof. Hans-Jür¬ 
gen Staszak als revolutionierend auch 
für die Kulturpolitik der DDR, zeitwei¬ 
lig dazu angetan, allzu starr vorgegebe¬ 
ne künstlerische Normen zu lockern. 

RLS-Vorstandsvorsitzende Dagmar 
Enkelmann und Projektleiter Friedrich 
Burschei kündigten die Abrufbarkeit 
der „Ästhetik“-Lesungen auf der be¬ 
gleitenden Projekt-Homepage an. Es 
wird deren Besuchern als „Inspirati¬ 
onsquelle für ein linkes Bewusstsein in 
den bedrückenden Zeiten des aktuel¬ 
len Rechtsrucks“ an Herz und Verstand 
gelegt, „viel zu brutal“, um ihn als Farce 
der Geschichte abzutun. (http://peter- 
weissl00.de/) 

H.F. 
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Wohnungsnot ist in Gießen nicht bedroht 

Mit „Wohnraumversorgungskonzept“ wurde nur die Verwaltung der Misere beschlossen 



Die fünfköpfige Fraktion Gießener Linke im Stadtparlament; hinterste Reihe links Michael Beltz, DKP, vor ihm Martina 
Lennartz, DKP, vor ihr Matthias Riedl, Die Linke, Fraktionsvorsitzender 


Nur die Fraktion der „Gießener Lin¬ 
ken“ stimmte auf der letzten Stadt¬ 
verordnetenversammlung gegen das 
„Wohnraumversorgungskonzept“ Da¬ 
für stimmte die Koalition aus SPD, 
CDU und Grüne sowie die AfD - der 
Rest enthielt sich. In der Diskussion 
wurde mehrfach betont, dass dies le¬ 
diglich ein Handlungsrahmen sei, der 
„nachjustiert“ und „evaluiert“ werden 
müsse und an den man sich halten kön¬ 
ne - oder auch nicht. Die Nachfrage, was 
dieses knapp lOOseitige Zahlenwerk, 
dessen zugrunde liegende Angaben 
zudem umstritten sind, gekostet habe, 
blieb unbeantwortet. 

Es ist allenfalls eine Bestandsauf¬ 
nahme ohne konkrete notwendige Maß¬ 
nahmen - ein Konzept der Verwaltung 
der bestehenden Unter Versorgung von 
Wohnraum in Gießen, vor allem von be¬ 
zahlbarem. 

1 700 Wohnungssuchende Men¬ 
schen stehen auf der Warteliste der 
Wohnbau - gerade mal 400 Sozialwoh¬ 
nungen sollen in den nächsten Jahren 
gebaut werden. Dabei ist nicht einmal 
berücksichtigt, dass im gleichen Zeit¬ 
raum sehr viele aus der Sozialbindung 
herausfallen. 

Einzige Konsequenz im Konzept: Es 
soll eine „Koordinierungsgruppe Sozi¬ 
ale Wohnraumversorgung“ eingerich¬ 


tet werden, damit die Dringlichsten am 
ehesten versorgt werden. Und die ande¬ 
ren gucken weiter in die Röhre. 

25 Prozent der Einwohner von Gie¬ 
ßen gelten als „einkommensschwach“; 
die Zahl der für sie bezahlbaren Woh¬ 
nungen „auf dem freien Markt“ hat von 
2011 bis 2014 um zwei Drittel abgenom¬ 
men. Dennoch weigert sich der Magis¬ 


trat, bei Neubauten eine Sozialklausel 
einzuführen, die die Bauträger ver¬ 
pflichtet, eine bestimmte Anzahl (25 bis 
30 Prozent) als Sozialwohnungen bereit¬ 
zustellen. Ein entsprechender Antrag 
der Fraktion „Gießener Linke“ wurde 
abgelehnt, obwohl genau dies im Kon¬ 
zept vorgeschlagen wurde und in vielen 
anderen Städten erfolgreich geschieht. 


Fragwürdig sind auch die allgemei¬ 
nen Bedarfszahlen. Es wird davon aus¬ 
gegangen, dass bis 2030 rund 5 000, da¬ 
von etwa 3 500 bis 2020 gebaut werden 
müssten. Dem liegt eine Bevölkerungs¬ 
entwicklung zugrunde, die nicht nach¬ 
vollziehbar ist: es wird davon ausgegan¬ 
gen, dass die Zahl der 18-25-Jährigen 
um 37% und die der 25-30-Jährigen um 


27% abnehmen würde. Und das in einer 
Universitätsstadt mit immer mehr Stu¬ 
dierenden? 

Insgesamt ist das Konzept in keiner 
Weise dazu angetan, an der Wohnungs¬ 
not in Gießen etwas zu ändern. 

Dazu müsse man, so hatte OB Gra- 
be-Bolz in ihrer Einführungsrede betont, 
sehr tief in die Tasche greifen und ver¬ 
wies auf die Verantwortung der Bundes¬ 
regierung. Da hat sie Recht, obwohl es 
auch ihre Partei, die SPD, ist, die dafür 
mitverantwortlich ist. 

Als Michael Beltz dies später wieder¬ 
holte, kamen denn auch Missbilligungs¬ 
rufe aus allen Reihen. 

Er nannte zum einen die Hessische 
Verfassung, in der die ausreichende fi¬ 
nanzielle Versorgung der Kommunen 
vorgeschrieben ist - und gegen die per¬ 
manent verstoßen wird. Er nannte zum 
anderen die Steuerpolitik aller Bundes¬ 
regierungen, die Milliarden für Militär 
und Kriege ausgibt, während an Sozial¬ 
ausgaben gespart wird, die zum anderen 
den ins unermessliche steigenden Reich¬ 
tum nicht besteuert, während die Armen 
immer mehr werden. Dass auch die Woh¬ 
nungsnot in Gießen, wie viele andere 
Missstände, Folge kapitalistischen Wirt- 
schaftens ist, hören die Stadtverordneten 
der bürgerlichen Parteien nicht gern. 

Erika Beltz 


Personalnot bei 
Bottroper Stadtverwaltung 

Belastung der Beschäftigten nicht mehr vertretbar 


Bei einem Gespräch mit dem Personal¬ 
rat der Stadtverwaltung Bottrop haben 
die DKP-Ratsmitglieder Irmgard Bob- 
rzik und Michael Gerber die steigende 
Personalnot bei der Stadtverwaltung 
beklagt. Die rigide Sparpolitik des Ra¬ 
tes hat dazu geführt, dass die Belastun¬ 
gen der städtischen Beschäftigten ein 
nicht mehr vertretbares Maß erreicht 
haben. Dies führt zu einem steigenden 
Krankenstand und einer hohen An¬ 
zahl von Überstunden. Die Reduzie¬ 
rung der Ausbildungsstellen seit 2013 
führt jetzt dazu, dass inzwischen nicht 
mehr genügend Nachwuchskräfte bei 
der Stadtverwaltung beschäftigt sind. 
Diese Situation wird noch dadurch in 
den nächsten Jahren verschärft, dass 
viele Beschäftigte kurz vor der Pensi¬ 
onsgrenze stehen. 


Der hohe Krankenstand und die 
dünne Personaldecke führen dazu, dass 
die Öffnungszeiten der Bäder nicht ein¬ 
gehalten werden können. Obwohl der 
Stellenplan für 2017 drei offene Ausbil¬ 
dungsstellen vorsieht, hat die Betriebs¬ 
leitung des Sport- und Bäderbetriebes 
keine Einstellung von Auszubildenden 
geplant. 

Im Fachbereich Umwelt und Grün 
fehlen mindestens fünf Mitarbeiter für 
den Friedhofsbereich. Das veränderte 
Bestattungsverhalten hat zu einem er¬ 
höhten Pflegeaufwand in den letzten 
Jahren geführt. Über die steigenden 
Friedhofgebühren wurden diese feh¬ 
lenden Stellen bereits finanziert. Hier 
versucht die Stadt auf Kosten der Hin¬ 
terbliebenen und der Beschäftigten zu 
sparen. Der Saug- und Spülwagen der 


Stadt stand 160 Tage still, weil für eine 
Erkrankung keine Ersatzkraft vorhan¬ 
den ist. 

Für die verschiedenen Baumaß¬ 
nahmen der Stadtverwaltung fehlen 
inzwischen im Fachbereich Tiefbau 
und Stadterneuerung sowie bei der 
zentralen Gebäude Wirtschaft jeweils 
zwei qualifizierte Ingenieure, die für 
Planung und Baubegleitung notwen¬ 
dig sind. Diese Leistungen müssen jetzt 
teuer bei Fremdfirmen eingekauft wer¬ 
den. 

Die DKP fordert ein Umdenken 
bei der Personalplanung der Stadt. In 
der ganztägigen Sitzung des Finanz¬ 
ausschusses am 22. November wird die 
DKP entsprechende Anträge für den 
Stellenplan der Stadtverwaltung stel¬ 
len. Michael Gerber 


Sozialer Wohnungsbau und 
Seniorenpolitik 

DKP Reinheim setzt Schwerpunkte in der Haushaltsdiskussion 


Die DKP-Fraktion im hessischen Rein¬ 
heim befasste sich intensiv mit dem 
vom Magistrat eingebrachten Haus¬ 
halt für 2017. Hierzu wurde eigens 
eine Halbtags-Klausur am Ort durch¬ 
geführt. Aktuell berücksichtigte neue 
Zahlen aus dem Rathaus belegen: Der 
Spielraum für politische Schwerpunkt¬ 
setzungen durch die Fraktionen wird 
immer enger. 

In seiner Einführung zur Klausur 
erinnerte Fraktionsvorsitzender Arno 
Grieger daran, dass der erst kürzlich 
beschlossene Haushalt für 2016 enor¬ 
me Steigerungen der Grundsteuer 
enthielt, sowie eine fünf Punkte Stei¬ 
gerung der Gewerbesteuer. 

Nur auf der Grundlage dieser zu¬ 
sätzlichen Belastung der Bürgerinnen 
und Bürger basiert der jetzt vorgelegte 
ausgeglichene Haushalt für 2017. Grie¬ 
ger betonte, „allein daran kann man 
feststellen, dass die Städte und Ge¬ 
meinden aus dem Gesamt-Steuertopf 
zu wenig Mittel bekommen, um ihre 
Aufgaben zu erfüllen“. Positiv wurde 
bewertet, dass die jahrelang von der 
DKP beantragten Windelsäcke erneut 
vorgesehen sind. 


Gerade wenn festgestellt wird, dass 
„der Rückgang der Bevölkerung und 
die Veränderung der Altersstruktur 
Rahmenbedingungen sind, die neue 
Anforderungen an die Gestaltungs¬ 
kraft der Stadt Reinheim stellt“, sind 
in dieser Richtung nach Auffassung 
der DKP Weichen zu stellen. Konkret 
bedeutet das, dass es notwendig ist, jun¬ 
ge Familien mit Kindern an Reinheim 
zu binden. Das müsse auch durch das 
Angebot von bezahlbarem Wohnraum 
geschehen. 

Der Landkreis ist bereit, gemein¬ 
sam mit den Kommunen eigens eine 
Wohnungsgesellschaft zu bilden, um 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen 
und zu verwalten. Kommunen können 
durch Einbringung von Gelände tätig 
werden. In dieser Richtung sieht die 
DKP Möglichkeiten. Hierzu soll das 
Grundstück im Teichweg 17 als Kapital 
eingebracht werden. Nach einem Ab¬ 
riss könnten hier mehrere Wohneinhei¬ 
ten - orientiert an den Abmessungen 
des Nachbargrundstücks - von bezahl¬ 
barem Wohnraum entstehen. 

Ein weiterer Antrag befasst sich mit 
der Seniorinnen-Politik in Reinheim. 


Hier sollte die begonnene und unter¬ 
brochene Bestandsaufnahme und Per¬ 
spektive geleistet werden. Dazu for¬ 
muliert die DKP: „Der Magistrat wird 
beauftragt, ein neues Angebot bei der 
Evangelischen Hochschule Darmstadt 
einzuholen, um die begonnene Arbeit 
des ,Runden Tisch Seniorenpolitik in 
Reinheim ’ fortzusetzen.“ Da die ange¬ 
fangene Arbeit über einen längeren 
Zeitraum laufen wird, kann die Finan¬ 
zierung gestreckt werden. Die erfor¬ 
derlichen Mittel müssen nicht in einem 
einzigen Haushalts-Jahr bereitgestellt 
werden. 

Grundsätzlich geht es um die Ver¬ 
änderung der Bevölkerungsstruktur. 
Rechtzeitig sind die erforderlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. In 
einem breiten Dialog - unter wissen¬ 
schaftlicher Begleitung - sind nach er¬ 
folgter Bestandsaufnahme Perspekti¬ 
ven zu entwickeln. 

Mit diesen zwei Schwerpunkten 
geht die DKP in die Haushaltsbera¬ 
tungen. Dazu stellte Arno Grieger fest: 
„Beide Punkte sind aus unserer Sicht 
die Herausforderungen, die sich aktuell 
stellen.“ Arno Grieger 


Maintal benachteiligt 

WAM fordert Initiativen des Magistrats 


Im Vergleich zu großen Tarifgebieten 
sind die kleineren absolut benachteiligt 
und haben immens höhere Fahrpreise. 
Frankfurt zählt mit 700 000 Bewoh¬ 
nern zu den großen, während Maintal 
mit 40 000 wesentlich kleiner ist. 

Entsprechend sind dann auch 
die Tarifgebiete. Die Wahl Alterna¬ 
tive Maintal - Soziale Gerechtigkeit 
(WAM) macht dies an einem beson¬ 
ders krassen Beispiel deutlich. Fährt 
ein Pendler von der Taunusstraße in 
Bischofsheim nur zwei Haltestellen 
weiter, so überschreitet er die Tarif¬ 
grenze. Für die gerade einmal vier Mi¬ 


nuten Busfahrt muss er dann 4,65 Euro 
berappen. Im Gegensatz dazu bezahlt 
man in Frankfurt für die Strecke Roter 
Graben quer durch die Nachbarstadt 
bis nach Unterliederbach lediglich 2,80 
Euro. Dabei benutzt man für über eine 
Stunde Fahrt sowohl zwei Buslinien als 
auch U- und S-Bahn. 

Deshalb fordert die Wahlalterna¬ 
tive Maintal den Magistrat auf, umge¬ 
hend beim RMV und den beteiligten 
Gremien aktiv zu werden, damit die¬ 
se gravierenden Ungerechtigkeiten für 
die Bürgerinnen und Bürger Maintals 
beseitigt werden. -ler 


Anzeige 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr. 202, 50937 Köln 



Florence Herve / Melanie Stitz (Hg.) 

WIR FRAUEN 2017 
Taschenkalender 

Übersichtliches Kalendarium, viel Platz für Eintragungen, prak¬ 
tischer Kunststoffeinband. Jede Menge Fotos, Gedichte und 
Prosatexte sowie Buchtipps und Adressen. Das Kleine Lexikon 
ist »Fotografinnen und ihren Selbstporträts« gewidmet. Dazu 
Informatives und Spannendes aus Gegenwart und Geschichte, 
Politik, Kunst & Kultur. 

240 Seiten - 11,90 Euro 



-fr" 


Domenico Losurdo 

DER KLASSENKAMPF 

Oder die Wiederkehr des Verdrängten? 

Zu Beginn des 21. Jahrhundert erweist sich nach Domenico 
Losurdo die Theorie des Klassenkampfs als schlüssiger denn je. 
In Auseinandersetzung mit Jürgen Habermas, Hannah Arendt, 
Simone Weil und mit dem Postmarxismus von Negri, Zizek und 
Harvey unterzieht er die Theorie von Marx und Engels einer 
Neuinterpretation. 

423 Seiten - 24,90 Euro 



Christoph Butterwegge 
ARMUT 

Basiswissen Politik/Geschichte/Ökonomie 

Christoph Butterwegge legt dar, wie die >Reformen< ä la Hartz 
das Armutsproblem tiefgreifend verschärft haben. Er analysiert 
die Ursachen von Armut und ihre Auswirkungen auf Betroffene 
und Gesellschaft, hinterfragt die amtliche Statistik, diskutiert 
Strategien gegen Armut und zeigt, dass ein bedingungsloses 
Grundeinkommen< kein Patentrezept ist. 

131 Seiten - 9,90 Euro 


www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 















unsere zeit _ Hintergrund _ Freitag, 25. November 2016 13 

Den eigenen Weg zum Sozialismus suchen 

ln Vietnam verschmelzen Befreiungskampf und die Suche nach Lösungen zugunsten des Volkes zu einem 
sozialistischen Marktmodell 


Einladungen der Kommunistischen Partei Vietnams und der Laotischen 
Revolutionären Volkspartei folgend, führten Günter Pohl und Manfred 
Idler, die vom Parteivorstand der DKP zur Teilnahme am Internationa¬ 
len Treffen der Kommunistischen und Arbeiterparteien delegiert waren, 
in Vietnam und Laos eine Reihe von Informationsgesprächen. Wir ver¬ 
öffentlichen an dieser Stelle den Bericht zum Aufenthalt in Vietnam, der 
Besuch in Laos ist Gegenstand eines Beitrags in einer der nächsten Aus¬ 
gaben der UZ. 

Zum offiziellen Programm gehörte auch ein Besuch bei der Vietname¬ 
sisch-Deutschen Freundschaftsgesellschaft, wo beide ebenfalls auf das 
Herzlichste empfangen wurden - und einmal ohne Übersetzer unterwegs 
waren ... Auch hier stand die Geschichte der Freundschaft, besonders 
mit der DDR, aber auch vieler Menschen aus der alten BRD, mit dem 
vietnamesischen Volk im Mittelpunkt. Das ist in Vietnam tief verwurzelt. 


Hanoi empfängt uns mit lastender 
Schwüle und grauem Himmel. Auf der 
Fahrt zum Hotel bahnt uns die Polizei 
den Weg durch den quirlenden Ver¬ 
kehr der vietnamesischen Hauptstadt. 
Wie durch ein Wunder gelingt es im¬ 
mer wieder, den Mopedschwärmen zu 
bedeuten eine Spur der breiten Fahr¬ 
bahnen für uns freizugeben. Dieses He¬ 
rausgehobensein, das ist nicht unsere 
Welt. Doch wir erkennen: Die Ehren¬ 
bezeigungen gelten nicht uns als Perso¬ 
nen. Sie gelten den deutschen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten und der 
Solidarität, die sie in der DDR und in 
der BRD dem vietnamesischen Volk in 
seinem langen Krieg um die nationale 
Befreiung erwiesen haben. 

Dieser Krieg und seine Folgen sind 
41 Jahre nach dem Sieg im Stadtbild 
nicht mehr sichtbar. Doch in allen Ge¬ 
sprächen, die wir in den beiden fol¬ 
genden Tagen in Hanoi führen, ist er 
als Grundmelodie präsent und auch 
die Frage: Wo könnte dieses Land mit 
seinen 90 Millionen Menschen heute 
stehen, wenn es sich nicht jahrzehnte¬ 
lang gegen fremde Mächte hätte weh¬ 
ren müssen, die mit größter Brutalität 
vorgingen? 

Schon 1941 begann sich der Wider¬ 
stand gegen die japanischen Okkupan¬ 
ten zu formieren. Im September 1945 
schien Vietnam befreit, Ho Chi Minh 
konnte die Demokratische Republik 
Vietnam proklamieren. Doch die ehe¬ 
malige Kolonialmacht Frankreich lan¬ 
dete 1946 im Süden Truppen, um ihr 
Regime erneut zu errichten. Es folg¬ 
ten acht Jahre eines erbitterten Kolo¬ 
nialkriegs, bis 1954 die vietnamesischen 
Befreiungskräfte die Oberhand hatten. 
Bei der Genfer Konferenz im Juli 1954 
wurde Vietnam entlang des 17. Breiten¬ 
grads geteilt; freie Wahlen sollten der 
Wiedervereinigung der beiden Landes¬ 
teile den Weg bahnen. 

„Freie Wahlen“ sind für den Impe¬ 
rialismus nur ein Wert, wenn das Er¬ 
gebnis passt. Die USA setzten eine Ma¬ 
rionettenregierung ein, gegen die sich 
der Volkswiderstand regte. Die Natio¬ 
nale Befreiungsfront organisierte den 
Guerillakrieg gegen die Saigoner Re¬ 
gierung und brachte schnell große Tei¬ 
le Südvietnams unter ihre Kontrolle. 
1965 begannen die USA mit permanen¬ 
ten Flächenbombardements Nord Viet¬ 
nams. Daraufhin griff auch die nord¬ 
vietnamesische Armee in die Kämpfe 
im Süden ein. Nachdem die Befreiungs¬ 
front 1968 in der Tet-Offensive einen 
großen militärischen und moralischen 
Sieg errungen hatte, wuchs in den USA 
auch unter dem Eindruck weltweiter 
Massenproteste die Einsicht, dass der 
Krieg nicht gewonnen werden konn¬ 
te. Doch Vietnam musste noch sieben 
Jahre leiden, bis am 1. Mai 1975 mit 
der Kapitulation der Saigoner Regie¬ 
rung der Krieg endete. 1976 wurde aus 
Nord- und Südvietnam unter dem Na¬ 
men „Sozialistische Republik Vietnam“ 
wieder ein Land. 

★ 

Unser erster Besuch in Hanoi gilt der 
Internationalen Abteilung beim Zen¬ 
tralkomitee der Kommunistischen 
Partei Vietnams. Dort empfängt uns 
vor einer überlebensgroßen Ho-Chi- 
Minh-Statue Genosse Tran Dac Loi, 
stellvertretender Leiter dieser Kom¬ 
mission. Erst einmal wünscht er unse¬ 
re Sicht auf aktuelle Entwicklungen in 


Deutschland kennen zu lernen. Nach 
einer kurzen Einleitung, in der er der 
DKP für die in der Vergangenheit ge¬ 
leistete Unterstützung dankt, zu ihrem 
Festhalten am Marxismus-Leninismus 
beglückwünscht und uns die Teilnah¬ 
me der KPV am 22. Parteitag zusichert, 
gibt uns Genosse Tran einen Einblick 
in die Sicht seiner Partei auf aktuelle 
Entwicklungen in der Welt. Die Krisen¬ 
haftigkeit des Kapitalismus stelle die 


Menschheit vor große Herausforderun¬ 
gen. Militärische Interventionen vor al¬ 
lem der USA stünden einer friedlichen 
Entwicklung im Wege. Dabei verliere 
in vielen kapitalistischen Ländern die 
Bevölkerung das Vertrauen in das Sys¬ 
tem. Diese verbreitete Unzufriedenheit 
werde durch rechte Bewegungen und 
Populisten kanalisiert. Zugleich ge¬ 
ben - trotz einer gewissen Normalisie¬ 
rung der Beziehungen zwischen beiden 
Ländern - die USA den Versuch nicht 
auf, das politische System Vietnams zu 
stürzen. Auf die weltweite Zusammen¬ 
arbeit mit den Kommunistischen und 
Arbeiterparteien legt die KP Vietnams 
auch deshalb großen Wert. 

Eine weitere Herausforderung sei¬ 
en die Gefahren für den Frieden in der 
Region. Durch die Ansprüche Chi¬ 
nas auf 90 Prozent des „Ostmeers“ - 
in China „Südchinesisches Meer“ ge¬ 
nannt - sei eine gefährliche Konflikt¬ 
situation entstanden, die Vietnams 
Seewirtschaftszone bedroht. Diese 
Frage müsse nach völkerrechtlichen 
Regeln gelöst werden; die Verhandlun¬ 
gen mit der chinesischen Staatsführung 
werden unter Nutzung verschiedener 
Kanäle geführt. 

Nach Trans Ansicht ist die Politik 
der Volksrepublik China uneinheitlich, 
denn es gebe auch viel Lobenswertes: 
„Peking betreibt eine sehr gute Politik 
für das chinesische Volk. Die wachsen¬ 
de Rolle des Nachbarlandes wirkt sich 
im Sinne einer Multipolarität sehr po¬ 
sitiv für Asien aus, und China tritt in 
der Region als Verteidiger des Völker¬ 
rechts gegen die USA auf.“ 

In Vietnam habe sich die Wirtschaft 
seit der Abkehr von aus der Sowjetuni¬ 
on importierten Methoden gut entwi¬ 
ckelt. Mussten vor der Einführung des 


Neuen Ökonomischen Systems nach 
dem Vorbild der Leninschen NEP der 
1920er Jahre - „Doi Moi“ genannt - 
eine Million Tonnen Nahrungsmit¬ 
tel importiert werden, so ist Vietnam 
heute ein Bohnen- und Reisexporteur. 
Das Land stand damals mit einer In¬ 
flationsrate von 800 Prozent vor dem 
Ruin, die Industrieprodukte waren von 
schlechter Qualität. Es sei gelungen, 
die Lebenslage der Bevölkerung ent¬ 
scheidend zu verbessern und das habe 
das politische System stabilisiert. Doch 
bleibe die Bekämpfung der Korruption 
eine wichtige Aufgabe. 

Heute sagt man statt Sozialismus 
„Marktwirtschaft mit sozialistischer 
Orientierung“. „Doch die,Politik der of¬ 
fenen Tür 4 gegenüber privaten Investiti¬ 
onen ist auch ein Kampf. Sozialistische 
Faktoren müssen sukzessive verstärkt 
werden“, so Tran. Er hob die traditionell 
guten Beziehungen zu Kuba hervor, mit 
der KP Kubas gebe es jährliche Treffen 
zum Erfahrungs- und Gedankenaus¬ 
tausch. Großes Interesse gebe es bei der 
kubanischen Seite an der Doi-Moi-Poli- 
tik Vietnams. Vietnam habe Kuba kon¬ 


kret auch mit finanzieller Unterstützung 
und der Weitergabe von Know-how für 
den Reisanbau unterstützt. 

Das Gespräch war durch Überein¬ 
stimmung in vielen Fragen geprägt. Wir 
verabschiedeten uns herzlich von Ge¬ 
nossen Tran Dac Loi. Zwei Tage später 
sahen wir ihn als souveränen und um¬ 
sichtigen Diskussionsleiter des 18. In¬ 
ternationalen Treffens der Kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien wieder. 
★ 

Genosse Pham Van Linh, stellvertre¬ 
tender Leiter der Kommission für Pro¬ 
paganda und Erziehung, leitet seine 
Ausführungen mit einigen Zahlen ein. 
War 1986, als die Politik der wirtschaft¬ 
lichen Öffnung vom 8. Parteitag der 
KPV eingeleitet wurde, das Pro-Kopf- 
Einkommen der vietnamesischen Be¬ 
völkerung noch sehr gering, so lag es 
im Jahr 2000 bei 2 000 US-Dollar und 
wird es bis 2020 bei 3 000 bis 3 500 US- 
Dollar pro Jahr hegen. Damit ist zwar 
die schlimmste Not überwunden, doch 
hegt die Armutsrate immer noch bei 8 
Prozent. Hier ist das Erbe des Krieges 
auch nach 41 Jahren nicht überwun¬ 
den. Das jährliche Wirtschaftswachs¬ 
tum betrug zwischen 1986 und 2002 
durchschnittlich 7,5 Prozent, von 2003 
bis 2011 zwischen 6 und 7 Prozent und 
hegt aktuell bei 5,9 Prozent. Ein wich¬ 
tiger Faktor ist dabei die Hochtechno¬ 
logie. Die wirtschaftliche Entwicklung 
muss sich aber im Einklang mit den 
Erfordernissen des Umweltschutzes 
befinden - ein wichtiges Thema für Vi¬ 
etnam mit seiner langen Küste. Die Er¬ 
fahrung hat die Kommunistische Par¬ 
tei Vietnams gelehrt: Das Volk ist der 
Kernfaktor und die Wurzel aller Ak¬ 
tivitäten, sein Interesse bestimmt die 
Ziele der Politik. Die Außenpolitik ist 


geleitet vom Grundsatz des gegensei¬ 
tigen Respekts, dabei bleibt das Land 
seinen alten Freunden treu, sucht aber 
gleichzeitig Kontakt zu allen Ländern. 

In der Analyse von Lenins NÖP sei 
man zum Schluss gekommen, so Ge¬ 
nosse Pham, dass der Markt auf dem 
Weg zum Sozialismus ein Bestandteil 
ist, dessen positive Seiten man erschlie¬ 
ßen müsse. Die neue Wirtschaftspolitik 
sei eine Brücke, um über den Kapita¬ 
lismus den Weg zum Sozialismus zu be¬ 
schreiten. 

Die KPV hat zur Zeit 4,5 Millionen 
Mitglieder, an neue Mitglieder werden 
hohe Anforderungen bezüglich ihrer 
Ausbildung gestellt. Dabei wird be¬ 
sonderer Wert auf die Jugend gelegt. 
Mit neuen Erkenntnissen und neuen 
Fragen verabschieden wir uns von ei¬ 
nem überaus interessanten Gesprächs¬ 
partner. 

★ 

Wir treffen Genossen Prof. Dr. Nguyen 
Van Thao vom Rat der Theorie der 
KP Vietnams. Er macht uns mit den 
Grundlinien der Politik Vietnams be¬ 
kannt, wie sie der 11. Parteitag der KPV 


vor fünf Jahren beschlossen hat: Es 
geht um nachhaltige Entwicklung einer 
Marktwirtschaft mit sozialistischer Ori¬ 
entierung, den Staatsaufbau, die Schaf¬ 
fung rechtsstaatlicher Strukturen. Nach 
außen ist vor allem die Herstellung um¬ 
fassender freundschaftlicher Beziehun¬ 
gen zu möglichst vielen Ländern das 
Ziel staatlicher Politik. 

Diese Entwicklung geschehe auf 
der Grundlage der Theorie von Marx, 
Engels und Lenin und der Ideen Ho 
Chi Minhs. Doch er erklärt, dass eine 
Arbeitsgruppe der Ho-Chi-Minh-Aka¬ 
demie sich mit der Frage beschäftige, 
welche Leitsätze noch dem aktuellen 
Stand der Produktivkraftentwicklung 
entsprächen. Auch Marx selbst habe 
immer wieder aktualisiert, sagt Ge¬ 
nosse Nguyen. 

Die im Jahre 1986 eingeleitete Doi- 
Moi-Politik sei die Antwort gewesen 
auf den Misserfolg der Organisierung 
der Wirtschaft der damaligen sozialis¬ 
tischen Länder, allen voran der Sow¬ 
jetunion. Da es nur staatliche Betrie¬ 
be gab, habe es keine Motivation für 
Entwicklung und keine Leistungsan¬ 
reize gegeben. Man habe gelernt, un¬ 
terschiedliche Eigentumsformen zu 
akzeptieren - Joint-Ventures mit dem 
Staat, Genossenschaften und Kollek¬ 
tivwirtschaften und Betriebe, die sich 
ganz in privater Hand befinden. Das 
ist nicht unkompliziert: Im Joint-Ven¬ 
ture stellt sich immer die Frage, wer 
den staatlichen Anteil am Kapital ver¬ 
walten sollte - der Staat kann ja nicht 
gleichzeitig Schiedsrichter und Spieler 
sein. Und Privatunternehmen handel¬ 
ten nach dem Grundsatz „Was nicht 
verboten ist, ist erlaubt.“ So ließen sich 
immerhin ausländische Investitionen 
anlocken. Dazu seien mehr als hundert 


Gesetze geändert worden. Der rechtli¬ 
che Rahmen ist nötig, um die Markt¬ 
wirtschaft korrekt zu entwickeln, so 
Genosse Nguyen. 

Etwa tausend Betriebe von ehe¬ 
mals mehr als zehntausend befinden 
sich noch in staatlichem Eigentum. 
Prof. Nguyen hält diesen Anteil für zu 
groß. „Wir behalten nur die wichtigs¬ 
ten staatlichen Betriebe in den wich¬ 
tigsten Bereichen.“ Welche das seien, 
wollen wir wissen. Die Grundversor¬ 
gung der Bevölkerung mit Elektrizität 
und Wasser müsse gesichert und daher 
vom Staat kontrolliert werden, so die 
Antwort. Ist nicht mit Klassenkämpfen 
zu rechnen, wenn die Zahl der Privat¬ 
betriebe zunimmt? Der sozialistische 
Faktor, der erhalten werden müsse, sei 
der Staat, und dieser vertrete nicht nur 
die Arbeiterklasse, sondern die ganze 
Bevölkerung. Und deren Bedürfnisse 
zu befriedigen - das sei die Aufgabe 
des Staates. 

Natürlich wachsen die Unterschie¬ 
de, wenn auch seit 1986 statt 75 Pro¬ 
zent nur noch acht Prozent als arm zu 
bezeichnen sind. Wichtig sei es, Markt¬ 
faktoren für die Waren zu entwickeln. 
Heute werden die Preise vom Markt 
bestimmt, nicht wie im Kapitalismus 
vom Unternehmen oder vor dreißig 
Jahren in Vietnam vom Staat. Nur die 
wichtigsten Bereiche (Energie, Was¬ 
ser, Treibstoffe, Öl) werden noch vom 
Staat kontrolliert. Selbst Bildung und 
Gesundheit sind teilprivatisiert, wobei 
der Privatsektor den staatlichen sub¬ 
ventioniert. 

★ 

Unser nächstes Gespräch hat einen 
der erschütterndsten Aspekte des weit 
über dreißigjährigen Krieges zum Ge¬ 
genstand, in dem das vietnamesische 
Volk kämpfte und litt. Nicht bezifferbar 
sind die Schäden, die die Kriegführung 
der USA an Leben und Gut angerich¬ 
tet hat. In diesem Terrorkrieg setzten 
die US-Streitkräfte seit 1961 auch inter¬ 
national geächtete chemische Kampf¬ 
stoffe ein. 

Im Foyer des Sitzes von VAVA, der 
Vietnamesischen Assoziation der Op¬ 
fer von Agent Orange/Dioxin, zeigen 
auf einer Landkarte rote Flecken wie 
Blutspritzer an, welche Gebiete be¬ 
sonders betroffen sind. Bis 1971 wur¬ 
den etwa 80 000 Liter Gift vor allem im 
Süden Vietnams, aber auch im Norden 
und in den grenznahen Gebieten von 
Laos und Kambodscha versprüht. 

Nguyen Van Rinh, der VAVA-Vor¬ 
sitzende und pensionierte General, be¬ 
richtet, dass 4,8 bis 5 Millionen Men¬ 
schen mit Dioxin kontaminiert wurden. 
Etwa drei Millionen quälen sich mit 
den Folgen oder sind daran gestorben. 
Das Leiden an dem Gift betrifft bereits 
die vierte Generation. 

Etwa 100 Millionen Dollar wurden 
bisher aufgewendet, um die betroffe¬ 
nen Gebiete zu reinigen, doch immer 
noch sind 58 Orte verseucht. Hohe 
Kosten entstehen auch durch die Zu¬ 
satzrenten für die Opfer. Die USA be¬ 
teiligen sich erst seit 2012 in nennens¬ 
wertem Umfang daran, die Folgen die¬ 
ses Verbrechens gegen die Menschheit 
zu mildern. 

Die Unternehmen, die die Kampf¬ 
stoffe hergestellt haben, weigern sich 
bis heute, dafür die Verantwortung zu 
tragen. Das „Komitee 33“ prüft die 
rechtlichen Möglichkeiten, gegen sie 
vorzugehen, prüft und beseitigt aber 
auch die Umweltschäden und kümmert 
sich um die Opfer. 

Genosse Nguyen dankte für die 
Solidarität, die der Verband und die 
Dioxin-Opfer bisher aus Deutschland 
erfahren haben. Er bat uns um nicht 
nachlassende Öffentlichkeitsarbeit in 
Sachen „Agent Orange“ und um Hil¬ 
fe bei der Dingfestmachung deutscher 
Firmen, die zur Herstellung des Gifts 
beigetragen haben. Genosse Nguyen 
sprach die Hoffnung auf Hilfe deut¬ 
scher Wissenschaftler aus, um Wege zu 
finden, das Gift im Körper nachzuwei¬ 
sen und schneller zu besiegen. 

Manfred Idler 



Angebot und Nachfrage regeln in Vietnam den Preis der meisten Güter. 
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* Salats, Schrip 
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Kränen 
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Sa, 14.01.2017 * 10,00 - 22,00 Uhr * Mercme Hotel MOA 

Slcphanstraßc *1 * U Bahnstation BLrkcnslraßc (Us] * Beili □ Moabit 


17.00 Uhr: Widersland wählen! 

Worum £i* Kcnmsu nstuuicn und Kern ministe 1 re bat ihr Bund« tags wählen wi? su I chm 

WaWwltfl stehen müssen Diskussion* ru nde mli DKP-Wth!lklmjri■nru»n und Impfen) 

20.00 Uhr (Einlass 19.00 Uhr): LLL-Trefien der DKP 

Mit itetLeb«tragen von. fatrLk liebele l'VDriLtzcndcc der IiHP|. Robert Grilfcths. fCummunirt 
Party BritiinL wuit*F?n intern-stionalfn Güten und der 5Dft| wmit 
As twiteil Itderri mJi Athlm Bi|Ui 
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sdaj-Eiet2.de 
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isfnifhtgen^Sozialistische 

Alternativen 


14. Januar 2017, Mercure-Hotel 
MOA, Stephanstr. 41,10559 Berlin, 
Einlass: 10 Uhr, Beginn: 11 Uhr 



XXII. Internationale 


Rosa Luxemburg 

Konferenz 


Tickets unter www.rosa-luxemburg-konferenz.de 
Tel.: 0 30/53 63 55-10, aktionsbuero@jungewelt.de 
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Das 19. Pressefest 
der uz - Ein Streifzug 



DVD 16:9, 42 Min. 
10,- Euro 
plus Porto 


Neu im uz-shop 
www.uzshop.de 
Tel: 0201 17788923 


Einladung 

Der Ernst-Busch-Chor Berlin 

lädt zu seinem Weihnachtskonzert 

am 3. Dezember 2016 um 17.00 Uhr 

in die Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde ein. 

Ort: Am Tierpark 28, U-Bhf. Tierpark, Bus 194 Tram Ml7 
Eintritt: 10 Euro ermäßigt 8 Euro 
Kartenverkauf über Frau Schönborn Tel.: 9712317 oder E-Mail: 
ebcb-karten@gmx.de oder mittwochs von 12.30 -13.00 Uhr 
Franz-Mehring-Platz 1 vor dem Münzenbergsaal 


Beratung der Bildungskommission 
des Parteivorstands 

Termin: Sonntag, 4.12.16,11.00- 17.00 Uhr 

Ort: SAALBAU Gutleut, Rottweiler Straße 32, Frankfurt/M. 
Tagesordnung: 

- Ergebnisse der 6. PV Tagung zum Schwerpunkt 
„Marxistisch-leninistische Theorie und Bildung" 

- Diskussion des Entwurfs für das Bildungsmaterial 
Oktoberrevolution Teil II und Vorbereitung des 
100. Jahrestags der Oktoberrevolution 

- Unterstützung der Karl-Liebknecht-Schule 

- Verschiedenes 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundes¬ 
geschäftsstelle wird gebeten. 


DKP Ruhr-Westfalen zum LLL-Wochenende 2017 
Am 14. und 15. Januar 2017 in Berlin 

Auch 2017 fahren wir wieder nach Berlin, um an den Veran¬ 
staltungen und der Demonstration zum Gedenken an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht teilzunehmen. 

Dazu organisieren wir wieder eine gemeinsame Busfahrt aus 
dem Ruhrgebiet und aus dem Münsterland. 

Der Bus aus dem Ruhrgebiet wird wieder von Duisburg (6.30 
Uhr) über Essen (7.00 Uhr) und Dortmund (7.30 Uhr) fahren. 
Busfahrt und Übernachtung im Doppelzimmer kosten 70,- 
Euro, Einzelzimmer +20,- Euro 

Anmeldungen über Peter Köster: pumkoester@t-online.de 
Tel.: 0160 / 95 54 03 73; für den Bus aus dem Münsterland 
Anmeldungen und Informationen über Ansgar Schmidt: 
ansgar69@gmx.de / Tel.: 0163 / 89 96 758 

Wir bitten um verbindliche Anmeldungen bis zum 
19. Dezember 2016 


Toskana, nah am Meer 

umt-lfl ifcj "H -biohif.rit j OCOG. 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. 

iM 
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Urlaub im Lotsenhaus 

an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Jetzt anmelden, um zu Rosa und Karl zu fahren! 
DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende mit Demo in Berlin, 

14. und 15. Januar 2017 

Wir organisieren: 

• die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in 
Leverkusen um 2.00 Uhr. 

• die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.30 Uhr) 

• und die Übernachtung im Ivbergs Hotel Premium. 

Buslinie 187 der Berliner Verkehrsbetriebe fährt von der Hal¬ 
testelle vor dem Hotel bis in die Nähe der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz (Mercure Hotel MOA). Achtung: neuer Veranstal¬ 
tungsort, nicht das URANIA Theater. 

Preise pro Person: Nur die Fahrt (hin und zurück) 40,00 € 
Busfahrt und Übernachtung zusammen 

• im Einzelzimmer mit Frühstück 100,00 €. 

• im Doppelzimmer pro Person mit Frühstück 75,00 € 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis zum 9.12. 
2016: DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 51373 
Leverkusen, Tel.: 0214 49323 

E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 
oder Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 
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JUMP UP Update November 2016 : 
Liebe Leserinnen und Leser der UZ, 

wir können euch für kurze Zeit folgende CD von 
Wolf gang Neuss zum Sonderpreis anbieten: 

Ach das könnte schön sein EUR 9,50 

Die CD eröffnet mit "Schlag nach bei Shakespeare" (1957) aus 
dem Musical "Kiss Me, Kate" und dem durch "Das Wirtshaus im 
Spessart" (1957) bekannt gewordenen Titelstück. Beide Songs 
natürlich mit seinem kongenialen Partner Wolfgang Müller. Die 
Szenenfolgen und Lieder aus dem Musical "Schieß mich, Teil" 

(1958) und dem Hörspiel "Ein Autor sucht sechs Personen oder 
Komm mit nach Tingelstadt" (1959) sind echte Raritäten und erst¬ 
mals auf einem Tonträger zu hören. Natürlich fehlen auch die vier 
Lieder "Zusammenbruch-Song", "Adolf-Tango", "Sammelbüchsen- 
Song" und "Lied vom Wirtschaftswunder" aus dem Film "Wir Wun¬ 
derkinder" von 1958 nicht. Weiter geht's mit "Zwei Berliner in 
Paris" (1959) und Gesangspartner Wolf gang Grüner und dem Johannes Rediske Quartett. Den krö¬ 
nenden Abschluss bildet die "Ballade vom Mackie Messer" (1958) aus der "Dreigroschenoper", zwei¬ 
felsfrei eine der besten Interpretationen dieses Titels! 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



DANKE 

für die zahlreichen 
Glückwünsche und 
Geschenke zu 
meinem runden 
Geburtstag. 
Arno Grieger 
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Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 
3 € + Porto; ab 12 Gläser 
(1 Karton) portofrei. Wir 
liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. An¬ 
frage bei: Imkerei Trauth 
02241/973111 

E-Mail: camatra@web.de 

\_y 



Transparent »Unsere Willkommenskultur heißt: Gemeinsam kämpfen!« 

350 x 120 cm, 300g Mesh-Gewebe, Hohlsaum: links und rechts, 60,- € plus Versand 

Unsere Willkommenskultur heißt: 



Gegen Rassismus and NATO-Kriege! 



Mindestlohn rauf - 


Mieten runter! 

DKP*de 
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Über Biermann 

„Von einem, der glaubt, Kommunist 
gewesen zu sein“, UZ v. 18.11., S.ll 

Freue mich jeden Donnerstag über mei¬ 
ne UZ, die ich seit deren erstem Erschei¬ 
nen lese. Enttäuscht war ich diesmal aber 
über den umfangreichen Bericht über 
Wolf Biermanns Autographie. Muss so 
etwas von einen Antikommunisten in die 
UZ - und dazu noch Werbung für sein 
Buch und Glückwünsch zum Geburts¬ 
tag? Wo bin ich denn? Enttäuscht mich 
nicht nochmal. 

Erich Schreier ; Röthenbach/Pegnitz 

Etwas verzwickt - die Dialektik 

„Ein imperialistisches 
Unterordnungsverhältnis“, 

UZ v. 18.11, S. 12 

In einem bemerkenswerten Vortrag hat 
Lucas Zeise ein gegenwärtiges Weltver¬ 
hältnis kapitalistischer Länder bestimmt; 
er kommt zu einer doppelten Aussage: 
Einmal imperialistische Länder von in¬ 
nen her, und „das sind sie alle“, allein 
aufgrund ihres monopolistischen Cha¬ 
rakters den bestimmenden Eigentums- 
respektive Produktionsverhältnissen 
nach, unter ihnen aber auch solche, die 
sich „außerhalb des imperialistischen 
Weltsystems befinden“ und die diesem 
„als Aggressionsziel dienen“ - mit der 
Folge, dass „diese imperialistischen 
Mächte zu Anti-Imperialisten“ werden. 
Mutig, in Bezug auf einen Gegensatz? 
Zu mutig? Aber man muss wohl die Rol¬ 
le Russlands (und weiterer Länder) im 
gegenwärtigen Weltgeschehen richtig 
zuordnen. Was sie von innen her sind, 
sind sie nicht (unbedingt auch) nach au¬ 
ßen hin. Wir müssen diesen Unterschied 
in unserer Politik berücksichtigen (was 
im Übrigen nicht neu ist). Er erlaubt 
mehr Flexibilität bezüglich unserer Ein¬ 
schätzung der „Russischen Wende der 
besonderen Art“, und schützt uns auch 
vor der etwas vereinfachenden Sicht der 
griechischen KKE, die für die Erklärung 
der entstandenen Lage den Begriff „im¬ 
perialistische Pyramide“ vorgeschlagen 
hat. Pyramide mag - ausgehend von den 
USA - in Bezug auf Deutschland, Frank¬ 
reich, England, auch Griechenland usw. 
stimmen, für Russland nicht, und Chi¬ 
na ganz und gar nicht. Auch der Begriff 
„Weltsystem des Imperialismus“ stimmt 
daher nicht ganz - und ob in Zukunft, 
das dürfte zur Frage werden. Ich denke 
eher nicht. Auf alle Fälle: Eine Debatte 
sollte folgen. 

Hermann Jacobs, Berlin 

Mechanisch und einseitig 

„Ein imperialistisches 
Unterordnungsverhältnis“, 

UZ v. 18.11, S. 12 

Wenn ich im Artikel des Chefredakteurs 
der UZ lese, dass mit dem Bild der Py¬ 
ramide das Verhältnis imperialistischer 
Länder untereinander auszudrücken 
möglich sei, dann weiß ich: Achtung, hier 
wird dialektisches Denken aufgegeben 
und nur mechanisch, insofern einseitig 
gedacht. Tatsächlich bildet der Artikel 
nur eine Seite des Verhältnisses der BRD 
zu den USA ab, nämlich die Unterdrü¬ 
ckung der BRD durch die USA - wie es 
AfD und Pegida seit geraumer Zeit tun. 
Gerade heute, wenn die deutsche Pres¬ 


se und Politik Trump und Putin als zwei 
Despoten außerhalb demokratischer Re¬ 
geln darstellen, fordern CDU, CSU und 
SPD größeren militärischen Einfluss in 
der Welt. Ökonomisch hat man es schon 
weit gebracht, man schwächt z.B. seit 
Jahren die US-Ökonomie durch hohen 
Export dorthin. Militärisch - und damit 
die Welt beherrschend - ist man noch 
lange nicht so weit. Die Pläne - mehre¬ 
re Papiere der Stiftung Wissenschaft und 
Politik sowie das Weißbuch der Bundes¬ 
wehr und das Vorhaben EU-Armee - 
sind aber schon geschmiedet. Damit 
stehen die heutigen Wirtschafts-, Politik 
und Medieneliten in einer außenpoliti¬ 
schen Tradition, die seit dem Deutschen 
Kaiserreich über die Weimarer Repub¬ 
lik, den Faschismus und der Bonner Re¬ 
publik entwickelt worden ist. Man lese 
dazu etwa Arno Klönne/Werner Bier¬ 
mann: Ein Spiel ohne Grenzen. Wirt¬ 
schaft, Politik und Weltmachtambitio¬ 
nen in Deutschland. 1871 bis heute. Man 
muss also das Konkurrenzverhältnis der 
imperialistischen Staaten USA und BRD 
in seiner Wechselseitigkeit begreifen. Im 
Übrigen hoffe ich nicht, dass die DKP 
gegen die deutsche Monopolbourgeoi¬ 
sie kämpft, um sich von den USA zu be¬ 
freien. Wir befreien uns mit der Arbeiter¬ 
klasse beider Länder von beiden Mono¬ 
polbourgeoisien. 

Andreas Hiillinghorst , Berlin 

Ambitionen des deutschen 
Monopolkapitals 

„Ein imperialistisches 
Unterordnungsverhältnis“, 

UZ v. 18.11, S. 12 

Lucas Zeise ist für seine Ausführungen 
einerseits zu danken, denn sie sprechen 
ein oft nicht genügend diskutiertes Pro¬ 
blem an, das der innerimperialistischen 
Widersprüche. Zugleich möchte ich ihm 
in einigen Punkten widersprechen. In der 
gebotenen Kürze eines Leserbriefs seien 
sie hier nur ganz summarisch aufgeführt: 

1. Es gibt keine imperialistischen „Anti¬ 
imperialisten“, zu denen Zeise Russland 
und Iran zählt. Es gibt zeitweilige oder 
auch langfristige erbitterte Konkurrenz 
zwischen imperialistischen Staaten. Das 
ändert, wie Zeise selber sagt, nichts an 
der Natur der Gesellschaftsformation, 
deren Staaten, z.B. Russland als impe¬ 
rialistischer Staat in der Defensive, sich 
mit anderen Imperialisten, aktuell befin¬ 
det. Aber Imperialismus bleibt, was er ist: 
Reaktion nach innen, Aggression nach 
außen. 

2. Ich finde es wichtig, sich gegen eine 
Neuauflage der Kautskyschen Ultraim¬ 
perialismus-Theorie zu wenden. Der ab¬ 
sehbare Niedergang des stärksten impe¬ 
rialistischen Staats USA und der Auf¬ 
stieg anderer, z.B. der BRICS-Staaten, 
wird die Kriegsgefahr, ja sogar die Ge¬ 
fahr eines allgemeinen imperialistischen 
Kriegs eher erhöhen, nicht verkleinern. 

3. Gerade in Hinsicht auf die BRD emp¬ 
finde ich die Theorie der imperialisti¬ 
schen Pyramide als richtig. Zeise führt 
viele zutreffende Beispiele für die Ab¬ 
hängigkeit des deutschen Imperialismus 
von dem der USA an. Ein Blick in Rein¬ 
hold Opitz 4 Quellensammlung zu den 
Europastrategien des deutschen Kapi¬ 
tals bis 1945 zeigt aber auch die brandge¬ 


fährlichen Kontinuitäten der ureigensten 
Ambitionen des deutschen Monopolka¬ 
pitals. Das hat besonders der Ukraine- 
Konflikt 2014 gezeigt, das zeigte die ver¬ 
räterische Reaktion von der Leyens auf 
die Wahl von Trump, das belegt fast Tag 
für Tag detailliert das Internet-Portal 
„German Foreign Policy“. 

4. Innerimperialistische Widersprüche 
können von revolutionären Bewegun¬ 
gen/Parteien unter zwei Bedingungen 
genutzt werden: zum einen unter Wah¬ 
rung völliger ideologischer und poli¬ 
tischer Unabhängigkeit von der einen 
oder der anderen Seite (was nichts mit 
„Äquidistanz“ zu tun hat), zum anderen 
unter dem Kriterium, dass dieses tak¬ 
tische Vorgehen keinem anderen stra¬ 
tegischen Ziel als dem Sieg der Arbei¬ 
terklasse und ihrer Verbündeten gegen 
das jeweils „eigene“ Kapital nutzt. Die 
Leninschen Kriterien für das Nutzen 
solcher Widersprüche wären eine eige¬ 
ne Betrachtung wert, die manche Verwir¬ 
rungen, z.B. zu Syrien, beenden helfen 
könnte. 

5. Es wäre sehr hilfreich, wenn gerade zu 
all diesen Fragen der vorzügliche Bei¬ 
trag der KKE-Delegation beim jüngs¬ 
ten XVIII. Treffen der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien, der in Hanoi statt¬ 
fand, in deutscher Sprache veröffentlicht 
und zugänglich gemacht würde. Engli¬ 
scher Text: http://solidnet.org/greece- 
communist-party-of-greece/18-imcwp- 
contribution-of-cp-of-greece-en-ru-es-ar 

Hans Christoph Stoodt, Frankfurt 

Russland vorher aggressiver? 

„Ein imperialistisches 
Unterordnungsverhältnis“, 

UZ v. 18.11, S. 12 

Eine ausgezeichnete Darstellung der 
Position Deutschlands in der „imperia¬ 
listischen Pyramide“, die man gut nach¬ 
vollziehen kann. Nur wenn „die politi¬ 
sche Führung der Russischen Föderation 
seit einiger Zeit weniger aggressiv“ ist, 
muss sie ja vorher mehr aggressiv ge¬ 
wesen sein. Wieso? Seit ihrem Bestehen 
wird das Land von der Nato bedrängt, 
wodurch die Kriegsgefahr in Europa er¬ 
höht wird. 

Walter Hilbig, Essen 

Nichts als Theorie 

„Umfangreiche und abgesicherte 
Erkenntnisse“, UZ v. 18.11., S.10 

Rechtsextreme Organisationen der un¬ 
terschiedlichsten Couleur schießen wie 
Pilze aus dem Boden. Flüchtlingsunter¬ 
künfte brennen und linke Büros werden 
zerstört. Die unterschiedlichen Erfah¬ 
rungen der Genossen und Genossinnen 
in den antifaschistischen Kämpfen in der 
UZ zu veröffentlichen und gemeinsam 
auszuwerten, wäre für die Arbeit vor Ort 
hilfreich gewesen. Aber was lese ich in 
dem Artikel? Einen Bericht über the¬ 
oretische Abhandlungen. Ein einziger 
Satz informiert darüber, dass auch die 
Realität zur Kenntnis genommen wur¬ 
de: „Die Diskussion um aktuelle antifa¬ 
schistische Strategie und Taktik bildete 
den Abschluss des Seminars.“ Wir kön¬ 
nen in die Aktionen gehen mit der Infor¬ 
mation: „Die Partei hat geredet.“ Danke 
für das Gespräch. 

Heide Janicki, per E-Mail 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 26. NOV 


Berlin: „Die EU in der Existenzkrise - Was 
sind die Antworten der Linken?“ Tagung 
des Marx-Engels-Zentrums und der Marx- 
Engels-Stiftung mit Beiträgen von Peter 
Wahl (WEED), Wilhelm Langthaler (Wien) 
und Keith Barlow (Communist Party of Bri- 
tain). Berlin-Charlottenburg, MEZ, Spielha- 
genstraße 13,11.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Chemnitz: Landeskonferenz der KPF Sach¬ 
sen. Rothaus, Lohstraße 2, 10.00 Uhr bis 
15.00 Uhr. 


MO ★ 28. NOV 


Bamberg: Berufsverbotsfall Kerem Scham¬ 
berger, Gruppenabend der DKP mit Eva Pe¬ 
termann. Gaststätte „Linde“, Gaustadter 
Hauptstraße 56,19.00 Uhr. 


Dl ★ 29. NOV 


Recklinghausen: Bericht von der DKP- 
Parteivorstandstagung und Vorbereitung 
der Landtagswahlen, Treffen der DKP. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 30. NOV 


Fulda: „Die schützende Hand“, Wolfgang 
Schorlau liest aus seinem Buch und wird 
begleitet von dem Bluessänger und Gitar¬ 
risten Werner Dannemann. Veranstalter: 
Buchhandlung Ulenspiegel und das Bünd¬ 
nis Fulda stellt sich quer e.V. Kulturkeller 
Fulda, Jesuitenpatz 2, 19.30 Uhr. Eintritt 
15,00 Euro, Schülerinnen, Arbeitslose und 
Studentinnen 10.00 Euro. 


zert!“ Demonstration vor der Lutherkirche 
Stuttgart-Bad Cannstatt. Trillerpfeifen bitte 
mitbringen. Martin-Luther-Straße 54,18.00 
Uhr. 


SA ★IO. DEZ 


Münster: „Hegel, Marx und die Dialektik“. 
Seminar der Marx-Engels-Stiftung mit Prof. 
Andreas Arndt (Humboldt-Universität Ber¬ 
lin). Institut für Theologie und Politik (ITP), 
Friedrich-Ebert-Straße 7, 12.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


SO ★ 11. DEZ 


Bremen: Jahresabschluss der DKP-Gruppe 
Bremen. Silvia Gingold liest aus dem Buch 
ihres Vaters. Nachbarschaftshaus Helene 
Kaisen, Beim Ohlenhof 10,15.00 Uhr. 

Stuttgart: „Matinee im Waldheim“, der 
Stuttgarter Autor Jochen Bender liest aus 
seinem neuen Krimi „An der Kante“. Wald¬ 
heim Gaisburg, Obere Neue Halde, 11.00 
Uhr. 


Dl ★ 13. DEZ 


Recklinghausen: DKP-Treff. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


SA ★ 17. DEZ 


Solingen: „Lieder gegen den rechten 
Aufmarsch“, Konzert mit Kai Degenhardt. 
Veranstaltung der Partei „Die Linke“ Solin¬ 
gen und DKP Solingen. Gleis 3, Alexander- 
Coppel-Straße 34,19.30 Uhr. Eintritt 12.00 
Euro an der Abendkasse. 


DO ★ 1.DEZ 


Mainz: „No pasarän! - 80. Jahrestag der 
Gründung der Internationalen Brigaden.“ 
Beiträge zur historischen Bedeutung der 
Internationalen Brigaden und Vorstellung 
von Biografien Mainzer Interbrigadisten. 
Eine Veranstaltung der WN-BdA Mainz - 
mit Unterstützung des DGB Rheinhessen- 
Nahe und des Regionalbüros Mainz der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Julius-Lehl- 
bach-Haus (DGB-Haus), Kaiserstraße 26, 
19.00 Uhr.._ 

Stuttgart: „Wir pfeifen auf das Militärkon- 


Dl ★ 20. DEZ 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 
21,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der Segen vom Himmel 

Ein Vorweihnachtsmärchen 


Es lebte einmal auf einer Insel, die, ge¬ 
formt wie eine nasse Socke, im Nebel¬ 
meer liegt, eine alte Dame in einem 
alten Haus. Sie war wohlbekannt über 
die Strände des Eilands hinaus und ihr 
Name war Frau Lisbeth. Sie hatte, da 
nicht unvermögend, ein auskömmli¬ 
ches Leben gehabt, war rüstig bis ins 
hohe Alter, sorgte sich rührend um den 
geistig schon stark verwitterten Gatten 
und die zahlreiche Familie und nahm 
bei alledem, was einer Greisin den Tag 
schon zu füllen genügen könnte, immer 
noch öffentliche Aufgaben wahr. 

Die Zeit nagt am Menschen wie 
an Immobilien und so kam’s, dass am 
Häuschen der beiden der eine oder an¬ 
dere Mangel auftrat: Das Mauerwerk 
lugte an vielen Stellen durch den brö¬ 
ckelnden Putz, Türen quietschten beim 
Öffnen, Fenster waren blind geworden, 
die Läden hingen schief in den Angeln 
und Zugluft gefährdete die Gesundheit 
der beiden Alten. 60 Jahre lang hatten 
sie Ausgaben für Erhaltung gescheut. 

Dach und Fach zu erneuern schien 
vonnöten, so sann Frau Lisbeth über 
Abhilfe nach. Doch das Ersparte anzu¬ 
greifen zögerte sie. Dabei dachte sie an 
die Zukunft der Kinder und Kindeskin¬ 
der, denen - rechte Taugenichtse, die 
sie waren -, ein Erbe den Lebenspfad 
zu ebnen nötig sein würde. 

Und wie sie so sann und die Stirn 
furchte in ihrer Gewissensnot, da riss 
der Himmel auf und die Dukaten pras¬ 
selten gleich pfundweis auf sie hernie¬ 
der. Dazu jauchzte ein Engelschor und 
übertönte das aufflammende Gezänk 
der Neider. Und Frau Lisbeth setzte 
Handwerker in Lohn, die ihr das Haus 
wieder schmuck machten, und sie hatte 


eine Freude und lebte zusammen mit 
ihrem Ehegespons ihre Tage bis zur 
Neige im erneuerten Gebälk. 

★ 

Märchen haben oft einen realen Hin¬ 
tergrund. Hier ist es der folgende: Der 
Wohnsitz der britischen Monarchin 
Elizabeth II. und ihres Gatten Prinz 
Philip, Buckingham Palace, ist ebenso 
wie andere Residenzen des Paars ma¬ 
rode. Daher hat die britische Regierung 
unter Theresa May einen Zuschuss von 
350 Millionen Pfund zur Renovierung 
der Bauten in Raten von 35 Millionen 
pro Jahr über zehn Jahre gebilligt. Die 
„Royal Family“ kostet die britischen 
Steuerzahler bereits über 334 Millio¬ 
nen Pfund jährlich an Apanage. 

Kritiker stoßen sich daran, dass 
der Zuschuss am selben Tag zugesagt 
wurde, an dem die diesjährige Spen¬ 
denkampagne der BBC für „Kinder in 
Not“ begann. Öffentlichen Wohnungs¬ 
bau gibt es in Britannien kaum noch. 
Städte und Gemeinden, die finanziell 
nicht mehr in der Lage sind, den sozi¬ 
alen Wohnungsbau zu finanzieren, ha¬ 
ben in den letzten Jahren 3,4 Milliar¬ 
den Euro ausgegeben, um Obdachlose 
in billigen Hotels und Notunterkünften 
unterzubringen. 

Das Privatvermögen der Köni¬ 
gin wird auf 340 Millionen US-Dollar 
geschätzt, der Grundbesitz der Kro¬ 
ne auf einen Wert von 7,3 Milliarden 
Pfund. Dazu kommen Erträge aus 
dem Herzogtum Lancaster in Höhe 
von 472 Millionen Pfund. Die Queen 
ist von der Einkommensteuer befreit. 

Manfred Idler 


Auf ärztliche Anordnung 

Radsportler Thomas Dekker 
wollte gewinnen, also dopte er 


2015 versuchte der niederländische 
Radrennfahrer Thomas Dekker den 
Stundenweltrekord der Radrennfah¬ 
rer zu unterbieten. Sein Manager hielt 
es allerdings nicht für nötig, wenigstens 
die Zeit des gescheiterten Versuchs zu 
veröffentlichen. Dekker galt damals als 
das größte Nachwuchstalent der nie¬ 
derländischen Rennfahrer. Er erzielte 
gute Ergebnisse beim Zeitfahren und 
kam gut über die Berge. 2004 wurde er 
niederländischer Meister im Zeitfah¬ 
ren. Da war er 19 Jahre alt. Er radelte 
von Sieg und Sieg und galt sogar als 
Favorit auf den Sieg bei der Tour de 
France. 2005 hatte ihn die Firma Rabo- 
bank engagiert und seitdem fuhr er als 
„Werbeträger“ in deren Trikot. 

Sein bis dahin größter Erfolg ge¬ 
lang ihm im März 2006, als er die ein¬ 
wöchige italienische Pro-Tour-Rund- 
fahrt Tirreno-Adriatico gewann. Im 
August 2008 kündigte Rabobank 
überraschend den Vertrag. Seit Be¬ 
ginn der Saison 2009 fuhr er im Team 
„Silence-Lotto“ auch hier währte sein 
Vertrag nicht lange. Das Motiv für die 
Vertragsauflösung: Bei Urin-Nachkon¬ 
trollen aus dem Jahr 2007 war Dekker 
am 30. Juni 2009 des Dopings mit Ery¬ 
thropoetin (EPO) überführt worden 
und augenblicklich von „Silence-Lot¬ 
to“ gekündigt worden. Anfang März 
2010 wurde mitgeteilt, dass Thomas 
Dekker bis 1. Juli 2011 gesperrt sei. 
Nach Ablauf der Frist engagierte ihn 
„Chipotle Development“, ein „Farm¬ 
team“ - so tituliert man die zweite und 
dritte Mannschaft. Bald wechselte er 
wieder in die höchste Klasse der Pro¬ 
fis. Im Februar 2015 machte er dann 
den Versuch, sich wieder in die aller¬ 
erste Reihe zu fahren, in dem er jenen 
misslungenen Stundenweltrekordver¬ 
such unternahm. Am Ende fehlten ihm 
270 Meter und Hollands größtes Talent 
warf das Handtuch. 

Wen das alles interessiert? Dekker 
schlug dieser Tage ein neues Kapitel 
des Themas „Doping und Radsport“ 
auf. Denn wer aussichtslos hinter¬ 
herfährt, hat noch die Chance, einige 
Euro durch „Enthüllungen“ zu verdie¬ 


nen. Und aufschlussreich ist die Affäre, 
weil sie nachweist, dass im Radsport 
nach wie vor hemmungslos gedopt 
wird. Dekker über Dekker: „Als Jung- 
Profi wollte ich nur eines: Rennen ge¬ 
winnen. Und am besten so viele wie 
möglich. Ich wollte um jeden Preis ge¬ 
winnen. Das war meine Stärke, und zur 
gleichen Zeit hat es mich in die Falle 
gelockt. Es hat mich sehr tief sinken 
lassen.“ 

In dem Buch „Thomas Dekker - 
mein Gefecht“ schrieb der jetzt 32-Jäh¬ 
rige über Doping mit Epo oder mittels 
Bluttransfusionen sowie den durch me¬ 
dizinische Ausnahmegenehmigungen 
(TUE) gedeckten, massenhaften Miss¬ 
brauch von Kortison. 

„Doping war überall. In unserem 
Team und in anderen. Kortison, Blut¬ 
beutel, Schlaftabletten - wenn du von 
Absurdität umgeben bist, glaubst du, 
dass das normal ist. (...) Wir haben je¬ 
den Tag Kortison genommen. Ich weiß 
gar nicht wofür oder wogegen. Aber du 
konntest in Rennen höhere Belastun¬ 
gen aushalten. Wir hatten Ausnahme¬ 
genehmigungen dafür.“ 

Kaum war Dekkers Buch erschie¬ 
nen, wurde ein neues Mittel bekannt 
und das sollte der fünffache Olympia¬ 
sieger Bradley Wiggins zu sich genom¬ 
men haben. So wie Dekker vor dem 
Erscheinen seines Buchs geschworen 
hatte, nie Dopingkunde gewesen zu 
sein, läuft Wiggins nun Sturm gegen die 
„Verleumdungen“. Er litt seit Jahr und 
Tag an Asthma und soll deshalb Triam¬ 
cinolon jeweils vor seinen Tourstarts 
2011,2012 2013 (2012 hatte er gewon¬ 
nen) verabreicht bekommen haben - 
natürlich von einem Arzt verschrieben 
und somit kein Dopingvergehen. 

Der eine leugnet, der andere 
„packt“ aus. Was die Feststellung ge¬ 
stattet, dass im Radsport nachlesbar 
gedopt wird. Können Sie sich noch 
dunkel erinnern, dass die DDR einst 
die „Hauptstadt“ der Dopingwelt war? 
Nun existiert die DDR nicht mehr 
und es bleibt nur die Frage: „Was tun? 
spricht Zeus!“ 

Klaus Huhn 


Traum des roten Bullen 



Spaß, Action und Erfolg. Beim „Red Bull Air-Race“ fliegen Piloten abenteuerliche Manöver, um das Publikum zu unterhal¬ 
ten. Die Marke soll mit aufregenden Erlebnissen („Events“) verbunden werden. 


D er elfte Spieltag ist vorbei. Ein 
Blick auf die Tabelle der Bun¬ 
desliga zeigt: RB Leipzig ist Ta¬ 
bellenführer. Und Fußballdeutschland 
schnaubt, wie die Bullen im Wappen 
der Red-Bull-Werbetruppe. Doch nicht 
nur das Konstrukt von RasenBallsport 
Leipzig ist fragwürdig, sondern das ge¬ 
samte Sportimperium von Red Bull. 
Denn dass bei RB Leipzig die Fäden 
von dem Getränkeherstefier gezogen 
werden, dürfte klar sein, und ebenso 
klar ist, dass gerade diese Dauerprä¬ 
senz des Eigentümers Kritik bei den 
Fans hervorruft. 

Doch nicht nur in Leipzig lenkt Red 
Bull das Geschehen. Inzwischen hat 
Red Bull eine eigene Produktpalette 
an Sportarten mit eigenen Wettbewer¬ 
ben und Mannschaften geschaffen und 
dominiert mit seinem Logo die Werbe¬ 
banden und Fahrzeuge des internatio¬ 
nalen Sports. 

Das 1984 gegründete Unternehmen 
verfolgte von Beginn an eine eigene 
Marketingstrategie, bei der es Extrem¬ 
sportler unterstützte. Mit dem Getränk 
sollten Abenteuer, Spaß und vor allem 
Erfolg verbunden werden. So kann es 
nicht verwundern, dass Red Bull 2015 
etwa 1,5 Mrd. Euro für Werbung ausgab. 
Darin sind viele Ausgaben noch nicht 
mit eingerechnet, da Red Bull 86 Toch¬ 
terunternehmen besitzt. Das Getränk 
wird längst von einem externen Dienst¬ 
leister produziert - der Rauch Frucht¬ 
säfte GmbH -, die Hauptfirma küm¬ 
mert sich nur noch um die Vermarktung. 
Und die Vermarktung im Sport umfasst 
längst das Kerngeschäft des nach Coca- 
Cola und Pepsi drittgrößten Getränke¬ 
herstellers weltweit. 

Inzwischen hat Red Bull 691 Ath¬ 
leten unter Vertrag, davon hauptsäch¬ 
lich Wintersportler, Surfer, Rennfahrer, 
Mountainbiker und andere Extrem¬ 
sportler. Das Ziel ist die Vermarktung 


von Erfolgen. So gehören zu den be¬ 
kanntesten Werbegesichtern der Fuß¬ 
baller Neymar, die Skifahrerin Lindsey 
Vonn, die Rennfahrer Sebastien Loeb 
und Mark Webber oder der Skispringer 
Thomas Morgenstern. Paradebeispiel 
für die Vermarktungsstrategie dürf¬ 
te Felix Baumgartner und sein Sprung 
aus der Stratosphäre 2012 sein. Zusätz¬ 
lich zu dieser schier endlosen Liste von 
Athleten kommen noch eigene Teams. 
Dazu zählen fünf Fußballmannschaften 
aus New York, Salzburg, Ghana, Brasili¬ 
en und Leipzig. Zwei Eishockeymann¬ 
schaften aus München und Salzburg und 
zwei Formel- 1-Teams: Toro Rosso und 
Red Bull-Racing. Wenn Red Bull nicht 
gerade als Eigentümer einer Mann¬ 
schaft oder als Sponsor auftritt, stampft 
diese Marketingmaschinerie kurzer¬ 
hand eigene Veranstaltungsreihen aus 
dem Boden. Bis heute hat Red Bull sie¬ 
ben eigene Wettkämpfe geschaffen, da¬ 
runter die Freestyle-Motocross-Serie 
„X-Fighters“, das „Air-Race“, bei dem 
es sich um ein Luftrennen handelt, oder 
den „Red Bull-Flugtag“. Seit 1992 kön¬ 
nen dabei die Teilnehmer mit selbstge¬ 
bauten „Fluggeräten“ von einer Rampe 
ins Wasser springen. Jede dieser Mann¬ 
schaften und Veranstaltungen wird von 
eigenen Unternehmen geführt. 

Bei zahlreichen anderen Teams tritt 
Red Bull als Sponsor auf - vor allem im 
Motorsport. Dort unterstützt Red Bull 
Teams im Rallyesport oder der DTM. 
Firmengründer und Milliardär Dietrich 
Mateschitz ist eines wichtig: Erfolg. Und 
bei Erfolgen soll sein Firmenlogo zu se¬ 
hen sein. So gibt es kaum eine Sportart, 
bei der Red Bull nicht seine Finger im 
Spiel hat. Deshalb ist es auch nicht ver¬ 
wunderlich, dass zwischen den Schwes¬ 
tervereinen Sportler hin- und herwech¬ 
seln. Seit 2012 wechselten elf Fußballer 
zwischen Salzburg und Leipzig. Und 
Formel-1-Fahrer dürfen bei dem klei¬ 


neren Rennstall Toro Rosso erste Er¬ 
fahrungen sammeln, bevor sie zu dem 
erfolgreicheren Team Red-Bull-Racing 
wechseln. 

Bemerkenswert ist, dass der häufigs¬ 
te Partner im Sponsoring VW ist. Es ist 
fast ausschließlich das VW-Logo, wel¬ 
ches auf den Werbebanden im Leipzi¬ 
ger Stadion neben Red Bull zu sehen 
ist. Und im Rallyesport prangte auf fast 
jedem Wagen von Volkswagen das Logo 
des Getränkeriesen. In der DTM wird 
mit dem Fahrer Mattias Ekström auch 
der Rennstall von Audi gesponsert. Und 
VW ist auf den Flugzeugen des „Air- 
Race“ zu sehen. Zur Vermarktung der 
Erfolge hat das Unternehmen ein eige¬ 
nes Magazin, den „Red Bulletin“ und 
den Fernsehsender „ServusTV“. Im Pro¬ 
gramm des Senders wurde letzte Saison 
dann auch die deutsche Meisterschaft 
der eigenen Eishockeymannschaft aus 
München live gezeigt und zelebriert. 

Red Bull verzichtet inzwischen 
größtenteils auf Werbung in anderen 
Medien und konzentriert sich auf den 
Sport. Deshalb ist auch der bekannte 
Werbeslogan „Red Bull verleiht Flü¬ 
gel“ weitestgehend aus dem Fernsehen 
verschwunden. Doch wer mit Red Bull 
fliegt, droht abzustürzen: bisher sind 
acht Sportler, die bei Red Bull unter 
Vertrag standen, bei der Jagd nach Re¬ 
korden gestorben. 

Nach Aussage von Mateschitz ist es 
das Ziel der Marketingstrategie eine 
„Identität von Marke und Sport zu 
schaffen“. Doch wenn man die Tätig¬ 
keiten von Red Bull betrachtet, dann 
scheint es so, dass eher eine Symbiose 
von Sport und Marke das Ziel ist. Denn 
beim Sport kommt man nicht mehr um 
Red Bull herum. Es sieht gerade so aus 
als sei Mateschitz 4 Traum, dass eine Fuß¬ 
ballmannschaft in seinen Trikots in der 
Champions League spielt, zum Greifen 
nah. Hannes Schinder 


Der rote Kanal 


Das große Konzert 

Weihnachten mit Helene Fischer, das 
klingt doch schon nach der Sorte Fest, 
die uns Coca Cola und Mariacron seit 
Jahrzehnten unterjubeln wollen. Aber 
Konsum ist nunmal der Markenkern 
des christlichen Abendlandes und eine 
kurzberockte, glitzernde Helene Fi¬ 
scher auch. Da wird ein Rest Anstand 
gewahrt, die Vierjährige kann mitsin¬ 
gen und Opa kriegt keinen Herzinfakt. 
Aber bitte auch mal eine Kerze für 
Andrea Berg anzünden. Die wird näm¬ 
lich vorschnell vergessen, wenn Hele¬ 
ne mal wieder von der Decke schwebt. 
Das „große Konzert mit Advents- und 
Weihnachtsliedern aus Wien“ 

So, 27 . 11 ., 20.15 Uhr, SWR 


Michael Kohlhaas 

Heinrich von Kleists Geschichte vom 
trotzigen Pferdehändler, der sich ge¬ 
gen Unrecht und Willkür in einen aus¬ 
sichtslosen Kampf stürzt. Der Film 
überzeugt trotz drögen Drehbuchs 
und Pathosschwangerschaft mit kla¬ 
ren, strengen Bildern aus dem Karst¬ 
gebirge des französischen Zentral¬ 
massivs. Sehenswert auch wegen des 
Spiels zweier Ausnahmeschauspieler: 
Mads Mikkelsen, Dänemarks genial 
wandlungsfähiger Superstar, darf als 
Titelheld düster blicken und Bruno 
Ganz gibt einen glaubhaften Gouver¬ 
neur als Kohlhaas 4 Gegenspieler. 

So, 27 . 11 ., 21.35 Uhr, Arte 


Der „Gerd Müller des Ostens“ 

Joachim Streich, ehemaliger Fußball¬ 
spieler der DDR, geht in dieser Do¬ 
kumentation auf Spurensuche seiner 
Karriere. In 25 Jahren kam er auf 378 
DDR-Oberligaspiele und 229 Tore 
für Hansa Rostock und FC Magde¬ 
burg und 102 Länderspiele mit 55 To¬ 
ren. Was ihn zum Rekordtorschützen 
der DDR machte und ihm den Ruf des 
„Gerd Müllers des Osten“ einbrachte. 
Aufgrund seiner langen Haare, seiner 
Vorliebe für Zigaretten und seiner an¬ 
geblich mangelnden Einstellung wur¬ 
de er oft von den DDR-Fußballfunk- 
tionären kritisiert. Eine „Sportclub 
Story 44 . 

So, 27 . 11 ., 23.35 Uhr, NDR 













